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 I C A R TO O N D E S  M O N AT S

von Antje Dombrowski   
 

Kaum hat man das Lehrerzimmer nach 
dem Jahreswechsel erstmalig betreten,  

tönt es auch schon fröhlich heiter aus ir-
gendeiner Ecke desselbigen: Und, was hast 
du dir für das neue Jahr vorgenommen?

Ich, was soll ich mir denn vorgenommen 
haben? 

An meinem Arbeitsplatz angekommen, 
fällt mein Blick auf die von mir sorgsam 
aufgereihten und gut gefüllten sechs Ox-
ford Kunststoff-Sammelboxen, mehrfarbig 
sortiert, sowie auf dort in hohen Stapeln 

neue Jahr zu machen? Oder hat nicht eher 
das Kollegium mit einem missbilligenden 
Blick auf meinen Arbeitstisch mir etwas 
vorgenommen? 

So muss es gewesen sein. Aber das war 
letztes Jahr, und das ist bekanntlich vor-
bei. Wer, bitteschön, nimmt sich denn 
jetzt noch was zum letzten Jahr vor? 

befindliche Klassenarbeiten 7-10 plus mei-
ner drei Ablagen, nebenstehend, transpa-
rent, bestückt mit einkassierten Irgendwas 
und einer Sammlung an Arbeitsblättern, 
man weiß ja nie, besser man hat sie, für 
welche Vertretung auch immer oder: für 
wenn mal der Drucker nicht funktions-
tüchtig sein sollte.

Wieso sieht der Platz eigentlich immer 
noch so aus wie letztes Jahr? Sollte nicht 
alles zum neuen Jahr weggeräumt sein? 
Hatte ich mir nicht insgeheim doch vorge-
nommen, meinen Arbeitsplatz fit für das 

Und,�was�hast�du�dir�vorgenommen?
 I KO LU M N E

Antje Dombrowski,  
Lehrerin an einer Integrierten  

Sekundarschule in Neukölln



3

FO
TO

: P
RI

VA
T

JANUAR/FEBRUAR�2024 | bbz  STANDPUNKT
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Starke� 
Mitglieder� 

–�starke�
Gewerkschaft��

Wieviel wir erreichen,  
hängt entscheidend von unserer  

Organisierung an der Basis ab

der Kolleg*innen auf und tragen sie – zum Beispiel 
über Vertrauensleutekonferenzen – in die gewerk-
schaftliche Debatte. So befördern sie eine demokra-
tische Interessenvertretung in Betrieb und Gewerk-
schaft.

Aber solche Strukturen entstehen nicht von selbst. 
Es braucht aktive Mitglieder in den Einrichtungen, 
die die Initiative ergreifen. Die Bezirks- und Abteilungs-
leitungen der GEW unterstützen sie dabei mit Rat 
und Tat, mit der Schulung von Vertrauensleuten, mit 
Vernetzung und Austausch über die eigene Schule, 
Kita oder Jugendhilfeeinrichtung hinaus. Die hohe 
Arbeitsbelastung in vielen Bereichen wie auch priva-
te Verpflichtungen erschweren gewerkschaftliches 
Engagement. Ein niedriger gewerkschaftlicher Orga-
nisationsgrad wie in manchen Bereichen der Wissen-
schaft kann erstmal entmutigen. Hier finden wir 
zusammen Wege, mit einer niedrigschwelligen Ver-
netzung im eigenen Arbeitsbereich anzufangen.

Schon kleine erste Schritte schaffen Präsenz und 
ermutigen andere: ein Schwarzes Brett für Info-

material der GEW, Ansprache auf das Tarifergebnis 
bei der Mittagspause, ein gemeinsam eingebrachter 
Antrag in der Gesamtkonferenz oder Betriebsver-
sammlung.

Jede Forderung ist nur so gut wie wir als Kolleg-
*innen stark genug sind, diese durchzusetzen. Und 
jede Gewerkschaft kann nur so stark sein, wie sie 
aktive Mitglieder vor Ort hat. Fördern wir somit un-
sere Verankerung, unterstützen und informieren wir 
unsere Kolleg*innen, beteiligen wir uns in der GEW 
BERLIN. Der Vorstandsbereich Mitgliederaktivierung 
und Mitgliederzeitschrift hat sich zum Ziel gesetzt, 
diesen Strukturaufbau voranzutreiben und zu be-
gleiten.  

Marie Viney, Sozialarbeiterin, Leitung Vorstandsbereich 
Mitglieder aktivierung und Mitgliederzeitschrift

Tausende von uns haben in den letzten Wochen 
für eine Verteidigung unserer Reallöhne im TV-L 

gestreikt. Besonders stark konnten wir in denjenigen 
Schulen, Kitas, Universitäten und Jugendämtern mo-
bilisieren, wo es gewerkschaftliche Betriebsgruppen 
und aktive Vertrauensleute gibt. Nichts geht mehr, 
wenn gut organisierte Beschäftigte gemeinsam ihre 
Arbeit liegen lassen und die Einrichtung schließen. 
Wer das schon einmal selbst erlebt hat, kennt das 
empowernde Gefühl, die Ohnmacht einmal überwin-
den zu können.   

Nicht überall läuft es so ab. Dort, wo nur ein ge-
ringer Teil der Beschäftigten streikt, gelingt es der 
Leitung eher, Streikende einzuschüchtern und von 
der Wahrnehmung eines Grundrechtes abzuhalten. 
Der einzige Weg, wirkmächtiger zu werden, ist eine 
sichtbare gewerkschaftliche Vertretung vor Ort. Die 
GEW BERLIN ist über ihre Basisstrukturen in den Bil-
dungseinrichtungen ansprechbar und macht Solida-
rität unter Kolleg*innen erfahrbar.

Betriebsgruppen der GEW BERLIN sind Orte, an denen 
Kolleg*innen offen reden, ihrem Ärger Luft machen 
und planen können, wie sie gemeinsam Veränderun-
gen anstoßen können. Betriebsgruppen sind die Ba-
sis gewerkschaftlicher Arbeit, das Organ der Gewerk-
schaftsmitglieder in der Einrichtung. Sie wählen aus 
ihrer Mitte eine Vertrauensperson, die die GEW BERLIN 
in der Einrichtung repräsentiert. Vertrauensleute sind 
ehrenamtlich Aktive. Sie informieren ihre Kolleg*in-
nen über die Arbeit der GEW, nehmen die Anliegen 
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44 RECHT & TARIF
Tausende Mitglieder der GEW BERLIN 

gingen auf die Straße, um spürbare 

Verbesserungen beim Entgelt zu  

erreichen. Am Ende der Verhandlun-

gen zum TV-L steht ein Ergebnis, das 

den Entgelterhöhungen bei Bund und 

Kommunen im Kern entspricht. 

22 SCHULE Der Nahost-Konflikt bewegt viele Schüler *innen.  

Wie kann man ihnen die Hintergründe näherbringen, ihnen Werte wie 

Dialog und einen kritischen Zugang zu Medien vermitteln?

Konstantin Kieser erzählt von seinen Erfahrungen im Klassenzimmer

und gibt Tipps, wie man das Thema im Unterricht behandeln kann.
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46 TENDENZEN
Drei Jahre lang konnte der Lehrer  

Michael Csaszkóczy seinen  

Beruf nicht ausüben. Denn er ist  

antifaschistisch aktiv und steht dazu.  

Im Interview spricht er darüber, 

warum es vereinbar ist, verbeamtet  

und gleichzeitig politisch engagiert  

zu sein.
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8 TITEL Forschung,  

Lehre und Studium kranken an  

Zeitmangel, Arbeitszeitverdichtung 

und fehlender Zeitautonomie.  

Exzellente Wissenschaft braucht  

ein Umfeld ohne existenzielle  

Ängste. 
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semitismus entwickelt. Es richtet sich an 
junge Menschen und pädagogische Fach-
kräfte. Unter www.an-allem-schuld.de ste-
hen Erklärfilme, Interview-Clips, Quiz-
formate und andere digitale Tools bereit, 
die vielfältige Möglichkeiten einer selbstän-
digen Annäherung an das Thema bieten. 
Dabei geht es um Definition, Funktion 
und Auswirkungen von Antisemitismus, 
Nachwirkungen der NS-Vergangenheit, An-
tisemitismus mit Bezug zum Staat Israel 
und vieles weitere. Im Laufe des Jahres 
2024 wird das Online-Angebot noch 
durch eine pädagogische Handreichung 
ergänzt. 
 

 ■ Bildungssystem unter  
erheblichem Druck

Ein Viertel der Grundschüler*innen kann 
nicht richtig lesen, die Chancengleichheit 
hat sich in den letzten 20 Jahren kaum 
verbessert, und der Personalmangel an 
Kitas und Schulen wird als dramatisch 
eingestuft. Diese Entwicklungen beklagt 
auch der aktuelle »Cornelsen Bildungsin-
dex«. Nur etwa 20 Prozent der Befragten 
sind mit dem deutschen Bildungssystem 
zufrieden. Vor allem in Bezug auf Leis-
tungs- und Zukunftsfähigkeit gibt es viel 
Unzufriedenheit. Die Ergebnisse variieren 
stark je nach Befragtengruppe, besonders 
kritische Stimmen kommen aus dem Be-
reich Frühkindliche Bildung. Die Mehrheit 
der Befragten befürwortet mehr Investiti-
onen in die frühkindliche Bildung, da 
dies als Grundlage für den gesamten Bil-
dungsbereich betrachtet wird. Positive 
Rückmeldungen gab es zur Demokratie-
erziehung. Eine Wiederholung der Umfrage 
ist im nächsten Jahr geplant.

 ■ Lehrkräfte zunehmend von  
Gewalt betroffen

Eine aktuelle Umfrage in Nordrhein-West-
falen offenbart, dass Lehrkräfte vermehrt 
mit Gewalt konfrontiert sind. Die Umfra-
ge des Philologen-Verbands NRW, bei der 
1498 Lehrkräfte befragt wurden, zeigt, 
dass nahezu jede zweite Lehrkraft (47 
Prozent) körperliche Übergriffe, Bedro-
hungen, (Cyber-)Mobbing, Beschimpfun-
gen, sexualisierte Gewalt oder Nötigung 
erlebt hat. Sowohl an Gymnasien als auch 
an Gesamtschulen sind Lehrer*innen von 
dieser beunruhigenden Entwicklung be-
troffen. Besonders alarmierend ist, dass 
76 Prozent der Lehrkräfte an Gesamt-
schulen in den vergangenen Jahren min-

 ■ Vor- und Nachbereitungszeit  
für Kita-Erzieher*innen 

Zwei Drittel der Berliner Kita-Erzieher*in-
nen haben keine oder fast keine Zeit für 
die Vor- und Nachbereitung ihrer Tätig-
keit. Das geht aus einer Umfrage der GEW 
BERLIN unter Erzieher*innen hervor. 8 
Prozent der pädagogischen Fachkräfte in 
den Kitas gaben an, überhaupt keine Zeit 
für die Vor- und Nachbereitung zu haben, 
weitere 39 Prozent können aktuell nur 
eine Stunde pro Woche realisieren. »Ohne 
die Vor- und Nachbereitung der pädago-
gischen Arbeit mit den Kindern stehen 
sowohl die Qualität als auch die Arbeits-
zufriedenheit auf dem Spiel. Gute Bil-
dung fällt nicht vom Himmel. Bildung 
von Kindern bedarf der gezielten Pla-
nung, Vorbereitung und Reflexion«, er-

klärte Martina Regulin, Vorsitzende der 
GEW BERLIN. Zu den elementaren pädago-
gischen Tätigkeiten gehören zum Beispiel 
die Beobachtung und Dokumentation der 
kindlichen Bildungsprozesse, die regel-
mäßigen Entwicklungsgespräche mit den 
Eltern, Teamzeiten, Kooperationen mit 
anderen Institutionen und die fachliche 
Qualifizierung. »Für diese mittelbaren pä-
dagogischen Arbeiten brauchen Erzieher -
*innen verbindliche Zeiten für eine gute 
Bildungsarbeit«, erklärte Regulin mit 
Blick auf die Befragung. Es überrascht da-
her kaum, dass drei Viertel der befragten 
Kolleg*innen die Frage »Reicht dir deine 
wöchentliche Vor- und Nachbereitungs-
zeit aus?« mit einem klaren Nein beant-
wortet haben. Die GEW BERLIN fordert 
eine wöchentliche Vor- und Nachberei-
tungszeit von neun Stunden. Etliche Be-
fragte gaben an, die fehlende Zeit für die 
Vor- und Nachbereitung in ihrer Freizeit 
nachzuholen. Das ist nicht hinnehmbar. 
»Es muss den Erzieher*innen möglich 
sein, die mittelbare pädagogische Arbeit 
auch im Home-Office zu erledigen, als 
Teil ihrer Arbeitszeit«, forderte Ayodele 
Olowolafe, selbst Kita-Erzieher und einer 
der Initiator*innen der Umfrage. 

 ■ An allem Schuld – Wie 
Antisemitismus funktioniert

Der Verein Bildung in Widerspruch hat 
ein neues Online-Bildungsangebot zur 
kritischen Auseinandersetzung mit Anti-

 I K U R Z  & B Ü N D I G

Am 25. November wurde der diesjährige Mete-Ekşi-Preis an Kinder und Jugendliche vergeben, 
die sich in den Projekten »Nayas Bibliothek« des Mädchenladens Naya in Spandau und in der 
»AG Erinnern« der Theodor-Heuss-Gemeinschaftsschule gegen Rassismus und für ein friedli-
ches Miteinander engagieren. Vor der Preisverleihung wurde in Gedenken an Mete Ekşi ein 
Kranz an seinem Gedenkstein auf dem Adenauerplatz niedergelegt.  FOTO: CHRISTIAN VON POLENTZ
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 I Ü B R I G E N S

destens einmal mit Gewalt konfrontiert 
wurden. Das subjektive Sicherheitsgefühl 
der Lehrkräfte an Gesamtschulen hat sich 
für 63 Prozent verschlechtert, während 
es an Gymnasien bei 36 Prozent der Be-
fragten festgestellt wurde. Die Ursachen 
für diese Gewaltübergriffe werden laut 
der Umfrage »mit Abstand am häufigs-
ten« Schüler*innen zugeschrieben, ge-
folgt von Eltern. Die Lehrkräfte plädieren 
für eine offene Auseinandersetzung mit 
dem Thema Gewalt an Schulen, um kon-
krete Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit an Schulen zu initiieren. Mög-
lich wäre der Einsatz von Sicherheits-
diensten, Gewaltschutzbeauftragten so-
wie eine verstärkte Schulsozialarbeit 
und Schul psychologie.
www.tagesspiegel.de/wissen/ubergriffe- 
an-schulen-jede-zweite-lehrkraft-erfahrt- 
gewalt-10783645.html
 

 ■ Zuwachs an Schüler*innen
In Berlin verschärft sich der Schulplatz-
mangel, da zehntausende Schüler*innen 
in überfüllten Klassen unterrichtet wer-
den, das ergab sich aus einer Anfrage der 
Grünen-Abgeordneten Marianne Burkert- 
Eulitz und Louis Krüger. Die steigende 
Schüler*innenzahl führt dazu, dass viele 
Klassen die vorgeschriebenen Obergren-
zen überschreiten. Besonders betroffen 
sind Grund- und Sekundarschulen, insbe-
sondere in den Stadtteilen Lichtenberg, 
Treptow-Köpenick und Pankow. Die Grü-
nen planen, per Gesetz gegenzusteuern, 
um maximale Klassengrößen festzulegen 
und Maßnahmen zur Entlastung von 
Lehrkräften einzuführen. Die Bildungs-
verwaltung gibt an, dass durch die Ber-
liner Schulbauoffensive bereits 31.000 
neue Schulplätze geschaffen wurden, mit 
weiteren 26.000 wird bis zum Schuljahr 
2025/26 geplant. Dennoch wird erwartet, 
dass die Klassen bis 2026 noch überfüllt 
sein werden. 
www.tagesspiegel.de/berlin/schulplatz-
mangel-weitet-sich-aus-zehntausende- 
berliner-schuler-lernen-in-uberfullten- 
klassen-10783015.html

 
 ■ Aktion Kitanotstand des 

Recherchezentrums CORRECTIV
Monatelang hat das gemeinnützige Re-
cherchezentrum CORRECTIV zur Situati-
on in deutschen Kitas recherchiert. Die 
Aktion »Kitanotstand« wurde gestartet, 
um auf den alarmierenden Personalman-

gel in Kitas und die Folgen für Kita-Mitar-
beitende, Eltern und Kinder hinzuweisen. 
Tausende Kita-Beschäftigte haben CORREC-
TIV von ihren dramatischen Erfahrungen 
berichtet. Neben der Recherche finden 
sich auf der Aktionsseite www.correctiv.
org Tools für Eltern und Mitarbeitende, 
um mit einfachen Mitteln ihre Stimme zu 
erheben und sich zu engagieren.

 ■ Frühe Ungleichheiten im Zugang  
zu Kindertagesbetreuung

Der Ausbau der Kitas gilt als wichtige 
Maßnahme, um allen Kindern unabhängig 
von ihrem familialen Hintergrund gleiche 
Chancen auf eine gute Entwicklung zu 
ermöglichen. Der Kita-Ausbau trägt außer-
dem dazu bei, die Erwerbstätigkeit von 
Eltern, insbesondere Müttern, zu fördern, 
das Familieneinkommen zu steigern und 
damit Kinderarmut und ihre negativen 
Konsequenzen auf die kindliche Entwick-
lung zu verringern. Doch trotz der Einfüh-
rung des erweiterten Rechtsanspruchs 
auf einen Kita-Platz im Jahr 2013 gibt es 
nach wie vor große Unterschiede in der 
Kita-Nutzung nach familialen Merkmalen, 
sogenannte Kita- Gaps, die frühe Ungleich-
heiten verfestigen. Die Studie »Frühe Un-
gleichheiten. Zugang zu Kindertagesbe-
treuung aus bildungs- und gleichstel-
lungspolitischer Perspektive« stellt aktu-
elle Befunde zu Unterschieden in der 
Kita-Nutzung und den Kita-Bedarfen dar. 
Sie schlägt Maßnahmen vor, die Kita-Gaps 
verringern und so eine bessere Entfaltung 
von Bildungs- und Erwerbspotenzialen zu 
erreichen.

 
 ■ Stadtnatur erleben

Die Stiftung Naturschutz Berlin bietet mit 
»Nemo – Naturerleben mobil« Projekte 
für Bildung für nachhaltige Entwicklung 
an. Diese lassen sich bereits im Park ne-
ben der Schule umsetzen.  Die Naturpäd-
agog*innen kommen an die Schule und 
gehen mit Lerngruppen raus in die nahe 
Stadtnatur. Inhalte und Lernziele der 
Nemo-Veranstaltungen entsprechen dem 
Berliner Rahmenlehrplan und beinhalten 
praktische Ergänzungen für Unterricht 
und Ganztag. Weitere Informationen un-
ter: www.umweltkalender-berlin.de/tag/ 
nemo-naturerleben-mobil   
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 I I M P R E S S U M

VON MITGLIEDERN FÜR MITGLIEDER 

Die�bbz�veröffentlicht�Beiträge�zu� 
vielfältigen�Themen.�Alle�GEW-Mitglieder�
sind�eingeladen,�Beiträge�einzureichen.��

Schreibt�an�bbz@gew-berlin.de  
und�bringt�euch�ein!�

REDAKTIONSSCHLUSS
März/April: 8. Januar 
Mai/Juni: 26. Februar

Die�Inhalte�in�der�bbz�geben�die� 
Meinungen�der�Autor*innen�wieder,�nicht�
die�der�Redaktion.�Erst�recht�sind�sie�nicht�
als�verbands�offizielle�Mitteilungen�der�

GEW�BERLIN�zu�verstehen.�Die�bbz�sieht�es�
als�ihre�Aufgabe,�nicht�nur�Verkündungs-
organ�der�offiziellen�Beschlusslage�zu�sein,� 
sondern�darüber�hinaus�auch�Raum�für�
kontro��verse�Positionen�zu�geben,�Diskus-

sionen�zu�ermöglichen�und�so�zur� 
Meinungsbildung�in�der�GEW�beizutragen.

Gleichzeitig mit der Neuwahl des Ber-
liner GEW-Vorstands wurde eine Um-

benennung des Vorstandsbereichs Öffent-
lichkeitsarbeit beschlossen: Von nun an 
heißt der Bereich, in dem auch die Leitung 
der bbz angesiedelt ist, »Mitgliederaktivie-
rung und Mitgliederzeitschrift«.

Eine Gewerkschaft ohne Abkürzungen 
ist undenkbar und so sind wir gespannt, 

ob sich im GEW-Jargon »MiMi« oder »M&M« 
für unseren »VB« durchsetzen wird. Beides 
passt nicht, denn weder haben wir vor, in 
unserer Position herumzuheulen (»mimimi«), 
noch jemandem das Leben zu versüßen.

Wir sehen unsere Aufgabe darin, Er-
neuerung voranzubringen. Für eine 

lebendige, kampfeslustige und solidarisch 
streitende Mitgliedergewerkschaft, die  
am Arbeitsplatz präsent und wirksam ist.                                                                                                                                             
                 mv & chw    
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Zeit für mehr Zei t 
Das aktuelle Wissenschaftssystem fördert nicht die schlausten Köpfe, 

sondern die Exklusion von Marginalisierten. Akademiker*innen müssen sich im 
Kampf um mehr Zeit mit anderen Beschäftigtengruppen verbünden

von Laura Haßler
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werden sollen. Kurzum: Eine unbefristete Stelle in der 
Wissenschaft müsse man vor allem genug wollen. 

Gefördert wird das Mittelmaß 

Vielerorts haben Wissenschaftler*innen darauf auf-
merksam gemacht, wie sehr die aktuellen Arbeitsbe-
dingungen eben nicht exzellente Forschung fördern. 
Kettenverträge mit kurzer Laufzeit belasten Beschäf-
tigte, ständige Bewerbungen halten von der For-
schungstätigkeit ab und das wissenschaftliche Son-
derbefristungsrecht (je sechs Jahre in der Prä- und 
Postdoc-Phase) führt zu dem absurden Umstand, 
dass bestens ausgebildete Forscher*innen aus der 
Wissenschaft gedrängt werden. 

In einer Gesellschaft, die sich individuelle Freiheit 
auf die Fahne schreibt, muss auch die Arbeitszeit 

vermeintlich freiwillig sein. Sie bietet deshalb ver-
schiedene Begründungen an, warum es sich angeb-
lich lohnt, bis zur Erschöpfung zu arbeiten. Weil 
man beispielsweise aus Liebe arbeitet (vor allem in 
Pflege- und Erziehungsberufen), sich im Beruf ver-
wirklicht oder: aus Leidenschaft für die Wissen-
schaft. 

Wer die Arbeitsbedingungen an den Hochschulen 
und außeruniversitären Wissenschaftseinrichtungen 
nicht akzeptieren wolle, sei nicht mit Leib und Seele 
Wissenschaftler*in und gehöre, so die Implikation, 
damit auch nicht zu den vielbeschworenen Besten, 
die auf dem Weg zur Professur aus der Masse an-
geblich nur mittelmäßiger Forschender ausgelesen 
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Mär des wissenschaftlichen Genies, das freilich au-
ßerhalb geregelter Arbeitszeiten Drittmitteln und 
Erkenntnissen nachrennt, schwächt somit auch die 
Gewerkschaft.

Kampf für eine neue Zeitkultur

Die in diesem Dossier versammelten Beiträge zei-
gen, was für ein drängendes Problem Arbeitszeitver-
dichtung und fehlende Zeitautonomie – die einge-
schränkte Möglichkeit, frei über die eigene Zeit zu 
bestimmen – auch im Wissenschaftsbetrieb auf allen 
Ebenen ist. Ein Blick auf dieses Thema hat das Poten-
zial, den Kampf um bessere Arbeits- und Studienbe-
dingungen mit anderen Bewegungen zu verknüpfen. 

Denn Zeitknappheit erleben Menschen in kapita-
listischen Gesellschaften in allen Berufen, in der Er-
werbslosigkeit, als Kinder und Jugendliche, wenn die 
Familienzeit knapp und der Druck in der Schule 
schon früh hoch ist und als Rentner*innen. 

Die Forderungen nach einer Reform des Wissen-
schaftszeitvertragsgesetzes in den Kontext eines 
gesellschaftlichen Strebens nach einer besseren Zeit-
kultur einzubetten eröffnet einen Weg, individuelle 
Wünsche nach mehr selbstbestimmter Zeit in eine 
kollektive Kampagne zu übersetzen. Denn exzellente 
Wissenschaft entsteht nicht in individueller Aufop-
ferung, sondern in einem Umfeld, das es Wissen-
schaftler*innen, Lernenden und wissenschaftsunter-
stützendem Personal ermöglicht, ihren Beruf ohne 
existenzielle Ängste auszuüben. 

Die damit verbundenen Unsicherheiten halten zu-
dem den Pool an potenziell großartigen Forscher*in-
nen homogen, da sie für Erstakademiker*innen, aus-
ländische Kolleg*innen, und familiär Armutsbetrof-
fene besonders hohe Hürden darstellen. 

Die Anstellungspraxis in der Wissenschaft führt zu 
zunehmender Fremdbestimmung der Themen durch 
Drittmittelgeber statt Forschungsfreiheit; sie führt 
zu einem Abbau der für gute Wissenschaft zentralen 
Fehlerkultur; sie führt dazu, dass sich auf dem 
Kampfplatz der Antragsprosa diejenigen durchset-
zen, die das Handwerk von Vermarktung und Traum-
schlossbau verstehen – Talente, die guter Wissen-
schaft diametral entgegenstehen.

Es krankt am Zeitmangel

Der gesamte Wissenschaftsbetrieb krankt an dieser 
Arbeits- und Zeitkultur: Wissenschaftliche Mitarbei-
ter*innen können aus Zeitmangel ihre Studierenden 
nicht betreuen. Dabei hätten diese die Betreuung 
nötiger denn je angesichts einer Verdichtung des 

Studiums, den unaufge-
arbeiteten Folgen der 
Pandemie, zunehmender 
psychischer und finanzi-
eller Belastung. Die Mit-
arbeiter*innen in Service, 
Technik und Verwaltung 
tragen die Folgen nicht 
nur in Form der Flut an 
stetigen Anträgen auf 
Weiterbeschäftigung und 
Neueinstellungen.

Für Mitbestimmung in 
der akademischen Selbstverwaltung und Engage-
ment in Personalrat, Gewerkschaft oder politischen 
Vereinen und Parteien bleibt keiner der genannten 
Gruppen Zeit. Beschäftigte werden systemisch da-
von abgehalten, sich für eine Verbesserung ihrer 
Arbeitsbedingungen einzusetzen oder überhaupt 
einmal zu identifizieren, welche Veränderungen für 
sie notwendig wären, um ein gutes Leben neben 
Lohnarbeit und Sorgeverpflichtungen führen zu kön-
nen. Diese Anforderungen in Verbindung mit der 

Laura Haßler,  
Promovierende, Leitung des  

Vorstandsbereichs Hochschulen  
und Lehrer*innenbildung

»Beschäftigte werden systemisch 
davon abgehalten, sich für  
eine Verbesserung ihrer Arbeits­
bedingungen einzusetzen.«

»Für Mitbestimmung in  
der akademischen Selbstver­
waltung und Engagement  
in Personalrat, Gewerkschaft 
oder Parteien bleibt keine 
Zeit.«
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Joana Latorre,  
Vorsitzende des Personalrats  

der Hochschule für Wirtschaft und 
Recht, Abteilung Wissenschaft der 

GEW BERLIN

dass es der Dokumentation und Gesetzgebung ge-
recht wird.

Ein Plädoyer gegen Fußfesseln 

Lasst uns genau aufschreiben, wann wir tatsächlich 
arbeiten, damit unsere Produktivität nicht willkür-
lich auf einen Ort begrenzt wird. Lasst uns Pausen 
ernst nehmen und einhalten, damit wir nicht atemlos 
werden, sondern wirklich verschnaufen. Lasst uns 
freie Tage auch frei nehmen, und wenn wir an einem 
freien Tag arbeiten müssen, weil es nicht anders geht, 
dann lasst uns das wirklich zeitnah ausgleichen.

Wir sollten uns nicht beirren lassen, dass wir das 
nur mit einer lückenlosen technologi-
schen Überwachung hinkriegen, denn 
das entspricht natürlich nicht den Tat-
sachen. In vielen anderen Branchen 
schafft man es ja auch, Arbeitszeit zu 
dokumentieren, ohne Fußfessel oder 
-angel. Wir stehen vor immer mehr 
Aufgaben und die Digitalisierung hat 
nicht wirklich eine Verringerung der 
Arbeit gebracht. Im Gegenteil, in manchen Bereichen 
hat sie sogar zu noch mehr Aufgaben geführt. 

Die GEW setzt sich schon lange für gute Dokumen-
tation von Arbeit ein, damit endlich die Gesamtleis-
tung von Lehrenden, Forschenden und der Verwal-
tung von Erziehung und Bildung gerecht bewertet 
wird. Diese Forderung ist nach wie vor gültig, nur 
sollten wir weiter darüber ins Gespräch kommen, 
wie diese Dokumentation aussehen kann. 

In vielen Gesprächen, die ich als Personalrätin 
führe, geht es um Zeit. Arbeitszeiten reduzieren, 

aufstocken, einteilen, verteilen et cetera. Und es 
geht auch um die Zeit, in der man sich für Andere 
engagiert, in Gremien, in der Einarbeitung oder Ver-
tretung von Kolleg*innen.

Viele beschweren sich bei mir, dass sie nicht auf 
Knopfdruck anfangen oder enden können. Vor allem 
die wissenschaftlichen Mitarbeitenden beklagen sich, 
dass Kreativität und Forschungsdrang nicht im eng 
gesteckten Zeitrahmen abgefragt werden könnten. 
Lehrende bemängeln, dass die Zeit für die Vorberei-
tung der Lehre nicht genug gewürdigt wird. Aber 
auch Verwaltungskräfte beschweren sich, dass ihre 
Zeit nicht für die geforderten Aufgaben und Gre-
mienarbeiten reicht und dass verschiedene Bedarfe 
der Arbeitszeitgestaltung in den unterschiedlichen 
Lebensphasen nicht berücksichtigt werden. 

Der Wunsch nach Flexibilität

Sie wünschen sich mehr Flexibilität und Gestaltungs-
spielraum, mehr Work-Life-Balance und bessere techni-
sche Unterstützung für Workflows, mehr Anerkennung 
für ihre Ergebnisse und weniger Minuten-Fuchserei. 

Wir haben jahrzehntelang für die 40-Stunden-Wo-
che gekämpft. Wir haben durchgesetzt, dass Arbeits-
zeiten nicht willkürlich festgelegt und erweitert wer-
den können. Wir haben erreicht, dass wir nicht ge-
zwungen werden können, ohne Zeitlimit zu arbeiten 
und dass Pausen und Ruhezeiten geachtet werden. 
Wir haben lang genug gebraucht, um mit der Arbeit-
geberseite und der Gesetzgebung eine Basis zu 
schaffen, damit Arbeiten nicht mehr »das halbe Le-
ben« ist, sondern maximal 40 Prozent inklusive 
Fahrtzeiten. Aber wie wollen wir sehen, ob das alles 
eingehalten wird, wenn wir es nicht dokumentieren? 

Jetzt sind wir gefragt, ein System zu finden, dass 
alle Wünsche erfüllt. Flexibel genug, dass es die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf, sowie flexibles 
Arbeiten erlaubt und gleichzeitig exakt genug ist, 

Eine Frage der Technik
Hochschulen benötigen eine neue Form der Dokumentation von Arbeitszeit.  

Wie genau das aussehen kann, ist aber weiterhin unklar, die Anforderungen an Flexibilität  
und Genauigkeit sind widersprüchlich

von Joana Latorre

»Wir stehen vor immer 
mehr Aufgaben und  
die Digitalisierung hat 
nicht wirklich eine  
Verringerung der Arbeit  
gebracht.«
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Wenn mein Vertrag ausläuft – wie lange bekomme 
ich dann Arbeitslosengeld und in welcher Höhe, 
wenn die prozentuale Höhe meiner Arbeitszeit im 
Laufe des Jahres schwankt? Riskiere ich, mich für 
die VBL classic-Altersvorsorge zu entscheiden, die erst 
ausgezahlt wird, wenn ich fünf Jahre eingezahlt habe 
oder wähle ich das weniger attraktive, extra für wis-
senschaftliches Personal mit Kurzzeit-Verträgen ein-
geführte »Spezial«-Modell mit sicherer Auszahlung? 

Immerhin bin ich über meinen Arbeitgeber sozial-
versichert. Wer über Stipendienprogramme promo-
viert, hat monatlich – nach hervorragendem Master-
abschluss und aufwendigen Auswahlprogrammen – 
weit weniger Geld zur Verfügung. Die monatlichen 
Fördersätze der Begabtenförderungswerke steigen 
jetzt langsam von 1.350 auf 1.650 Euro.

Prekär aus Prinzip

Aus Sicht des Bundesbildungsministeriums und des 
deutschen Hochschulverbands ist die ständige 
»Fluktuation« des wissenschaftlichen Personals in-
nerhalb von wenigen Jahren erwünscht, weil sie an-
geblich Innovation fördert. Sie führt aber auch zu 

Ob ich wohl noch einen Arbeitsvertrag habe, 
wenn der Artikel erscheint? Alle Jahre wieder ist 

in der Vorweihnachtszeit unklar, ob es im Januar 
weitergeht. 55 Tage bleiben mir noch auf meiner 
Projektstelle, die ich im Juni antreten konnte – ver-
sprochen war mindestens ein Jahr, versprochen war 
der Arbeitsvertrag ab Januar. 

Träger des Projektes ist der Berliner Senat. Den 
kümmern die Arbeitsbedingungen in der Berliner 
Wissenschaft augenscheinlich wenig, wenn er selbst 
für eigene Projekte nur kurze Laufzeiten vergibt und 
stattdessen im jährlichen Turnus aufwendige Anträge 
zur Weiterführung fordert.

Ich bin kein Einzelfall: neun von zehn wissenschaft-
liche Mitarbeiter*innen sind in Deutschland befristet 
angestellt, 40 Prozent davon mit einer Laufzeit von 
unter einem Jahr. Das bedeutet, sich nach wenigen 

Monaten Beschäfti gungs -
sicherheit um neue Pro-
jekte und Stellen bewer-
ben zu müssen und par-
allel immer den eigenen 
Arbeitslosen- und Renten-
versicherungsstand im 
Blick zu haben. 

Raus aus der 
Verwertungslogik

Zeit ist ein knappes Gut für viele angehende Wissenschaftler*innen und nicht selten  
kommt deshalb die eigene Qualifikation zu kurz. Um das zu ändern, müssen neue  

Rahmenbedingungen geschaffen werden

von Nick Oelrichs

»Viel zu häufig wird noch mit 
gewerkschaftlichem Engagement 
gefremdelt, Wissenschaft als 
Traumjob dargestellt, für den  
die prekären Bedingungen in 
Kauf genommen werden müssen.«



13JANUAR/FEBRUAR 2024 | bbz RASTLOS IN DER UNI TITEL

auch Familiengründungen statt oder Eltern werden 
pflegebedürftig. 

Das Berliner Hochschulgesetz sieht vor, dass bis 
zu 50 Prozent der wöchentlichen Arbeitszeit allein 
für die eigene Qualifizierung genutzt werden kann. 
Doch das ist schwer gegenüber Vorgesetzten durch-
zusetzen, wenn Deadlines anstehen, Versuche aus-
gewertet und Konferenzen organisiert werden müssen. 
Ohne einen Vollzeitvertrag ist 
es kaum möglich, diese Fülle 
an Aufgaben und die eigene 
Qualifikation unter einen Hut 
zu bringen. 

Die Wissenschaft ist der ein-
zige Bereich, in dem Arbeitge-
ber*innen und Arbeitnehmer-
*innen nicht tariflich über bes-
sere Beschäftigungsbedingun-
gen verhandeln können. In der 
anstehenden Novelle des Wis-
senschaftszeitvertragsgesetztes 
(WissZeitVG) gilt es deshalb, 
für die Streichung der Tarifsperre zu kämpfen. Es ist 
schwierig, zu Engagement in der akademischen Mit-
bestimmung und zu Arbeitskampf aufzurufen, wenn 
hier gesetzlich so starke Schranken aufgebaut werden.

Traumjob Wissenschaft erkämpfen 

Vor allem aber braucht es Sichtbarkeit und ein 
Selbstverständnis von wissenschaftlich Beschäftig-
ten als Arbeitnehmer*innen, die Rechte haben und 
für diese einstehen. Viel zu häufig wird noch mit 
gewerkschaftlichem Engagement gefremdelt, Wissen-
schaft als Traumjob dargestellt, für den die prekären 
Bedingungen in Kauf genommen werden müssen. 

Gerade aufgrund der gesellschaftlichen Ausschlüsse, 
die diese Bedingungen mit sich bringen, können wir 
es uns aber nicht leisten, die Arbeitsbedingungen so 
zu belassen. Es gilt, sich solidarisch mit Kolleg*innen 
zu zeigen und sowohl das WissZeitVG als auch das 
Berliner Hochschulgesetz in unserem Sinne inklusiv 
mit längeren Mindestbefristungen zu gestalten. 

Das braucht auch Geld, das aus der wachsenden 
Drittmittelförderungsmaschine wieder zurück in die 
Universitätshaushalte geführt werden muss, zur Ein-
richtung von Dauerstellen, um bessere und selbst-
bewusste Forschung frei von Verwertungslogiken 
und Existenzangst zu ermöglichen. 

mehr Wettbewerbsdenken und Rivalitäten unter den 
Beschäftigten. 

Sie leistete auch einer wissenschaftlichen Praxis 
Vorschub, die sich vornehmlich an aktuellen Trends 
orientiert und keine Risiken eingeht. Wenn ich für 
meinen Lebensunterhalt darauf angewiesen bin, 
dass ich neue Fördermöglichkeiten für mein Thema 
auftue, muss ich eher Themen wählen, die dem 
Mainstream nicht zu sehr entgegenlaufen. 

Im Wettbewerb mit anderen Doktorand*innen auf 
neue Projektstellen kann ich es mir schwerlich leis-
ten, beispielsweise wissenschaftliches Fehlverhalten 
von Führungspersonen zu thematisieren oder mich 
gewerkschaftlich zu organisieren. Die dauernde 
Möglichkeit, dass der Arbeitsvertrag nicht verlängert 
wird, zermürbt und führt damit gerade nicht zu In-
novation und Wissenschaftsfreiheit. 

Dieses System bevorzugt nicht die fachlich besten 
Wissenschaftler*innen, sondern diejenigen, die an-
gepasst oder privilegiert sind. Die öffentliche Uni-
versität kann ihrem Anspruch nach Erkenntnis und 
Streit um das beste Argument somit kaum gerecht 
werden. 

Ein unfairer Wettkampf

Die Stimmen und das Wissen insbesondere von mar-
ginalisierten Gruppen fehlen völlig – denn wer sich 
die gesetzliche Hängepartie (sechs Jahre Promotion, 
sechs Jahre Post-Doc) und die damit verbundenen 
Unsicherheiten leisten kann, kommt in den aller-
meisten Fällen aus der gesellschaftlichen Ober-
schicht und nicht aus armen, migrantisierten oder 
durch Behinderung benachteiligten gesellschaftli-
chen Gruppen.

So promovieren Akademik*innenkinder etwa 
zehnmal häufiger als ihre Altersgenoss*innen mit 
Eltern ohne Universitätsabschluss. Sie verfügen in 
den meisten Fällen über ein soziales und finanziel-
les Netz, in dem sie aufgefangen werden, wenn die 
akademische Karriere scheitert. Sie bringen außer-
dem oft schon einen akademischen Habitus und ent-
sprechende Netzwerke mit, die ihnen Zugang zu 
Karrieremöglichkeiten eröffnen. Wer dies alles nicht 
hat, muss es sich in teilweise schmerzhafter und 
entfremdender Auseinandersetzung mit der eigenen 
Herkunft aneignen, um an der Universität erfolg-
reich zu sein.

Volle Zeit für viele Aufgaben

Die Forderungen der GEW, Promotionsverträge nur 
noch auf mindestens fünf Jahre und in Vollzeit ab-
zuschließen, können das Problem zwar nicht lösen, 
aber dennoch abmildern. Wissenschaftliches Arbei-
ten, universitäre Lehre, Netzwerken, akademische 
Selbstverwaltung – das zu lernen braucht Zeit. Au-
ßerdem finden in der Pre- und Postdoc-Phase oft 

Nick Oelrichs,  
Mitarbeiter an der TU Berlin,  

Abteilung Wissenschaft der  
GEW BERLIN

»Dieses System bevorzugt  
nicht die fachlich besten  
Wissenschaftler*innen,  
sondern diejenigen, die  
angepasst oder privilegiert 
sind.«
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Das Studium hatte früher den Ruf einer Zeit der 
großen Freiheit, der Persönlichkeitsentwicklung 

und der Chancen. Davon ist für viele Studierende 
nicht viel zu spüren. Stattdessen zeigt sich: Mehr als 
ein Drittel aller Studierenden in Deutschland ist akut 
von Burnout bedroht. Das geht aus dem Gesund-
heitsreport hervor, der von der Techniker Kranken-

kasse 2023 veröffentlicht wurde. 
Darin gaben mehr als die Hälfte 

der Befragten an, dass die Prüfungen 
im Studium zu den Hauptbelas-
tungsfaktoren gehören, weitere ge-
nannte Gründe waren Mehrfachbe-
lastung durch Studium und Arbeit, 
Angst vor schlechten Noten, schwie-
riger oder umfangreicher Lernstoff, 
sowie finanzielle Sorgen.

Gesetzeswidrige Anforderungen

Im Berliner Hochschulgesetz wird eindeutig festge-
legt, wie viel Zeit jede*r Vollzeitstudierende*r für 
das Studium aufwenden muss. Jedes Modul sieht 
einen bestimmten Arbeitsaufwand vor und ist mit 
einer bestimmten Anzahl von Leistungspunkten ver-
bunden. Auf die Woche gerechnet sollten Studierende 
rund 29 bis 35 Stunden für das Studium aufwenden. 
Damit bleibt planmäßig eigentlich sogar neben dem 
Vollzeitstudium noch etwas Zeit in der Woche für Er-
werbsarbeit, Hobbys und sonstige Verpflichtungen. 

Studieren  
bis zum 

B u r n o u t
Unverhältnismäßige Seminaranforderungen 

belasten nicht nur die Gesundheit von 
Studierenden, sondern auch ihre 

Studienmotivation

von Benjamin Kley

»Die Belastung durch  
das Studium liegt bei  
vielen Studierenden  
deutlich höher als  
eigentlich vorgesehen,  
dazu kommen Erwerbs­
tätigkeit und familiäre  
Verpflichtungen.«
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tätigkeit (Studierende sind schließlich im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung mehr als doppelt so oft ar-
mutsgefährdet) und familiäre Verpflichtungen, und 
schon ist vom Versprechen der großen Freiheit im 
Studium nicht mehr viel übrig.

Dabei kann es auch ganz anders gehen. Bengt Rüste-
meier aus dem Landesausschuss Studierende der 
GEW BERLIN appelliert beispielsweise, dass eine 
freiere Lernatmosphäre der psychischen Gesundheit 
der Lernenden zugutekomme. Außerdem bestünde 
aus seiner Sicht keine Notwendigkeit, sämtliche 
Übungsaufgaben zu verpflichtenden bewerteten Ab-
gaben zu machen. Der Verzicht darauf würde auch 
die Dozent*innen entlasten, die ihre oftmals knap-
pen Kapazitäten stattdessen in Unterstützungsange-
bote stecken könnten, die Studierenden tatsächlich 
helfen.

Die Motivation bleibt auf der Strecke

Er plädiert auch dafür, den Studierenden mehr zu 
vertrauen. »In den HU-Gremien habe ich manchmal 
den Eindruck bekommen, dass Studierenden gar 
nicht zugetraut wird, sich ernsthaft für ihr Studien-
fach zu interessieren, und sie deshalb mit hoher 
Arbeitsbelastung dazu gezwungen werden sollen. 
Das erreicht aber das genaue Gegenteil: Gerade, weil 
die Arbeitsbelastung in vielen Studienfächern so 
hoch ist, fehlt den Studierenden die Zeit, sich aus 
Eigenantrieb kritisch mit den Inhalten ihres Studiums 
zu befassen.«

Klar ist, dass dringender Handlungsbedarf besteht. 
Für eine Fortsetzung der Überlastung und Verschlech-
terung des allgemeinen Gesundheitszustands der 
Studierenden haben diese schlicht keine Zeit. 
 

Die Realität sieht allerdings meist anders aus. Ali 
Mehrens vom Referent*innen-Rat der Humboldt-Uni-
versität kritisiert, dass die Arbeitsbelastung für Stu-
dierende unfassbar hoch ist. Aus Evaluierungen der 
HU geht klar hervor, dass Studierende zum Beispiel 
in den Naturwissenschaften bis zu 50 Prozent mehr 
Zeit pro Woche aufwenden, als nach dem Berliner 
Hochschulgesetz vorgesehen ist.

Bis zum Hals in Prüfungen

Ein Grund dafür könnte die zunehmend kleinteiligere 
Prüfungspraxis sein, die an den Berliner Hochschulen 
etabliert wurde. Studierende müssen in vielen Stu-
diengängen regelmäßig – oft jede Woche – Abgaben 
tätigen. Effektiv werden dadurch also jede Woche 
Teilprüfungen durchgeführt, schließlich müssen die 
Studierenden die Aufgaben nicht nur abgeben, son-
dern sie auch tatsächlich bestehen. 

Sofern sie diese Bestehensgrenze nicht erreichen, 
zum Beispiel, weil sie entgegen der Anforderung der 
Dozierenden die Abgaben nicht handschriftlich ein-
gereicht haben, können sie gar nicht erst an der Prü-
fung teilnehmen. Die Möglichkeit zur Wiederholung 
gibt es oft erst ein Jahr später, Studienverlaufsver-
zögerungen sind also vorprogrammiert.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass oft die vom 
Gesetzgeber sowie der Kultusministerkonferenz als 
Höchstgrenze festgelegten 30 Stunden pro Leis-
tungspunkt als Standard festgelegt werden. Alle drei 
großen Berliner Universitäten halten dies explizit in 
ihren zentralen Satzungen zu Studium und Lehre 
fest, auch an den anderen Hochschulen in Berlin fin-
den sich diese Regelungen oft wieder. Dadurch ent-
stehen für die Studierenden hohe Belastungen. Diese 
werden noch verstärkt, wenn der pro Leistungs-
punkt zulässige Aufwand sogar überschritten wird. 

In der kürzlich neu erschienenen Publikation 
»Meine Profs sagen, sie dürfen das…!« des Referent-
*innen-Rats gibt es dafür ein Beispiel. In der Studien- 
und Prüfungsordnung (zum Beispiel im Fach Infor-
matik) wird regelmäßig festgelegt, dass in einer 
Lehrveranstaltung im Verlauf des Semesters um die 
zehn Arbeitsblätter zu absolvieren seien. Dafür und 
für die Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstal-
tung wird insgesamt ein ECTS (entspricht 30 Stunden) 
veranschlagt. Wenn die Vor- und Nachbereitung ins-
gesamt etwa 10 Stunden in Anspruch nimmt, bleiben 
folglich 2 Stunden pro Arbeitsblatt. In den Mathe-
matikmodulen, wo diese Arbeitsblätter mehrere Seiten 
lang sind, brauchen Studierende in der Regel statt-
dessen mehr als 8 Stunden.

Zeit schaffen für Unterstützungsangebote

Tatsächlich liegt die Belastung rein durch das Studium 
folglich bei vielen Studierenden deutlich höher als 
eigentlich vorgesehen. Dazu kommen noch Erwerbs-

Benjamin Kley,  
Student der HU Berlin,  

Abteilung Wissenschaft der  
GEW BERLIN

»Aufgrund der hohen  
Arbeitsbelastung in vielen  
Studienfächern fehlt den  
Studierenden die Zeit, sich 
kritisch mit den Inhalten  
ihres Studiums zu befassen.«
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Bitte weiterzoomen 
Die Digitalisierung der Universitäten hat während der Coronapandemie  

große Sprünge gemacht. Auch im Präsenzbetrieb kann die Technik  
Wissenschaftler*innen mit Sorgearbeit zeitlich entlasten

von David Kuchenbuch

und Co. auch Menschen an Konferenzen oder Work-
shops mitwirken, die nicht ohne weiteres ein Visum 
für die EU erhalten. Dieses Potenzial wird oftmals 
auch weiterhin genutzt, etwa in Form hybrider Ver-
anstaltungen, bei denen einzelne Teilnehmer*innen 
online zugeschaltet werden. 

In der Lehre waren diese Effekte zwiespältiger. Ge-
rade interaktive Lehrformate litten oft unter einem 
schlechten Internetzugang. Schnell wurde außerdem 
klar, dass die Teilnahmehürden im digitalen Raum 
viel höher sind. Das zeigte sich zum Beispiel daran, 
dass viele Studierende während der Videokonferenzen 
ihre Webcams ausgeschaltet ließen. Oftmals saßen 
sie aufgrund weggebrochener Nebeneinkünfte in ih-
ren Jugendzimmern vor dem Bildschirm. Förderlich 
für Beteiligung und Niveau des Austauschs war das 
aber nicht. 

Anders sah es bei den Vorlesungen aus, die in der 
Regel weniger interaktiv sind. Wenn diese als Video 
online bereitgestellt wurden, konnten die Studieren-

Nach dem offiziellen Ende von Corona ist an den 
Universitäten die Normalität wiedereingekehrt. 

Die Büros, die Seminarräume und die Hörsäle sind 
wieder bevölkert. Endlich werden wieder spontane 
Gespräche am Kopiergerät, in der Mensa und beim 
Verlassen einer Vorlesung geführt. Dabei wird leicht 
übersehen, welche Potenziale für die Hochschulen im 
beschleunigten Digitalisierungsschub der Pandemie-
zeit bestanden. Und zwar nicht nur für die Hoch-
schulen als Lern- und Forschungsorte, sondern auch 
als Arbeitswelten. 

Teilnahme aus der Ferne

Der wissenschaftliche Austausch hat sich während 
der Pandemie erfreulicherweise eher räumlich erwei-
tert. Viele kostenintensive und ökologisch problema-
tische Dienstreisen entfielen. Und doch wurden die 
Hochschulen internationaler. So konnten dank Zoom 
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David Kuchenbuch,  
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am 

Historischen Institut der  
Justus-Liebig-Universität Gießen

digitaler Fernkommunikation ohne größere Probleme 
fortführen. Und wenn Zoom und andere Software für 
Videokonferenzen im Zeitalter der Laptops und 
Smartphones eins machen, dann räumlich flexibel. 

Damit ist eine weitere Kernproblematik der uni-
versitären Welt angesprochen: das Pendeln. Ein ganz 
erheblicher Teil der Wissenschafler*innen im Mittel-
bau muss für einen Verbleib im Wissenschaftsbetrieb 
Jobangebote in anderen Bundesländern annehmen. 
Die Wenigsten wollen aber für eine befristete Stelle 
umsiedeln. Die Tatsache, dass die Universitäten bei 
der Präsenzpflicht beide Augen zudrücken, zeigt, 
dass man sich dessen sehr bewusst ist. 

Für ein Recht auf Home-Office

Nun ist trotz der Diskussionen über die Novellierung 
des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes und die #Ich-
binHanna-Kampagne (eine Online-Kampagne bei der 
mehrere tausend Beschäftigte an Universitäten auf 
ihre prekären Stellen aufmerksam machten) davon 
auszugehen, dass sich so schnell nichts an der Be-
fristungspraxis in Deutsch-
land ändern wird. 

Solange dies so ist, könnten 
Arbeitsgruppenleiter*innen, 
Lehrstuhlinhaber*innen, De-
kan*innen und Universitätslei-
tungen ohne größeren Auf-
wand die Koordinationspro-
bleme ihrer Mitarbeitenden 
verringern helfen: eben durch 
standardmäßig digitale Mee-
tings. 

Der erste Schritt wäre eine 
neue Kultur des Vertrauens, dass Dienstgeschäfte 
auch auf digitalem Wege gewissenhaft erledigt wer-
den. Und zwar gerade in den Randlagen des Arbeits-
tages beziehungsweise der Arbeitswoche, die nicht 
nur für pendelnde Eltern und andere Sorge-Arbeitende 
oft problematisch sind. Könnte es nicht zum Beispiel 
zur Praxis werden, eine Begründungspflicht einzu-
führen, wo in der universitären Selbstverwaltung 
Präsenz verlangt wird? 

Natürlich: Flexibilisierung ist kein Wert per se. Per-
manente digitale Erreichbarkeit kann auch zu Miss-
brauch (ver)führen. Es ist aber bezeichnend für die 
deutschen Hochschulen, dass es nicht im Ansatz zu 
einer Debatte über ein universitäres Recht auf Heim-
arbeit gekommen ist. Dabei könnte dieses die Zeit-
prekarität des Mittelbaus zumindest abmildern. 

den dem Lernstoff im eigenen Rhythmus folgen, 
Pausen machen oder Passagen mehrfach abspielen. 
Zugleich wird an dieser Möglichkeit zur zeitverzö-
gerten Nutzung manche Universitätshierarchie deut-
lich. Der Veranstaltungstypus »Vorlesung« ist meist 
Professor*innen vorbehalten. Ihnen allein ist also 
die (theoretische) Möglichkeit gegeben, Veranstaltun-
gen zu »recyceln« und damit ihre Arbeitslast zu ver-
ringern.

Mit Nachwuchs in der Pandemie

Damit bin ich bei meinem eigentlichen Punkt: dem 
Zeitmanagement der Wissenschaftlichen Mitarbeiter-
*innen. Viele von ihnen haben die Coronaphase als 
Zeit starker persönlicher Belastungen empfunden. 
Das hat damit zu tun, dass sich das akademische 
Personal von Hochschulen überdurchschnittlich häufig 
in einem bestimmen biografischen Zeitfenster befin-
det. Nämlich in der »Nachwuchsphase« der Qualifika-
tion für eine Professur, während der sich viele selber 
um kleine Kinder kümmern.

Experimente oder Recherchen durchführen, Artikel, 
Doktor*innenarbeiten und Habilitationen schreiben 
und publizieren, sich vernetzen, Wissenschaftskom-
munikation betreiben, gute Lehre anbieten und zu-
gleich Sorge-Aufgaben übernehmen: Das läuft schon 
im Normalfall auf Zeitkoordinationsprobleme hin-
aus. Während des coronabedingten Home-Schoolings 
und der monatelangen Kitaschließungen war es fast 
unmöglich. 

Zeitdruck und räumliche Flexibilität

Insofern werden viele Kolleg*innen des akademi-
schen Mittelbaus das Zoomen vor allem mit den 
Mehrbelastungen der Lockdown-Zeit verbinden. Da-
bei besteht in der digitalen Kommunikation gerade 
für diese Statusgruppe Potenzial, den Koordinations-
stress von Sorge- und Erwerbsarbeit zu verringern. 

Ich meine damit weniger die Lehre als die vielen 
anderen Dienstpflichten, die wissenschaftliche Mit-
arbeiter*innen erfüllen: die Besprechungen in Arbeits-
gruppen, die Lehrplanung und Studienberatung, so-
wie die akademische Selberverwaltung in Instituts- 
und Fachbereichsräten et cetera. 

Die Social-Distancing-Phase hat zweierlei gezeigt: 
Das verwaltungsmäßige Alltagsgeschäft ließ sich via 

»Der erste Schritt wäre eine 
neue Kultur des Vertrauens,  
dass Dienst geschäfte auch auf 
digitalem Wege gewissenhaft  
erledigt werden.«

»In der digitalen Kommuni­
kation besteht Potenzial,  
den Koordinationsstress von 
Sorge­ und Erwerbsarbeit  
zu verringern.«
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die gerade mit schulpflichtigen Kindern schwer ver-
einbar sind.

Völlmecke: Manchmal tut sich in einem Projekt 
auch kurzfristig eine dringende Aufgabe auf oder 
bestimmte Versuche müssen zeitnah durchgeführt 
werden. Wenn dann aber die Zeit drängt, weil das 
Kind aus der Kita abgeholt werden muss, bleiben 
diese wichtigen Forschungsarbeiten schnell auf der 
Strecke. Die Familienplanung und -organisation wird 
dadurch erschwert, dass häufig nur befristete Ver-
träge mit teilweise sehr kurzen Laufzeiten vergeben 
werden. Die meisten Mütter sehen sich beispielswei-
se mit der Frage konfrontiert, ob sie sich Elternzeit 
während eines laufenden Projektes nehmen können 
und welche Folgen das dann für ihre Karriere hat.

Marker: In der Wissenschaft herrscht ein großer 
Wettbewerb und damit verbunden die allgemeine 
Erwartung, dass Forschungsanträge, Lehrevaluatio-
nen und Publikationen immer erstklassig und per-
fekt sein müssen. Wenn dann auch noch die Sorge 
hinzukommt, die Familie bald nicht mehr finanzie-
ren zu können, weil der Vertrag bald ausläuft, dann 
erhöht das die Belastung ungemein. 

Habt ihr selber mal überlegt, das Handtuch zu werfen?
Marker: Auf jeden Fall. Ich frage mich ganz häufig, 

warum ich mich diesem Druck eigentlich aussetze. 
Aber ich forsche einfach sehr gerne an meinem The-
ma, bekomme gutes Feedback und möchte unbe-
dingt dranbleiben, um einen wertvollen Beitrag für 
die Gesellschaft zu leisten. 

Völlmecke: Ich habe schon oft überlegt, aus der 
Wissenschaft auszusteigen, aber dann doch wieder 
die Motivation gefunden weiterzumachen, vor allen 
Dingen auch wegen solcher Netzwerke. Wir müssen 
einfach zusammenhalten und hoffentlich können 
wir gemeinsam einen Wandel bewegen. Wenn wir 
jetzt nicht dranbleiben, dann bleibt alles, wie es ist.

Was wäre denn aus eurer Sicht notwendig, um die 
Situation zu verbessern?

Völlmecke: Wir haben zehn sofort umsetzbare und 
kostengünstige Maßnahmen zusammengestellt. Eine 
Idee ist zum Beispiel, sogenannte Corona-Zertifikate 
einzuführen. Die Idee für diese Zertifikate stammt 

bbz: Was genau ist das Netzwerk Mutterschaft und 
Wissenschaft?

Stefanie Marker: Das bundesweite Netzwerk Mutter-
schaft und Wissenschaft wurde vor der Pandemie 
gegründet und verbindet Mütter aus dem akademi-
schen Bereich. Durch Corona und die damit verbun-
denen Einschränkungen, von denen vor allem Mütter 
betroffen waren, hat das ganze richtig Fahrt aufge-
nommen. In dieser Zeit haben Christina und ich 
auch die WӔ-Community gegründet. Diese Commu-
nity richtet sich speziell an Frauen von der Kunst bis 
zu den Ingenieurswissenschaften. Aus unserer Sicht 
gab es da viele Schnittstellen und darum haben wir 
eine starke Verbindung zum Netzwerk Mutterschaft 
und Wissenschaft.

Christina Völlmecke: Wir haben uns während der 
Pandemie zunächst informell über persönliche Be-
lastungen ausgetauscht und dann aber gemerkt, 
dass viele Frauen in ähnlicher Weise betroffen sind 
und wir uns breiter vernetzen müssen. Daher freuen 
wir uns sehr, die Berliner Lokalgruppe des Netzwerkes 
Mutterschaft und Wissenschaft vertreten zu können. 
Die meisten Mütter in der Wissenschaft entsprechen 
nämlich einfach nicht dem Idealbild des freien, allein 

der Forschung verpflichteten Genies, sondern haben 
auch hauptsächlich Care-Arbeit, also beispielsweise 
Pflege von Kindern oder Angehörigen, zu leisten und 
müssen diese verschiedenen beruflichen und fami-
liären Anforderungen gleichzeitig bewältigen. 

Wieso ist es in der Wissenschaft so schwierig, Arbeit 
und Sorge unter einen Hut zu bekommen?

Marker: Wissenschaft funktioniert halt nicht wäh-
rend der üblichen Arbeitszeiten, sondern vieles pas-
siert zu Zeiten, in denen Kita oder Schule geschlossen 
sind. Dazu kommen die vielen Kongressreisen im 
In- und Ausland und längere Forschungsaufenthalte, 

Mütter in der 
W i s s e n s c h a f t

Das bundesweite Netzwerk Mutterschaft und Wissenschaft bietet eine  
Austausch- und Unterstützungsplattform für familienfreundlichere Hochschulen. 

Stefanie Marker und Christina Völlmecke über ihre Arbeit in der Berliner Lokalgruppe

Das Interview führte Josef Hofmann

»Die meisten Mütter in der Wissenschaft ent­
sprechen nicht dem Idealbild des freien, allein 
der Forschung verpflichteten Genies, sondern 
haben gleichzeitig auch Care­Arbeit zu leisten.«
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So haben wir uns entschlossen, genau das zum Thema 
zu machen. Darüber erhalten wir fortlaufend berei-
cherndes Feedback und viele neue Impulse, aber es 
fehlen Ressourcen, sie umzusetzen. 

Welchen Rat würdet ihr Müttern in der Wissenschaft 
geben?

Marker: Sagt Ja zur Wissenschaft, auch mit Kind 
oder Kindern, aber sagt Nein zu familienfeindlichen 
Führungskräften oder Teams.

Völlmecke: Und ich würde gerne noch ergänzen: 
Sprecht mit anderen Wissenschaftler*innen mit Kin-
dern und versucht an eurem Arbeitsort gemeinsam 
familienfreundliche Strukturen aufzubauen! Es ist 
aus meiner Sicht ganz wichtig, dass man sich gegen-
seitig stärkt und vor allen Dingen Verständnis für-
einander hat.  

ursprünglich von Jutta Allmendinger. Darin ist 
schriftlich festgehalten, dass man während der Pan-
demie besonderen Belastungen ausgesetzt war und 
trotzdem weiter geforscht und gelehrt hat. Diese 
Zertifikate können dann Bewerbungen als Referenz 
beigelegt werden. Des Weiteren halten wir es für not-
wendig, dass Führungspersonen an allen Unis und 
Forschungsinstitutionen verpflichtend entsprechen-
de Schulungen durchlaufen. Das gibt es bisher über-
haupt nicht.

Marker: Außerdem halten wir es für sinnvoll, dass 
alle Neueinsteiger*innen im Wissenschaftsbetrieb an 
einem Onboarding-Programm teilnehmen können, 
um am Arbeitsplatz anzukommen und die Kolleg*in-
nen kennenzulernen. In der Wirtschaft sind solche 
Programme üblich, in der Wissenschaft hingegen 
muss man sich in der Regel am Anfang alles selber 
erarbeiten. Das wären sicherlich alles ganz einfache 
Maßnahmen, um die Leute nachhaltig zu entlasten.

Habt ihr konkrete Aktionen geplant oder habt ihr in 
der letzten Zeit welche durchgeführt?

Marker: Mit der WӔ-Community haben wir bisher 
zwei sehr erfolgreiche Festivals durchgeführt, die 
explizit darauf abzielten, Frauen und Care-Arbeitende 
in der Wissenschaft sichtbar zu machen. Im Rahmen 
dieser Festivals haben wir mit verschiedenen Fach-
vorträgen und Podiumsdiskussionen mit dem Futu-
rium hier in Berlin auf das Thema aufmerksam ge-
macht.

Völlmecke: Wir haben in diesem Zusammenhang 
auch verschiedene virtuelle Ausstellungen zusam-
mengestellt und kuratiert. Die letzte Ausstellung 
thematisiert auch die Zeit in der Wissenschaft. An-
lass dafür war, dass kaum jemand Zeit hatte, etwas 
zu einer von uns geplanten Ausstellung einzureichen. 

»Wissenschaft  
funktioniert nicht  
während der üblichen 
Arbeitszeiten,  
sondern vieles passiert,  
wenn Kita oder Schule  
geschlossen sind.«

(v.l.) Stefanie Marker 
und Christina Völlmecke,  

Professorinnen der  
TU Berlin

Das�Netzwerk�»WӔ – Womxn from Arts to Enginee-
ring«� vereint� FLINTA-Personen� von� der� Kunst� bis� zu�
den� Ingenieurswissenschaften,�um�gemeinsam�tech-
nische�Herausforderungen�unserer�Zeit�zu�überwinden�
(www.festival.wae-community.org).

Das�Netzwerk�Mutterschaft�und�Wissenschaft�bietet�
für�all�jene�ein�Forum,�die�sich�als�Mütter�identifizieren�
und�im�Wissenschaftsbetrieb�arbeiten,�um�sich�auszu-
tauschen,�zu�vernetzen,�sich�gegenseitig�zu�unterstüt-
zen�und�zu�informieren.�Stefanie�und�Christina�organi-
sieren� die� Lokalgruppe� dieses� Netzwerks� in� Berlin.�
www.mutterschaft-wissenschaft.de
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Text 32
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SCHULKLASSENVORSTELLUNGEN SIND MÖGLICH. 
Unterrichtsmaterial wird kostenlos auf der Filmwebsite sowie unter 

www.gew-berlin.de zur Verfügung gestellt.

AB 29. FEBRUAR 2024 IM KINO

KOSTENLOSES GEW-SCREENING

am 18. Februar 2024

für Lehrkräfte ab der 10. Klasse

Weitere Informationen & Anmeldung unter: 

www.gew-berlin.de/veranstaltungen
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Als eine zweimonatlich erscheinende 
Zeitschrift kann die bbz keine aktuelle 

Berichterstattung liefern. Die Texte, die 
wir zu Konflikten in Bildungseinrichtun-
gen rund um Israel/Palästina erhalten 
haben, sind in den ersten Wochen seit 
dem 7. Oktober geschrieben worden. Sie 
sind aus pädagogischer Erfahrung, ge-
werkschaftlicher Debatte und internatio-
nalem Austausch entstanden und geben 
Einblicke, die nicht mit den Maßstäben 
der Tagesaktualität messbar sind.

Die Artikel wurden von Schulpraktiker-
*innen verfasst und lassen unterschiedli-
che Perspektiven zu Wort kommen, von 
Jugendlichen arabischer Herkunft in Ber-
lin bis zu Lehrkräften in Israel. Für das 
Verständnis ist es hilfreich, die Ereignisse 
nachzuzeichnen, die Berlin im Oktober 
beschäftigten.

Der 7. Oktober

Am Anfang stand der Schock über die 
Grausamkeit der Hamas. Die GEW-Vorsit-
zende Maike Finnern drückte den Men-
schen in Israel sowie unseren Kolleg*innen 
und Freund*innen in der israelischen Bil-
dungsgewerkschaft Histadrut HaMorim 
ihre Bestürzung und volle Solidarität aus.

Bereits während des laufenden Terror-
anschlags gab es auf Berliner Straßen auch 
Sympathiebekundungen für die Hamas. 
Unter dem Eindruck der israelischen Offen-
sive seit dem 8. Oktober, die sehr schnell 
viele zivile Opfer forderte, kam es in der 
palästinensischen und arabischen Com-
munity Berlins zu vielfältigen Solidarisie-
rungen mit der Zivilbevölkerung des Gaza- 
Streifens, auch ohne damit die Taten der 
Hamas zu befürworten.

An vielen Schulen führten die Ereignisse 
zu starken Reaktionen. Nur die Spitze des 
Eisberges war die tätliche Auseinander-
setzung zwischen einem Schüler und 
einem Lehrer am 9. Oktober auf dem 
Schulhof des Neuköllner Ernst-Abbe- Gym-
nasiums. Anlass war, dass – wie Kolleg*innen 

Senat in der Kritik

Dieses Schreiben löste massive Kritik 
aus, zum Beispiel von den Landesaus-
schüssen der Schüler*innen und Eltern, 
von migrantischen Initiativen und der SPD. 
Auch die Landesdelegiertenversammlung 
der GEW BERLIN beschloss eine Kritik an 
dem Schreiben (siehe Seite 40). Die GEW 
fordert mehr Unterstützung der Schulen, 
»um einen behutsamen, differenzierten 
und der Komplexität gerecht werdenden 
Umgang mit der Situation zu finden«. Zu-
vor hatte bereits der Landesausschuss 
für Migration, Diversität und Antidiskri-
minierung der GEW eine Stellungnahme 
verfasst (siehe Seite 26).

Bildungseinrichtungen in Berlin – Schu-
len, Jugendhilfe und Hochschulen – sind 
Ort der Verständigung über den Konflikt 
wie auch Ort seiner Austragung. Es ist an 
uns, Stellung gegen Antisemitismus und 
antimuslimischen oder anti arabischen Ras-
sismus zu beziehen.

 

der Schule berichten – der Jugendliche 
feiernd eine Palästina-Flagge zeigte. In der 
Folge gab es Demonstrationen vor der 
Schule. Nachdem der Bezirk gerade noch 
am Wachschutz gespart hatte, wurde nun 
wieder ein Security-Dienst gestellt. 

Anstieg des Antisemitismus

Seit dem 7. Oktober haben in Deutsch-
land antisemitische Äußerungen und 
Straftaten gegenüber Einzelpersonen und 
jüdischen Institutionen dramatisch zuge-
nommen. Pro-palästinensische Demonst-
rationen wurden zunächst pauschal ver-
boten, weil antisemitische Parolen be-
fürchtet wurden. Am 18. Oktober wurde 
ein Brandanschlag auf die Synagoge der 
jüdischen Gemeinde Kahal Adass Jisroel 
in der Brunnenstraße verübt, neben der 
auch eine Oberschule und eine Kita unter-
gebracht sind.

Am 13. Oktober verschickte die Bildungs-
senatorin Katharina Günther-Wünsch ein 
Informationsschreiben an die Schulen, in 
dem Schulleitungen die Möglichkeit eröff-
net wurde, gegen pro-palästinensische 
»Symbole, Gesten und Meinungsäußerun-
gen, die die Grenze zur Strafbarkeit noch 
nicht erreichen«, vorzugehen. Denn: »Jede 
demonstrative Handlungsweise oder Mei-
nungsäußerung, die als Befürwortung 
oder Billigung der Angriffe gegen Israel 
oder Unterstützung der diese durchfüh-
renden Terrororganisationen wie Hamas 
oder Hisbollah verstanden werden kann, 
stellt in der gegenwärtigen Situation eine 
Gefährdung des Schulfriedens dar und ist 
untersagt«. Demonstrative Meinungsäuße-
rungen könnten in diesem Zusammen-
hang das Tragen der Kufiya (des soge-
nannten »Palästinensertuchs«), Sticker mit 
Aufschriften wie »Free Palestine« oder eine 
Landkarte Israels in den Farben Palästinas 
sein. Zur »Sicherstellung des Schulfrie-
dens« könnten Schulleitungen ein Verbot 
aussprechen.

Christoph Wälz, 
verantwortlicher  

Redakteur der bbz

Auf�einmal�ganz�nah
Kaum ein internationales Ereignis hat die Berliner Stadtgesellschaft so aufgewühlt  

wie der Krieg zwischen der israelischen Armee und der Hamas

von Christoph Wälz

Stellungnahme des Geschäftsführen-
den Vorstands der GEW, 8.11.2023: 
Solidarität mit der israelischen  
Bevölkerung und humanitäre  
Unterstützung für Gaza

Stellungnahme der Bildungsinternati-
onale, 7.11.2023: 
Die Bildungsinternationale fordert 
dringend einen humanitären  
Waffenstillstand im Gazastreifen

Materialien der GEW zum Konflikt, 
20.10.2023: 
Den Terrorangriff auf Israel in der 
Schule thematisieren
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Direkt nach dem Massaker der Hamas 
an der Zivilbevölkerung in Israel be-

schäftige ich mich innerlich damit, wie 
ich das Thema im Unterricht behandeln 
werde. Mir ist klar, dass das unausweich-
liche Gespräch in der nächsten Schul-
stunde mit meiner 9. Klasse nicht einfach 
werden wird. Ich weiß, dass einige der 
Schüler*innen Familie in der Region ha-
ben und kann mir schon denken, welche 
reißerischen Propagandavideos bei Tik-
Tok bereits die Runde machen. 

Unterricht zwischen  
Empathie und Konflikt

In dieser Stunde fürchte ich mehr denn 
je, dass die Schüler*innen größtenteils 
nicht ausreichend in der Lage sind, jour-
nalistische Beiträge von Desinformation 
und persönlichen Statements zu unter-
scheiden und welche fatalen Auswirkun-
gen das haben kann. Viele können die 
Bild- und Videoflut auf ihren Smartphones 
nicht emotional verarbeiten, geschweige 
denn differenziert einordnen. Der Algo-
rithmus bedient zudem stereotyp ihre 
Sehgewohnheiten. Wie sollen sie sich da 
eine Meinung bilden? 

Zum Einstieg zeige ich also einen Nach-
richtenbeitrag, in dem die wichtigsten 
Ereignisse des Wochenendes knapp zu-
sammengefasst werden, und frage, ob es 
Redebedarf gibt. Es dauert etwas bis eine 
Schülerin ihre Skepsis ablegt, doch dann 
sprudelt es aus ihr heraus, wie ungerecht 
sie die einseitige Positionierung Deutsch-
lands findet. Sie empört sich über die 
westliche Doppelmoral, die für sie immer 
dann besonders sichtbar wird, wenn die 
Bevölkerung eines islamisch geprägten 
Landes eine Katastrophe erlebt und »nie-
mand darüber berichtet oder das Bran-
denburger Tor anstrahlt«. Mir ist diese 

wahr. Auf die historische Existenz von 
jüdischem Leben in der Region weit vor 
der Staatsgründung Israels muss ich zu-
nächst zwar hinweisen, das Existenzrecht 
wird – zumindest in dieser Klasse – je-
doch nicht bewusst in Frage gestellt oder 
negiert.

Die Diskussion ist dennoch schwer zu 
führen, zu schnell entstehen Missverständ-
nisse. Eine Schülerin mit ausgeprägtem 
Gerechtigkeitssinn will von mir wissen, 
ob ich es okay finde, dass die deutsche 
Mehrheitsgesellschaft jedes palästinen-
sische Symbol mit einer Sympathie-
bekundung von Terror gleichsetzt. Direkt 
im Anschluss kommt die Frage auf, war-
um es überhaupt Werbung für den israe-
lischen Gegenschlag auf Youtube gibt. 
Erst später finde ich heraus, dass diese 
Werbeclips vom »Ministry of Diaspora 
Affairs« stammen, welches der israeli-
schen Regierung untersteht.

Eine meiner Schüler*innen wird offen-
sichtlich von einem Familientrauma ein-
geholt und von ihren Emotionen überwäl-
tigt. Immer wieder bricht ihr die Stimme 
weg, als sie versucht, mich auf die anhal-
tenden Auswirkungen der Vertreibung 
von palästinensischen Familien aufmerk-
sam zu machen. Verzweifelt wehrt sie 
sich gegen die vermeintliche Darstellung, 
dass Israel den Frieden suche. Sie ringt 
unter Tränen um die richtigen Worte und 
vergleicht »unsere Situation« mit der Ber-
liner Mauer. Dabei kritisiert sie nicht aus-
schließlich Israel, sondern prangert auch 
die Rolle der arabischen Staaten an. 

Spontan entscheide ich mich, die in-
haltlichen Diskussionen vorerst zu verta-
gen und versichere mich, ob sich alle in 
der Klasse wohl fühlen. Eine sachliche 
Debatte kann nach meiner Überzeugung 
erst stattfinden, wenn ausreichend Raum 
und Zeit für berechtigte Emotionen aller 
Beteiligten gegeben wurde. Bis dahin gilt 

Wut lange bekannt und ich kann sie auch 
verstehen. 

Ich lasse sie aussprechen und versuche 
mich in einer Erklärung über das Bedürf-
nis vieler Menschen, in diesen dunklen 
Stunden Solidarität mit dem einzigen 
jüdischen Staat und seinen Bewohner-
*innen zu zeigen. Die besondere Verant-
wortung Deutschlands muss ich dabei 
nicht lange erklären. Wir lesen gerade ein 
Jugendbuch über das Ende der Weimarer 
Republik, in dem die Auswirkungen des 
wachsenden SA-Terrors auf Juden*Jüdin-
nen in Berlin dezidiert beschrieben wer-

den. Bisher habe ich bei meinen Schüler-
*innen nichts als Empathie für die Ver-
folgten wahrgenommen. 

Für Außenstehende könnte zwischen-
durch dennoch der Eindruck entstehen, 
es käme nicht sonderlich viel Mitleid mit 
den Zivilist*innen auf, die von der Hamas 
kaltblütig ermordet, gefoltert und teilwei-
se verschleppt wurden. Zu sehr steht 
auch kurz nach dem Angriff der Hamas 
das im Vordergrund, was in der Radikali-
sierungsprävention »Opferkonkurrenz« 
genannt wird: Betroffenheiten werden 
gegeneinander aufgerechnet. Zudem ha-
be ich zu diesem Zeitpunkt nicht den Ein-
druck, dass alle Schüler*innen das Aus-
maß der Gewalttaten begriffen haben, 
beziehungsweise überhaupt darüber in-
formiert sind.

In ihren Wortbeiträgen verurteilen die 
Schüler*innen die Tötung von Zivilist*in-
nen auf beiden Seiten klar. Sympathien 
für die Hamas nehme ich an keiner Stelle 

Schule�im�Schatten� 
des�Nahost-Konflikts

Viele Schüler*innen in Berlin sind direkt betroffen, gerade deshalb muss der Konflikt im  
Unterricht behandelt werden. Konstantin Kieser über die Herausforderungen der  

Demokratiebildung und die Bedeutung von Dialog 

von Konstantin Kieser

»Betroffenheiten 
werden gegeneinander 

aufgerechnet.«
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es, das Vertrauensverhältnis zu den Schüler-
*innen nicht durch Belehrungen oder mit 
nicht nachvollziehbaren Verhaltensrege-
lungen zu untergraben.

Mit Meinungsfreiheit zum Schulfrieden

Im weiteren Verlauf der Woche, kocht das 
Thema auch in Berlin weiter hoch. Der Vor-
fall am Ernst-Abbe-Gymnasium wird – zu-
recht – nicht nur unter uns Pädagog *innen 
diskutiert. Vielen Kolleg*innen scheint 
ihre Verantwortung und die Notwendig-
keit zur Differenzierung dabei sehr wohl 
bewusst. Vereinzelte Provokationen auf 
dem Schulhof werden von unserem Kol-
legium aus meiner Sicht professionell 
und konsequent gelöst. Wir haben zum 
Ende der Woche das Gefühl, trotz chroni-
scher Überlastung einen guten Job ge-
macht zu haben. In diese Situation hinein 
platzen pauschale Demonstrationsverbote, 
Berichte über antisemitische Übergriffe, 
Videos von Ausschreitungen und rassis-
tischer Polizeigewalt in Neukölln und das 
Schreiben der Bildungssenatorin zur Wah-
rung des Schulfriedens. 

Viele meiner Kolleg*innen bezweifeln 
umgehend den deeskalierenden Charak-
ter einer solchen Verordnung. Von einer 
Schülerin werde ich in einer Geschichts-
stunde zum Deutschen Kaiserreich un-
mittelbar gefragt, ob ich finde, dass in 
Deutschland im Moment noch Meinungs-
freiheit herrsche. Sie kenne Menschen, 
die Angst davor hätten, ihren Aufent-
haltstitel zu verlieren, wenn sie friedlich 
ihre Meinung ausdrücken wollen. Ich ant-
worte ihr, dass die Bevölkerung für Mei-
nungsfreiheit und Demokratie immer 
wieder neu eintreten muss. Vor allem 
dann, wenn man sie in Gefahr sieht. 

Für mich bedeutet dieses Eintreten für 
Meinungsfreiheit, Verallgemeinerungen 
im Schreiben der Senatorin und ver-
gleichbare Pauschalisierungen entschie-
den zurückzuweisen. Eine Gleichsetzung 
von allen Palästinenser*innen – leben sie 
nun im Gazastreifen, dem Westjordan-
land, Israel, den umliegenden Nachbar-
staaten oder Deutschland – mit dem Ter-
ror der Hamas ist nicht nur undifferen-
ziert, es treibt unter Umständen Men-
schen in die Radikalität und könnte so 
zum Brandbeschleuniger werden. 

Die Schwierigkeit: Der Kampf gegen An-
tisemitismus muss ebenso unmissver-
ständlich wie differenziert und ausdau-
ernd geführt werden. Das ist für alle ein 

ren, wer Recht hat und wer nicht. Vor 
diesem Hintergrund verwundert es schon, 
dass noch vor einigen Wochen Kürzungen 
von Mitteln für Dialog- und Demokratie-
bildungsprojekte im Raum standen, die 
erst nach anhaltenden Protesten aus der 
Zivilgesellschaft wieder rückgängig ge-
macht wurden. 

Auch bei der Medienbildung gilt es an 
Schulen mehr zu investieren. Mit ein paar 
Klicks können virtuelle Realitäten er-
schaffen werden und Kinder sind zu-
gleich psychisch immer stärker belastet 
– ob durch eigene traumatische Kriegser-
fahrungen oder soziale Härten. So steigt 
die Gefahr, dass sie digitale Medien für 
den persönlichen Eskapismus einsetzen. 
Eben das ist der Nährboden für soge-
nannte »Turbo-Radikalisierungen«. Der 
Senat muss sich im Umgang mit diesen 
Herausforderungen an seinen Taten mes-
sen lassen. Der erste Schritt wäre, den 
Konflikt in den Schulen nicht weiter 
durch unüberlegte und undifferenzierte 
Anordnungen zu schüren. 

zum Teil schmerzhafter Spagat zwischen 
der deutschen Verantwortung für die 
Gräueltaten der Nationalsozialisten, der 
jüdischen Bevölkerung in Israel und 
Berlin und unser aller gemeinsamer Zu-
kunft in einem Einwanderungsland. 
Jouanna Hassoun, Geschäftsführerin von 
Transaidency e.V., hat das sehr treffend 
formuliert: »Antisemitismus lässt sich 
nicht mit Rassismus bekämpfen! Mensch-
lichkeit und Humanität schließen nie-
manden aus, sofern sie aufrichtig sind!«

Dialog und Medienbildung fördern

Viele unserer Schüler*innen sind dem anti-
muslimischen Rassismus von Kindesbei-
nen an ausgesetzt, der nun durch eine ver-
kürzte Debatte erneut und teilweise auch 
gezielt befeuert wird. Oftmals geschieht 
das leider auch an unseren Schulen. 

Der Hinweis darauf bedeutet nicht, Anti-
semitismus zu verharmlosen, sondern 
die Gleichzeitigkeit beider Entwicklungen 
anzuerkennen und zu berücksichtigen. 
Wer den Schul- und Gesellschaftsfrieden 
sowie den politischen Frieden wahren 
will, muss in der Lage sein, genau diesen 
Balanceakt zu bewältigen, statt die Be-
quemlichkeit eines Lagerdenkens in An-
spruch zu nehmen und damit zu definie-

»Antisemitismus lässt sich nicht mit Rassismus 
bekämpfen! Menschlichkeit und Humanität schließen 

niemanden aus, sofern sie aufrichtig sind!«

Zeichnung zur Frage »Was geht dir durch den Kopf, wenn du an den Nahostkonflikt 
denkst?«, von Matilda (13)

Konstantin Kieser,  
Sekundarschullehrer und 

Vorstandsmitglied bei 
FM2B (Film- und Medien-

bildung Berlin-Brandenburg)
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Die Kinder sind total durcheinander, 
manchmal fangen sie ganz plötzlich 

an zu weinen oder stellen Fragen über 
Gaza und die Hamas«, erklärt Inbal Kott, 
Grundschullehrerin in der israelischen 
Siedlung Peduel im Westjordanland. Im 
Sommer 2022 hat sie wie die anderen im 
Text genannten israelischen Lehrkräfte in 
Berlin am deutsch-israelischen Begeg-
nungsseminar »Aufklären und Haltung 
zeigen« der GEW und der Histadrut Ha-
Morim, der israelischen Lehrer*innenge-
werkschaft, teilgenommen. Themen des 
seit mehr als 50 Jahren durchgeführten 
Seminars sind die Holocausterziehung, 

evakuiert. Und die Lehrkräfte? Inbal Kott 
hat einen Waffenschein beantragt. Die 
sechsfache Mutter will ihre Familie und 
ihre Klasse beschützen. »Ich gehe dann 
auch mit meiner Waffe in den Unterricht. 
Wir haben keine Wahl, wir müssen uns 
verteidigen können«, sagt Kott. Dass vor 
israelischen Schulen immer Wachleute 
stehen, ist ein gewohntes Bild in Israel. 
Bewaffnete Lehrkräfte waren bisher aber 
eher Ausnahmen. 

Der Unterricht findet in Israel nur dann 
statt, wenn keine Raketen fallen. Sonst 
müssen alle in den Schutzraum. Andert-
halb Minuten soll das höchstens dauern, 
jedes Kind in Israel kennt den Ablauf 
durch regelmäßige Übungen. Da aber 
nicht alle Schulen, vor allem die älteren 
Gebäude, über ausreichend Schutzräume 
verfügen, findet Unterricht oft nur tage-
weise für wechselnde Gruppen oder on-
line statt. Manche Eltern schicken ihre 
Kinder aus Angst gar nicht mehr zur 
Schule. »Für die Kinder und Jugendlichen 
ist das gar nicht gut, sie wollen doch ihre 
Freund*innen treffen«, sagt Jehudith Ga-
lili, Sekundarschullehrerin in Yehud-Mo-
nosson, südlich von Tel Aviv. Ihren 
14-jährigen Sohn Ido lässt sie zur Schule 
gehen, aber nachmittags darf er nicht 
raus. »Ich habe solche Angst um ihn, 
dass er es nicht rechtzeitig in den Bunker 
schaffen könnte«, sagt Galili leise mit 
brüchiger Stimme. Sie will stark sein, den 
Schüler*innen Mut machen, aber das geht 
nicht immer. »Neulich bin ich in der 
Schule richtig zusammengebrochen, ich 
habe so geweint, dass ich nicht mehr in 
den Unterricht gehen konnte.« 

 Schon vor dem Überfall der Hamas auf 
Israel herrschte große Personalnot an is-
raelischen Schulen, doch jetzt wird die 
Lage noch schwieriger, weil auch Lehr-
kräfte als Reservist*innen zur Armee ein-
gezogen wurden. »Oft müssen wir zwei 
Klassen gleichzeitig unterrichten, also 
ungefähr 70 Schüler*innen. Das geht ei-
gentlich gar nicht«, sagt Inbal Kott. Unter 
normalen Umständen würde sie dann mit 

der Austausch über die jeweiligen Biogra-
fien und die Bildungsarbeit gegen Antise-
mitismus. 

Bewaffnet zur Schule

Nach dem 7. Oktober herrscht an israeli-
schen Schulen Ausnahmezustand. Rake-
tenalarme unterbrechen den Unterricht, 
Schüler*innen haben Angst um Väter, 
Mütter und andere Verwandte, die bei der 
Armee sind. Zehntausende Kinder muss-
ten vor der Gewalt im Süden Israels flie-
hen, auch im Norden wurden Ortschaften 

Schule�im�Ausnahmezustand�
Wie sich die Sicherheitslage an Schulen in Israel und an jüdischen Schulen in Berlin  

nach dem Terrorangriff der Hamas verändert hat

von Silvia Stieneker

»Schon vor dem Überfall der Hamas auf Israel herrschte 
große Personalnot an israelischen Schulen, doch jetzt  

werden Lehrkräfte auch als Reservist*innen  
zur Armee eingezogen.«

Mit diesen Bildern haben Schüler*innen einer Grundschule in Israel ihre Gefühle und 
Gedanken über das aktuelle Geschehen ausgedrückt.
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den Kindern auf dem Schulhof spielen, 
aber das ist nicht mehr erlaubt, weil es 
zu gefährlich ist. »Ich arbeite 150 Pro-
zent, fast alle Männer an meiner Schule 
sind weg. Viel Unterricht fällt aus«, sagt 
Ronit Mashiach, Sekundarlehrerin aus Pe-
tach Tikva bei Tel Aviv. 

Vor dem Terror geflüchtet

Besonders schwierig ist die Situation der 
vor dem Terror geflüchteten Kinder und 
Jugendlichen. Viele sind in Hotels oder 
Kibbuzen untergebracht worden, manche 
konnten bei Verwandten unterkommen. 
Viele haben Freund*innen und Familien-
angehörige verloren und brutalste Ge-
walttaten ansehen müssen. An regulären 
Unterricht ist da erstmal nicht zu den-
ken, aber Freiwillige organisieren provi-
sorischen Unterricht oder Freizeitangebo-
te für die schwer traumatisierten Kinder, 
die die Gewalt direkt miterlebt oder An-
gehörige verloren haben. 

»Diese Kinder können gar nicht ver-
nünftig lernen, die brauchen therapeuti-
sche Hilfe«, sagt Galili. Anders als in 
Deutschland sind an vielen israelischen 
Schulen psychologische Berater*innen 
Standard, die die Lehrkräfte unterstüt-
zen. Auch für die geflüchteten Schü-
ler*innen werden Beratungsangebote or-
ganisiert. »Wir müssen trotz allem ein-
fach optimistisch bleiben«, sagt Orli 
Weiss, Grundschullehrerin in Masua im 
Westjordanland. Sie hat wenige Tage nach 
dem 7. Oktober Zoom-Meetings für ihre 
Drittklässler*innen veranstaltet, mit den 
Kindern per Computer gebastelt, gesun-
gen und Yoga gemacht. Und natürlich 
über die aktuelle Situation gesprochen. 
»Die Kinder bekommen viel mit, auch 
wenn die Jüngeren nicht direkt die Nach-
richten sehen«, sagt Inbal Kott. 

Ganz wichtig ist es ihr im Gespräch mit 
den Schüler*innen zu betonen, dass nicht 
alle Araber*innen schlechte Menschen 
sind und die israelische Armee eine Ver-
teidigungsarmee sei. Sie will weiterhin 
Schüler*innen zur gewaltfreien Konfliktlö-
sung anhalten, auch wenn Soldat*innen 
und Waffen im hochgerüsteten Land om-
nipräsent sind. In ihrer Freizeit leisten 
viele Lehrkräfte, aber auch ältere Schüler-
*innen Freiwilligenarbeit für die Armee, 
waschen die Wäsche der Soldat*innen, 
backen ihnen Kuchen und bringen Mahl-
zeiten vorbei. »Wir halten zusammen, 
egal wo man politisch steht, ob jemand 

Drittel haben sich die Familien laut Joffe 
aus Angst vor antisemitischen Anfein-
dungen von vorneherein für eine jüdi-
sche Schule entschieden. »Im Gebäude 
sind unsere Kinder total sicher, es gibt 
Einlasskontrollen, Panzerglas, Polizei und 
Security der jüdischen Gemeinde vor der 
Tür«, berichtet ein Vater. 

Das Problem sei aber der Weg. Die 
Schüler  *innen werden dazu angehalten, 
möglichst nicht in Gruppen zu gehen um 
auf dem Weg von der S-Bahn zur Schule 
nicht aufzufallen. Einige Eltern hätten 
sich jetzt entschieden, ihre Kinder lieber 
mit dem Auto zu bringen. Es bestehe aber 
grundsätzlich Vertrauen in die Sicher-
heitsmaßnahmen und den Polizeischutz. 

Jüdische Schulen in Europa können je-
derzeit Ziel terroristischer Angriffe und 
antisemitischer Anfeindungen werden, da-
ran hat man sich leider gewöhnt, theore-
tisch. Mit dem versuchten Brandanschlag 
auf die orthodoxe Gemeinde Kahal Adass 
Jisroel in der Brunnenstraße, die dort eine 
Schule und eine Kita betreibt, ist deutlich 
geworden, dass Juden*Jüdinnen in Deutsch-
land ganz praktisch gefährdet sind. 

religiös ist oder nicht«, sagt Jehudith Ga-
lili. Über die vor dem Anschlag immer 
weiter eskalierenden innerisraelischen 
Konflikte zwischen Ultrareligiösen und 
Säkularen, Rechten und Linken werde nun 
weniger gesprochen. Die Organisator*in-
nen der Großdemonstrationen gegen die 
Netanyahu-Regierung koordinieren nun 
die Freiwilligenarbeit im ganzen Land 
und nutzen ihre Infrastruktur dafür. »Un-
ser Zusammenhalt ist gerade das Einzige, 
was mich glücklich macht«, sagt Galili. 

Wachsende Unsicherheit und Angst

Auch an den jüdischen Schulen in Berlin 
hat sich etwas verändert. Polizist*innen 
vor jeder jüdischen Einrichtung, hohe 
Zäune und Videokameras sind Standard, 
das ist ein gewohntes Bild in der Stadt. 
Nach der Eskalation im Nahen Osten wur-
de der Schutz aber noch einmal verstärkt. 
Die religiösen männlichen Schüler*innen 
der jüdischen Schulen in Berlin tragen 
draußen immer eine Mütze oder eine Ba-
seballkappe, mit einer Kippa herumzu-
laufen gilt als viel zu gefährlich. Religiöse 
Symbole tragen, auf der Straße Hebräisch 
sprechen, all das geht nicht. 

Die Soziologin Julia Bernstein kritisier-
te bei einer Veranstaltung im Jüdischen 
Gemeindehaus an der Fasanenstraße, 
dass dadurch jüdischen Kindern ein Teil 
ihrer Identität genommen wird, denn sie 
müssten immer verstecken, wer sie sind. 
In ihrer Studie »Antisemitismus an Schu-
len in Deutschland, Befunde-Analysen- 
Handlungsoptionen« aus dem Jahr 2020 
hat sie dargestellt, wie unsicher sich jü-
dische Familien in Deutschland fühlen 
und wie überfordert Lehrkräfte oft im 
Umgang mit Antisemitismus sind, beson-
ders mit der aktuell grassierenden Form 
des israelbezogenen Antisemitismus. 
»Ein Drittel der jüdischen Schüler*innen 
am Moses-Mendelssohn-Gymnasium war 
vorher auf anderen Schulen und hat da 
schlimme Erfahrungen gemacht. Sie sind 
also regelrecht zu uns geflüchtet«, sagt 
Gideon Joffe, Vorsitzender der Jüdischen 
Gemeinde zu Berlin. Bei einem weiteren 

Silvia Stieneker,  
Grundschullehrerin und 
Co-Leiterin des deutsch- 

israelischen Gewerk-
schaftsseminars 

IM DIALOG

Beim�deutsch-israelischen�Gewerkschaftsse-
minar�begegnen�sich�alle�zwei�bis�drei�Jahre�
Lehrkräfte�der�GEW�und�unserer�Partnerge-
werkschaft�Histradut�HaMorim� (Foto� siehe�
oben).� Ein�Bericht�über� das� Seminar� 2022�
findet� sich� hier:� www.gew. de/aktuelles/
detailseite/aufklaeren-und-haltung-zeigen 
Das�nächste�Seminar�findet�2025�in�Israel�statt.�
Die�Ausschreibung�dazu�erfolgt�2024�über�
die�GEW-Website�und�den�Newsletter�Inter-
nationales� (www.gew.de/internationales/
newsletter-internationales).����
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Der Landesausschuss Migration, Diver-
sität und Antidiskriminierung der 

GEW BERLIN (LAMA) schließt sich der 
Kritik aus dem Landesschüler*innenaus-
schuss am Rundschreiben der Berliner 
Senatsverwaltung für Bildung zum »Um-
gang mit Störungen des Schulfriedens im 
Zusammenhang mit dem Terrorangriff 
auf Israel« an. Statt Schulleitungen zu er-
mutigen, nach Ermessen ein Verbot gegen 
das Tragen des Palästinensertuchs Kufiya 
oder andere regulär nicht strafbare pro-
palästinensische Meinungsäußerungen 
auszusprechen, sollte das Schulpersonal 
in seinem Ringen um empathische Unter-
stützung der Schüler*innen in dieser hoch 
angespannten und belastenden Situation 
besser unterstützt werden. 

Einer der wesentlichen Grundsätze des 
friedlichen Zusammenlebens ist es, dass 
jede*r sich in seiner Identität angenommen 
fühlt. Wenn wir palästinensischen Kindern 
und Jugendlichen untersagen, sich in ihrer 
Identität zu zeigen, ist das ein Akt der 
Gewalt. Dieser wird nicht den Schulfrieden 
befördern, sondern im Gegenteil noch 
mehr Wut und Frustration erzeugen.

Schutz bieten vor Hass 

An Berliner Schulen herrscht nicht nur 
Angst vor antisemitischen, sondern auch 
vor antimuslimischen und antiarabischen 
Äußerungen und Übergriffen. Kinder und 
Jugendliche fürchten um die Sicherheit 
von Verwandten und Freund*innen in der 
Region und erleben zu Hause Ohnmacht, 
Wut und Verzweiflung, auch angesichts 
der Berichterstattung deutscher Medien, 
die viele von ihnen als undifferenziert 
und ausgrenzend erleben. Alle betroffe-
nen Kinder, auch die mit palästinensi-
schen Verbindungen oder Sympathien, 
brauchen an der Schule ein Umfeld, in 

Den Empfehlungen der KMK zur »Bildung 
in der digitalen Welt« von 2021 folgend 
sollte dies dringend nachgeholt werden.

Die aktuelle Situation, die von Falsch-
meldungen geprägt ist und in der leider 
viele Kinder im Internet mit Bildern und 
Botschaften konfrontiert sind, die ihrer 
psychischen Gesundheit dauerhaft scha-
den können, zeigt außerdem, wie wichtig 
eine effektive Medienbildung an den 
Schulen ist. Auch hier müssen zusätzliche 
Ressourcen aufgebaut werden, damit die 
fachübergreifend im Rahmenlehrplan ver-
ankerte Medienbildung die wichtige Auf-
gabe erfüllen kann, die ihr innerhalb un-
serer Gesellschaft zukommt. 

Der LAMA unterstützt das Bemühen von 
Schulsenatorin Günther- Wünsch, Schulen 
in dieser schwierigen Situation beizuste-
hen und Lehrkräften hilfreiches Material 

und Anlaufstellen zu nennen. Er emp-
fiehlt jedoch dringend, statt einer Erleich-
terung disziplinarischer Möglichkeiten, 
die die Gefahr des Abbaus demokrati-
scher Strukturen in sich tragen, Schulen 
besser in ihrem Bildungsauftrag zu för-
dern. Nicht nur angesichts der aktuellen 
angespannten Lage an vielen Schulen, 
sondern auch im regulären Schullalltag 
brauchen Lehrkräfte an allen Schulen 
mehr Unterstützung von Fachkräften aus 
den Bereichen Psychologie, Sozialpädago-
gik und Sonderpädagogik. Das zeigen 
auch die Ergebnisse des Deutschen Schul-
barometers von 2023, in dem Lehrkräfte 
»auffälliges Verhalten von Schüler*innen« 
am häufigsten als Herausforderung im 
Beruf nannten. 

Wenn wir von einem gescheiterten be-
ziehungsweise gefährdeten »Schulfrieden« 
sprechen, ist es im Grund unsere Pädago-
gik, sind wir es, die gescheitert sind.  

dem sie sich sicher und verstanden füh-
len und das ihnen hilft, Ereignisse einzu-
ordnen und sich vor Fehlinformation und 
Hass zu schützen. 

Daher brauchen insbesondere Schüler-
*innen, die Angehörige oder Bekannte in 
Israel oder Gaza haben, psychosoziale 
und psychologische Begleitung, um sie 
mit ihren Sorgen, Ängsten und ihrer Wut 
auffangen zu können. Es muss in den 
Schulen dringend ausgewogen über den 
Konflikt gesprochen werden und darin 
muss gewährleistet sein, dass alle sich in 
ihrer Identität angenommen fühlen. Es 
gibt Kolleg*innen, die dafür ausgebildet 
sind. Mit dem oben genannten Rund-
schreiben erschwert die Senatsverwaltung 
für Bildung deren Arbeit.

Prävention in Form von Wissen und 
Fürsorge ist das beste Mittel gegen Ge-
walt. Finanzielle Mittel zur politischen 
Bildungsarbeit dürfen nicht wie geplant 
gekürzt, sondern müssen weiter ausge-
baut werden. Hier ist ein pädagogischer 
Ansatz gefragt, mit dem Schüler*innen 
Lernräume geboten werden, um sich mit 
den Ursachen und Auswirkungen des 
Konflikts kritisch auseinanderzusetzen 
und ein fundiertes Wissen zu erlangen. 
Jeder Form von Gewalt und Rassismus – 
ob antisemitisch, antimuslimisch/anti-
arabisch oder anderer Art – muss ent-
schlossen und differenziert entgegen-
getreten werden.

Fördern statt Disziplinieren

Das Personal an den Schulen ist mit der 
Stimmung in Teilen der Schüler*innen-
schaft auch deshalb überfordert, weil die 
Entwicklung wichtiger Kompetenzen – 
wie Gewaltfreie Kommunikation und Emo-
tionales und Soziales Lernen – bisher kein 
etablierter Teil ihrer Ausbildung waren. 

Landesausschuss für Migration, Diversität 
und Antidiskriminierung der GEW BERLIN 

Mehr Unterstützung  
für die Schulen statt Verbote
Die momentane Situation im Nahen Osten belastet Kinder und 
Jugendliche an Berliner Schulen schwer. Wie es gelingen kann, 

ihre Trauer, Wut und Frustration zu vermindern

vom LAMA

»Wenn wir palästinensi-
schen Kindern untersagen, 

sich in ihrer Identität zu 
zeigen, ist das ein Akt der 

Gewalt, der Wut und  
Frustration erzeugen kann.«
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Liebe Kolleg*innen, 

auch wenn der Fachkräftemangel und die Erkältungszeit es immer schwerer machen Fortbildungen verbindlich 
einzuplanen, möchten wir euch die Möglichkeit geben in der GEW BERLIN an interessanten Veranstaltungen  
teilzunehmen. Wir merken eure ständige Mehrbelastung und die allgegenwärtigen Herausforderungen auch in 
unserer Bildungsarbeit: Noch nie hatten wir so viele kurzfristige Absagen von Teilnehmer*innen wie in diesem 
und dem letzten Winter. Aber wir hoffen, dass mit den wärmeren Tagen vieles besser wird und bieten euch  
wieder viele interessante Seminare und Veranstaltungen an, um euch im GEW-Haus begrüßen zu können.

Das vollständige Seminarprogramm findet ihr unter www.gew-berlin.de/seminare. Im Januar wird auch wieder 
unsere neue Broschüre erscheinen, die GEW-Mitglieder unter gewbildung@gew-berlin.de bei Bedarf bestellen 
können.

Wir freuen uns wie immer über eure Anregungen für kommende Programme und wünschen euch einen guten 
Start ins neue Jahr. Bis bald in der GEW BERLIN!

Das Team der Gewerkschaftlichen Bildungsarbeit: 
Martina Regulin (Vorsitzende), Agnes Ludwig und Fabian Klasse
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Pädagogik/Didaktik/Methodik: 
Bereich Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit

Einige Seminare sind insbesondere für Erzieher*innen  
in berufsbegleitender Ausbildung und im Quereinstieg  
(»Q/BBA«) geeignet!

Lernort Praxis – Mentoring für Erzieher*innen in 
berufsbegleitender Ausbildung 

Für:  Erzieher*innen und Leiter*innen aus Kitas und Schulen
Leitung:  Brigitte Holst-Oehlke 
Zeit/Ort:  14./15.03., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1076]

Sexuelle Bildung in der Kita

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 18.03., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1030]

Erzieher*innen haben Rechte (Kita)

Für: Erzieher*innen aus Grundschulen
Leitung: Ronny Fehler
Zeit/Ort: 08.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1033]

Umgang mit Kindeswohlgefährdung –  
Was kann, was muss ich tun?

Für: Erzieher*innen und Leiter*innen aus Kitas
Leitung: Andrea Kaden (Kinderschutzzentrum Berlin)
Zeit/Ort: 12.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1036]

Was hat Bewegung mit Lernen zu tun?

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Helga Becker
Zeit/Ort: 15.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1038]

Einfach bezaubernd – Zaubern mit Kindern 

Seminar in Kooperation mit der Diesterweg-Hochschule e.V.
Für: pädagogische Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Rolf Barth
Zeit/Ort: 17.04., 15-18.00 Uhr, GEW [24-S-1040]

Spielen will gelernt sein – dann klappt es auch gemeinsam

Für:  pädagogisch Tätige aus Kitas, Grundschulen und der  
Jugendarbeit

Leitung: Heike Levin
Zeit/Ort: 18.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1041]

Inhalt

   Pädagogik/Didaktik/Methodik:  
Bereich Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeitt...... Seite II

  Pädagogik/Didaktik/Methodik:  
Bereich Schule  ......................................................Seite IV

  Pädagogik/Didaktik/Methodik:  
Bereich Hochschule und Forschung .......................Seite V

  Bereich »Soft Skills« und Selbstfürsorge ................Seite V

  Gewerkschaftsarbeit  ............................................Seite VI

 Politische Bildung  .................................................Seite VI

  Sonstige Seminare .................................................Seite VI

  Personalvertretungen und  
Betriebsratsmitglieder ............................... siehe Internet

Anmeldung

VERANSTALTUNGSORT Die meisten unserer Seminare finden 
in der Geschäftsstelle der GEW BERLIN in der Ahornstr. 5 in 
10787 Berlin (U-Bhf. Nollendorfplatz) statt. Unser Haus ist leider 
noch nicht barrierefrei.

ANMELDUNG Bitte melde dich im Internet über unser An-
meldeformular an: www.gew-berlin.de/seminare

Alternativ dazu kannst du dich auch per E-Mail, Brief, Fax oder 
telefonisch anmelden. Wir benötigen: Name, Adresse,  
Telefon,  Seminarnummer oder -titel; bei Nichtmitgliedern 
zusätzlich die Angabe einer Bankverbindung. Unsere  
Seminare sind, wenn nicht anders angegeben, für GEW-Mit-
glieder kostenlos. Die Teilnahmegebühren für Nichtmitglieder 
findest du online. Die ausführlichen Teilnahmebedingungen 
sowie das aktuelle Seminar programm findest du online.

KINDERBETREUUNG Auf Antrag gewährt die GEW BERLIN 
ihren Mitgliedern einen Zuschuss zu den Kinderbetreuungs-
kosten. Informationen dazu unter Tel.: 030 – 21 99 93-60/61

gba Unser Seminarprogramm wird aus Mitgliedsbeiträgen 
finanziert. Ein Teil davon kommt aus Mitteln der Gemein-
schaftsaufgabe Gewerkschaftliche Bildung gba der GEW. Diese 
erarbeitet länderübergreifende Bildungsangebote und koor-
diniert und unterstützt die Arbeit der Landesverbände. Mehr 
dazu unter: www.gew.de
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Teams erfolgreich führen und weiterentwickeln 

Für:  Erzieher*innen und Leiter*innen aus Kitas und  
Grundschulen

Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 22.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1043]

Anleiten von Erzieher*innen im Praktikum (Grundschule)

Für:  Erzieher*innen an Grundschulen 
Leitung:  Brigitte Holst-Oehlke 
Zeit/Ort:  25./26.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1077]

Herausforderung Verhaltensauffälligkeit

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Schulen
Leitung: Prof. Dr. Jörg Maywald
Zeit/Ort: 06.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1046]

Kinder lösen Konflikte selbst

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 16.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1049]

Systemischer Blick aufs Kind

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Anna-Maria Oliar
Zeit/Ort: 21.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1050]

Wertschätzende und achtsame Kommunikation mit Eltern 

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 21.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1051]

Resilienz und Stressprophylaxe – wie helfe ich mir selbst?

Für: Erzieher*innen aus Kitas/Grundschulen/Jugendarbeit
Leitung: Heike Levin
Zeit/Ort: 29.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1054]

Die Kunst des Vorlesens und Geschichtenerfindens

Seminar in Kooperation mit der Diesterweg-Hochschule e.V.
Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Rolf Barth
Zeit/Ort: 29.05., 15-18.00 Uhr, GEW [24-S-1055]

Naturerfahrung in der Stadt

Für:  pädagogisch Tätige an Grundschulen und Kitas
Leitung:  Anjana Juliane Nauck
Zeit/Ort:  31.05., 9-16.30 Uhr, GEW/Tiergarten [24-S-1056]

Geflüchtete Kinder – zwischen Trauma und Resilienz

Für:  pädagogisch Tätige aus Kitas, Schulen und der  
Kinder- und Jugendhilfe

Leitung: Prof. Dr. Jörg Maywald
Zeit/Ort: 03.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1058]

Mein Auftritt als Erzieher*in

Für: Erzieher*innen und Sozialpädagog*innen an Schulen
Leitung: Maryam El-Ghussein
Zeit/Ort: 05.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1072]

Anleiten von Erzieher*innen im Praktikum (Kita)

Für:  Erzieher*innen aus Kitas 
Leitung:  Brigitte Holst-Oehlke 
Zeit/Ort:  11./12.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1078]

Wilde Kräuter & Grüne Gefährten –  Natur erleben

Für:  pädagogisch Tätige an Grundschulen und Kitas
Leitung:  Anjana Juliane Nauck
Zeit/Ort:  14.06., 9-16.30 Uhr, GEW/draußen [24-S-1062]

Adultismus erkennen und vermeiden

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 17.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1064]

Erzieher*innen haben Rechte (GS)

Für: Erzieher*innen aus Grundschulen
Leitung: Ronny Fehler
Zeit/Ort: 17.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1065]

Kinder in ihrer emotionalen und sozialen  
Entwicklung begleiten

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 20.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1067]

Beweg dich, Schule!

Für: pädagogisch Tätige aus Grundschulen und der Sek. I
Leitung: Helga Becker
Zeit/Ort: 24.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1068]

Professionelles Handeln –  
Nähe, Distanz und Grenzüberschreitungen

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 11.07., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1070]
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Pädagogik/Didaktik/Methodik: 
Bereich Schule

hier auch Seminare für Referendar*innen, Berufs-  
und Quereinsteiger*innen, Seminare für Erzieher*innen  
und Sozialpädagog*innen siehe auch im Bereich Kinder-,  
Jugendhilfe und Sozialarbeit

»Darf ich das?« – Schulrecht im Schulalltag

Für:   Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufseinsteiger*innen

Zeit/Ort:  28.02., 17-20.00 Uhr, GEW [24-S-1023]
 2. Seminar: 27.5., 17-20 Uhr, GEW [24-S-1053]

Mein Auftritt als Pädagog*in

Für:  pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung:  Maryam El-Ghussein
Zeit/Ort:  09.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1073]

Stimme: Sie haben gut Reden

Für:  Lehrer*innen, Berufseinsteiger*innen, 
Referendar*innen, Quereinsteiger*innen

Leitung: Margarete Seyd
Zeit/Ort: 10.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1034]
 2. Seminar: 04.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1059]

Was hat Bewegung mit Lernen zu tun?

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Helga Becker
Zeit/Ort: 15.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1038]

Einfach bezaubernd – Zaubern mit Kindern 

Seminar in Kooperation mit der Diesterweg-Hochschule e.V.
Für: pädagogische Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Rolf Barth
Zeit/Ort: 17.04., 15-18.00 Uhr, GEW [24-S-1040]

Spielen will gelernt sein – dann klappt es auch gemeinsam

Für:  pädagogisch Tätige aus Kitas, Grundschulen und der  
Jugendarbeit

Leitung: Heike Levin
Zeit/Ort: 18.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1041]

Teams erfolgreich führen und weiterentwickeln 

Für:  Erzieher*innen und Leiter*innen aus Kitas und  
Grundschulen

Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 22.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1043]

»Kommunikatives Aikido« –  
schädliche Kommunikationsmuster durchbrechen 

Für: pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung: Ines Koenen
Zeit/Ort: 25.04., 15-18.00 Uhr, GEW [24-S-1044]

Anleiten von Erzieher*innen im Praktikum (Grundschule)

Für:  Erzieher*innen an Grundschulen 
Leitung:  Brigitte Holst-Oehlke 
Zeit/Ort:  25./26.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1077]

Herausforderung Verhaltensauffälligkeit

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Schulen
Leitung: Prof. Dr. Jörg Maywald
Zeit/Ort: 06.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1046]

Kinder lösen Konflikte selbst

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 16.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1049]

Systemischer Blick aufs Kind

Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Anna-Maria Oliar
Zeit/Ort: 21.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1050]

Wertschätzende und achtsame Kommunikation mit Eltern 

Für: Erzieher*innen, Q/BBA aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Kirsten Biskup
Zeit/Ort: 21.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1051]

Resilienz und Stressprophylaxe – wie helfe ich mir selbst?

Für: Erzieher*innen aus Kitas/Grundschulen/Jugendarbeit
Leitung: Heike Levin
Zeit/Ort: 29.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1054]

Die Kunst des Vorlesens und Geschichtenerfindens

Seminar in Kooperation mit der Diesterweg-Hochschule e.V.
Für: pädagogisch Tätige aus Kitas und Grundschulen
Leitung: Rolf Barth
Zeit/Ort: 29.05., 15-18.00 Uhr, GEW [24-S-1055]

Naturerfahrung in der Stadt

Für:  pädagogisch Tätige an Grundschulen und Kitas
Leitung:  Anjana Juliane Nauck
Zeit/Ort:  31.05., 9-16.30 Uhr, GEW/Tiergarten [24-S-1056]
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Geflüchtete Kinder – zwischen Trauma und Resilienz

Für:  pädagogisch Tätige aus Kitas, Schulen und der  
Kinder- und Jugendhilfe

Leitung: Prof. Dr. Jörg Maywald
Zeit/Ort: 03.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1058]

Mein Auftritt als Erzieher*in

Für: Erzieher*innen und Sozialpädagog*innen an Schulen
Leitung: Maryam El-Ghussein
Zeit/Ort: 05.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1072]

Umgang mit Kindeswohlgefährdung –  
Was kann, was muss ich tun?

Für: pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung: Andrea Kaden (Kinderschutzzentrum Berlin)
Zeit/Ort: 06.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1061]

Wilde Kräuter & Grüne Gefährten –  
mit allen Sinnen Natur erleben

Für:  pädagogisch Tätige an Grundschulen und Kitas
Leitung:  Anjana Juliane Nauck
Zeit/Ort:  14.06., 9-16.30 Uhr, GEW/draußen [24-S-1062]

Beweg dich, Schule!

Für: pädagogisch Tätige aus Grundschulen und der Sek. I
Leitung: Helga Becker
Zeit/Ort: 24.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1068]

Classroom Management – Umgang mit Heterogenität

Für:  Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufseinsteiger*innen

Leitung: Maike Hofmeister
Zeit/ort: 11.07., 15-18 Uhr, GEW [24-S-1071]

Umgang mit Unterrichtsstörungen

Für:   Lehrer*innen, Referendar*innen, 
Berufseinsteiger*innen

Leitung:  Thorsten Pfeiffer
Zeit/Ort:  siehe Internet

Präsenz – Vorbild – Stil

Für:  Referendar*innen, Berufs- und Quereinsteiger*innen, 
Lehrer*innen

Leitung: Thorsten Pfeiffer
Zeit/Ort: siehe Internet

Einführung in das Referendariat

Für:  Referendar*innen im regulären Vorbereitungsdienst
Leitung:  Matthias Jähne/N.N.
Zeit/Ort:  siehe Internet

Stressbewältigung für Lehrkräfte

Für:  Lehrer*innen, Referendar*innen, Schulleitungen
Leitung:  Viola Geiger
Zeit/Ort:  siehe Internet  

Pädagogik/Didaktik/Methodik: 
Bereich Hochschule und Forschung

Studieren und dann promovieren?

Für: Studienabsolvent*innen, Promotionsinteressierte
Leitung: Mechthild v. Vacano, Yasmin Frommont
Zeit/Ort: 23./24.02., 10-18 Uhr, GEW [24-S-1025]

Schreibwerkstatt – Exposé für die Promotion

Für: Studienabsolvent*innen, Promotionsinteressierte
Leitung: Mechthild v. Vacano, Jessica Schülein
Zeit/Ort: 01./02.06., 10-18 Uhr, GEW [24-S-1057]

Mit Stimme und Körper überzeugen

Für:  Lehrende an Hochschulen
Leitung:  Ines Theileis
Zeit/Ort:  03./04.6., 15-18.30 Uhr, GEW [24-S-1074]

Bereich »Soft Skills« und Selbstfürsorge

Einführung in die Gewaltfreie Kommunikation

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Margot Festinori
Zeit/Ort: 04.03., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1028]

Mein Auftritt als Pädagog*in

Für:  pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung:  Maryam El-Ghussein
Zeit/Ort:  09.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1073]

Stimme: Sie haben gut Reden

Für:  Lehrer*innen, Berufseinsteiger*innen, 
Referendar*innen, Quereinsteiger*innen

Leitung: Margarete Seyd
Zeit/Ort: 10.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1034]
 2. Seminar: 04.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1059]
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Gewaltfreie Kommunikation – Aufbaukurs A  
(Nein sagen, nein hören)

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Margot Festinori
Zeit/Ort: 10.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1035]

»Kommunikatives Aikido« –  
schädliche Kommunikationsmuster durchbrechen 

Für: pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung: Ines Koenen
Zeit/Ort: 25.04., 15-18 Uhr, GEW [24-S-1044]

Gewaltfreie Kommunikation – Aufbaukurs C  
(Macht, Wertschätzung und Feedback)

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Margot Festinori
Zeit/Ort: 07.05., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1047]

Mit Stimme und Körper überzeugen

Für:  Lehrende v.a. an Hochschulen
Leitung:  Ines Theileis
Zeit/Ort:  03./04.06., 15-18.30 Uhr, GEW [24-S-1074]

Autobiografisches Schreiben

Für: GEW-Mitglieder kurz vor oder im Ruhestand
Leitung: Monika Hassenkamp
Zeit/Ort: 15.06., 10-16 Uhr, GEW [24-S-1075]

Mediation – die Kunst des Vermittelns

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Hanna Röder, Anna Petersen
Zeit/Ort: siehe Internet
 

Gewerkschaftsarbeit

Aktiv an meiner Schule

GEW-Arbeit an meiner Schule: Aktiv vor Ort für bessere Bedingungen
Für:  GEW-Mitglieder, die Vertrauensperson an ihrer Schule 

sind oder werden wollen
Leitung: Ryan Plocher, Christoph Wälz
Zeit/Ort:  13.03., 9-16 Uhr, GEW [24-S-1029]
 19.06., 9-16 Uhr, GEW [24-S-1066]

Erzieher*innen haben Rechte

Für: Erzieher*innen, Sozialpädagog*innen
Leitung: Ronny Fehler
Zeit/Ort: Kita: 08.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1033]
 Grundschule: 17.06., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1065]

Mehr Frauen in Leitungspositionen –  
Training für Funktionsstellen

Für: Lehrerinnen (nur GEW-Mitglieder)
Leitung: Wiebke Senff, Anne Hallier
Zeit/Ort: siehe Internet 

Politische Bildung

Antisemitismus und Nahostkonflikt

Für: pädagogisch Tätige
Leitung: Tatjana Volpert
Zeit/Ort: 29.04., 9-16.30 Uhr, GEW [24-S-1045]

Friedensbildung in Zeiten von Krieg in Europa

Für: pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung: Dr. Julia Hagen
Zeit/Ort: siehe Internet

Islam, Islamismus und Muslimfeindlichkeit  
an Berliner Schulen 

Für: pädagogisch Tätige an Schulen
Leitung: Sanem Kleff (Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage)
Zeit/Ort: siehe Internet

Sonstige Seminare

Percussion

Für: alle Mitgliedergruppen
Leitung: Ralph Knappmeier
Zeit/Ort: 13.04., 13-17 Uhr, Musikfabrik.Berlin [24-S-1037]

Autobiografisches Schreiben

Für: GEW-Mitglieder kurz vor oder im Ruhestand
Leitung: Monika Hassenkamp
Zeit/Ort: 15.06., 10-16 Uhr, GEW [24-S-1075]
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EIN FILM VON J O N AT H A N  G L A Z E R
A24, FILM4 UND ACCESS PRÄSENTIEREN IN ZUSAMMENARBEIT MIT THE POLISH FILM INSTITUTE EINE JW FILMS & EXTREME EMOTIONSPRODUCTION BASIEREND AUF DEM ROMAN VON MARTIN AMIS

CHRISTIAN FRIEDEL  SANDRA HÜLLER
SKRIPTBERATUNG FRANZ RODENKIRCHEN DREHORTSUCHE EUGENE STRANGE MICHAŁ SLIWKIEWICZ 1. REGIEASSISTENT MARC A. WILSON LEITUNG POSTPRODUKTION RICHARD LLOYD

LEITUNG VISUELLE EFFEKTE GUILLAUME MÉNARD KOSTÜME MAŁGORZATA KARPIUK CASTING SIMONE BÄR  ALEXANDRA MONTAG  MAGDALENA ŚZWARCBART SOUND DESIGNER JOHNNIE BURN MUSIK MICA LEVI SCHNITT PAUL WATTS
PRODUKTIONSDESIGN CHRIS ODDY KAMERA ŁUKASZ ZAL KOPRODUZENTEN BARTEK RAINSKI  BUGS HARTLEY EXECUTIVE PRODUCERS RENO ANTONIADES  LEN BLAVATNIK  DANNY COHEN  TESSA ROSS  OLLIE MADDEN

DANIEL BATTSEK  DAVID KIMBANGI PRODUZENTEN JAMES WILSON  EWA PUSZCZYŃSKA BUCH UND REGIE JONATHAN GLAZER

© Two Wolves Films Limited, Extreme Emotions BIS Limited, Soft Money LLC, ZOI Film LLC and Channel Four Television Corporation 2023
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SCHULKLASSENVORSTELLUNGEN SIND MÖGLICH. 
Unterrichtsmaterial wird kostenlos auf der Filmwebsite sowie unter 

www.gew-berlin.de zur Verfügung gestellt.

AB 29. FEBRUAR 2024 IM KINO

KOSTENLOSES GEW-SCREENING

am 18. Februar 2024

für Lehrkräfte ab der 10. Klasse

Weitere Informationen & Anmeldung unter: 

www.gew-berlin.de/veranstaltungen
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In Berlin gibt es viele Schulen, die Bil-
dung für nachhaltige Entwicklung (BNE) 

umsetzen und die aktive Beteiligung der 
Schüler*innen und den Einbezug außer-
schulischer Partner*innen bewusst unter-
stützen. Etwa 80 von ihnen sind ausge-
zeichnete »Nachhaltigkeitsschulen«. Da 
es schwierig ist, die Qualität einer BNE zu 
messen, hat sich der Senat von Berlin da-
zu entschlossen, die Anzahl der Nachhal-
tigkeitsschulen als einen Bildungsindika-
tor für die nachhaltige Entwicklung Ber-
lins aufzunehmen. In Berlin zählen zu 
diesem Indikator die Auszeichnungen 
»Internationale Nachhaltigkeitsschule- 
Umweltschule in Europa«, »UNESCO- 
Schule« und »Faire Schule«. Von den In-
ternationalen Nachhaltigkeitsschulen gibt 
es weltweit circa 60.000 Eco Schools in 

die alle gemeinsam für einen »Blick von 
außen« sorgen. Die Schulen haben drei 
Möglichkeiten sich zu qualifizieren: mit 
einer »klassischen« schriftlichen Doku-
mentation, mit einer realen Präsentation 
auf dem »Marktplatz« oder mit einer Prä-
sentation bei einem Online-Gespräch. 
Besonders kommunikativ ist der Markt-
platz, weil dort die Schüler*innen im Mittel-
punkt stehen, sich die unterschiedlichen 
Altersgruppen auf Augenhöhe begegnen 
und den vielfältigen Schulformen eine 
Vernetzungsplattform gestellt wird. Kri-
terien der Qualifizierung sind unter an-
derem die Beteiligung der Schüler*innen, 
die Einbeziehung außerschulischer Ko-
operationspartner*innen, Öffentlichkeits-
arbeit, internationale Kontakte mit dem 
Fokus auf BNE, Verankerung im Schulpro-
gramm, Schulgebäude und -gelände als 
nachhaltiger Lernort sowie die jährliche 
(Weiter-)Entwicklung in zwei Bereichen. 
Beispiele für erfolgreiche Handlungsfelder 
gibt es viele, einige der besten möchten 
wir gerne vorstellen.

Ein Verkehrsprojekt  
für grünere Mobilität

Die Anna-Essinger-Gemeinschaftsschule 
bezeichnet sich als Werkstatt für ganz-
heitliches Lernen, dazu gehört die Betei-
ligung der Schüler*innen und die Bildung 
für nachhaltige Entwicklung. 

Die Schüler*innen der Klima-AG nah-
men im Schuljahr 2022/23 ihre Interes-
sen in die eigene Hand und mischten sich 

achtzig Staaten. In Deutschland sind es 
etwa 1.500 und in Berlin fast sechzig 
Schulen, die sich sowohl gleichmäßig auf 
alle Schulformen verteilen, als auch Schu-
len in privater Trägerschaft miteinbe-
ziehen. 

Ausgezeichnete Schulen

Für die Vergabe der Auszeichnung ist eine 
unabhängige Jury vorgeschrieben. In Ber-
lin sind neben den Partner*innen Climate 
Change Center, BUNDjugend, BSR, GASAG 
und Jugend- und Familienstiftung des 
Landes Berlin, auch Grün macht Schule 
und die Stiftung Kinder forschen und viele 
NGOs wie zum Beispiel KATE, EPIZ, UfU, 
die Grüne Liga oder Greenpeace vertreten, 

Bildung�für�nachhaltige� 
Entwicklung�als�Erfolgsrezept

Immer mehr Schulen initiieren Projekte zu den Themen Klima- und Umweltschutz, um Schüler*innen 
besser zu beteiligen und Netzwerke zu bilden. Viele Beispiele haben Vorbildcharakter

von Harry Funk, Ralf Späth und Petra Brandstädter

»Das Thema Klima  
beschäftigt nicht nur 
die Kleinen.«
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mit dem Thema Mobilität, das in den Ber-
liner Schulen oft nur eine Nebenrolle 
spielt, in die Bezirkspolitik ein. Vorher 
hatten sie sich inhaltlich umfassend mit 
der Mobilität an ihrer Schule auseinander-
gesetzt und Forderungen an die Schul-
konferenz gestellt: Überdachte Fahrrad- 
Abstellplätze auf dem Schulgelände, 
sichere Rad- und Fußwege und verkehrs-
beruhigende Maßnahmen im Schulum-
feld. Diese Maßnahmen wurden den Lehr-
kräften und der GEV der Schule präsen-
tiert mit dem Ziel, an einem Aktionstag 
»100 Schulzonen«, in Zusammenarbeit 
mit Changing Cities e. V., teilzunehmen. 
Es gab große Zustimmung bei 
den Lehrkräften und den Eltern. 
Danach wurden die Schul-
gemeinschaft über den Volks-
entscheid »Berlin 2030 klima-
neutral« informiert und die 
Forderungen allen Klassen 
vorgestellt, mit einer sich an-
schließenden Unterschriften-
sammlung. Es folgten weitere Maßnah-
men wie die Mitarbeit im Netzwerk Schul-
sicherheit in Steglitz-Zehlendorf und die 
Vorstellung der Mobilitätskampagne im 
Bezirksschüler*innenausschuss (BSA). Es 
gab Gespräche mit Uwe Netzel, dem ver-
kehrspolitischen Sprecher der SPD 
Steglitz-Zehlendorf sowie einen Besuch 
vom Landesvorstand der Berliner Grünen 
bei der Klima-AG zu einem Gedankenaus-
tausch über Klimaschutz an Schulen. 
Auch am Stadtradeln und an der Stern-
fahrt des Allgemeinen Deutschen Fahr-
rad-Clubs (ADFC) wurde sich beteiligt.

Smarte Wetterstationen  
und KlimaVisionen

Die Galilei-Grundschule überzeugte mit 
ihrer Erstbewerbung zur »Internationalen 
Nachhaltigkeitsschule – Umweltschule in 
Europa«. Das dort vorgestellte Schulpro-
jekt »KiezKlimaGemeinsam« mit seinem 
Ziel, smarte Wetterstationen in die Schul-
umgebung und später in den Kiez zu in-
stallieren, ist erfolgreich gestartet. So 
haben die Schüler*innen sich mit dem 
Thema Klima beschäftigt und im An-
schluss Wetterstationen gebaut. Auf der 
Schulwebseite können sie und alle Inter-
essierten nun die aktuelle Luftqualität in 
der Umgebung der Schule einsehen. Es 
fand ein Kindergipfel mit Forderungen 
zum Umweltschutz und gegen Rassismus 
an der Schule statt. Es ist gelungen, die 

Savarin-Schule ist seit vielen Jahren in 
das Netzwerk der Nachhaltigkeitsschulen 
eingebunden und im September 2023 
zum dreizehnten Mal als »Umweltschule 
in Europa« ausgezeichnet worden. Sie bil-
det junge Menschen für alle Bereiche der 
Hotellerie und Gastronomie aus, ein-
schließlich Berufsbefähigung und Studi-
enqualifizierung. Als aufnehmende Schu-
le sind der Einblick in die Arbeit und der 
Austausch mit den anderen, abgebenden 
Schulformen ein wertvoller Aspekt des 
Netzwerks Berliner Umweltschulen. Un-
terstützung bekommt sie von den koor-
dinierenden Kolleg*innen in der Senats-

verwaltung. Die jahrelange 
Zusammenarbeit hat vielfäl-
tige Projekte ermöglicht und 
dabei geholfen, die oftmals 
kleinteiligen Initiativen inner-
halb der Schule zu großen ge-
meinsamen Vorhaben zu ent-
wickeln und für alle sichtbar 
zu machen. Von der Energiebi-

lanzierung über die Zukunftswerkstatt 
bis zum konkreten Maßnahmenplan 
konnte die Schulgemeinschaft mit vielfäl-
tigen Aktivitäten gemeinsam Schulgebäu-
de und Aufenthaltsqualität verbessern. 
Ein grünes Klassenzimmer, Liegestühle 
im Freien und ein neu aufgelegtes Müll- 
und Pfandkonzept zeigen beispielhaft, 
wie Schule aktiv gelebt werden kann. 
»Für unsere Auszubildenden, die in ihren 
Betrieben als Multiplikator *innen der 
Nachhaltigkeit unzählige Menschen errei-
chen können, bilden diese schulischen 
Erfahrungen oft die Ausgangsbasis für 
eigenes Handeln im betrieblichen und 
privaten Umfeld. Dies zu erhalten und 
besser noch zu stärken, sollte Maxime 
der Berliner Bildungspolitik sein, um Aus-
tausch und Kooperation der Internationa-
len Nachhaltigkeitsschulen bestmöglich 
zu fördern. Wir würden es sehr begrüßen!«, 
so Ralf Späth, Abteilungsleiter Hotelfach 
der Brillat-Savarin-Schule, einem OSZ für 
Gastgewerbe.

 
Weitere Informationen: 
www.umweltschulen-berlin.de 

Vielschichtigkeit einer BNE erfolgreich in 
unterschiedlichen Bereichen des Schul-
lebens anzubahnen oder umzusetzen. 

Das Thema Klima beschäftigt nicht nur 
die Kleinen. Die beiden Oberstufenzent-
ren Emil-Fischer-Schule und Ernst-Litfaß- 
Schule sind langjährige Nachhaltigkeits-
schulen und haben unabhängig vonein-
ander vielfältige eigene Schwerpunkte 
und Projekte entwickelt. Im letzten Schul-
jahr sind sie eine Partnerschaft eingegan-
gen und nahmen gemeinsam am Projekt 
KlimaVisionen teil. Sie teilen sich ein 
Schulgebäude und betrachten daher ihre 
CO2-Kompensation in Hinblick auf Hei-

zungs- und Energieverbrauch als Gemein-
schaftsaufgabe. Das Projekt KlimaVisio-
nen wird vom Unabhängigen Institut für 
Umweltforschung (UfU) an mittlerweile 
vierzig Berliner Schulen durchgeführt. 
Um einen »Ist-Stand« zu haben, wird als 
erster Schritt eine Schulbegehung durch-
geführt, um mögliche Einsparungspoten-
ziale ermitteln zu können. Als zweiter 
Schritt wird eine Visionswerkstatt durch-
geführt: Lernende, Lehrende und weitere 
schulbeteiligte Personen beschäftigen 
sich gemeinsam mit dem Thema Umwelt-
schutz. So entstand eine gemeinsame 
Roadmap für die Entwicklung der beiden 
Schulen in Richtung BNE. Es entstanden 
viele Projektideen zum Thema Klimaneu-
tralität, wie die Gestaltung des Schul-
geländes, eine Schulchallenge zum Hei-
zungssparen, Sticker zum Lichtsparen, 
Sensibilisierung zur Mülltrennung, Pfand-
system in der Cafeteria und Wertschät-
zung des Schulessens.

Netzwerke bilden stärkt

Was macht eine Schule, die ihren Bil-
dungsauftrag ernst nimmt und sich mit 
der gesamten Schulgemeinschaft für eine 
nachhaltige und lebenswerte Zukunft en-
gagieren möchte? Sie sucht sich Mitstreiter-
*innen in ihrem Bezirk und in Berlin, die 
an einer Bildung für nachhaltige Entwick-
lung interessiert sind und diese in ihren 
Schulen aktiv umsetzen wollen. Die Brillat- 

Ralf Späth, Abteilungsleiter Hotelfach  
der Brillat-Savarin-Schule, Harry Funk,  

Referent für Klimabildung und BNE in der 
Berliner Schule und Petra Brandstädter, 

Ansprechpartnerin für BNE der Senatsver-
waltung für Jugend, Bildung und Familie

»Eine Schule, die sich für eine nachhaltige 
Zukunft engagieren möchte, sucht sich 

Mitstreiter*innen in ihrem Bezirk.« 
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Künstliche Intelligenz (KI) ist längst 
Teil unseres Alltags, auch wenn wir 

uns dessen nicht immer bewusst sind. 
Wenn uns Suchmaschinen Ergebnisse lie-
fern, Sprachassistenten unsere Musik-
wünsche erfüllen oder Navigationssysteme 
uns helfen, Staus zu umfahren, steht 
letztlich immer eine KI dahinter. 

Der Chatbot ChatGPT, der mittels KI 
Fragen beantworten kann, nimmt zuneh-

ChatGPT unbedingt erst einmal selbst 
austesten, bevor die Anwendung im Un-
terricht eingesetzt wird. Es muss dabei 
auch berücksichtigt werden, dass sich die 
Ergebnisse von ChatGPT auf den Daten-
bestand von 2021 beziehen.

Lehrkräfte können in eigener Verant-
wortung einen Account bei OpenAI anle-
gen und diesen in der Klasse für Demons-
trationszwecke benutzen. Sie können den 
Account auch ihren Schüler*innen zur 
Verfügung stellen. Die Schüler*innen 
müssen über 13 Jahre alt sein. Ein User- 
Account kann erst ab 18 Jahren erstellt 
werden. Es gibt jedoch keine verlässliche 
Altersprüfung. Die Server von ChatGPT 
stehen in den USA und unterliegen damit 
nicht der Europäischen Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO). Demzufolge 
ist besondere Vorsicht bei sensiblen Da-
ten geboten.

mend Einzug in den Schulalltag, unter 
Schüler*innen hat er längst einen festen 
Platz. Es ist die Aufgabe und Pflicht von 
Schulen, junge Menschen auf die Lebens-
wirklichkeit vorzubereiten. Programme 
wie ChatGPT und andere werden den Un-
terricht und die Möglichkeiten, sich Wis-
sen anzueignen, für Schüler*innen und 
Lehrkräfte radikal verändern. Insofern ist 
die Frage, ob sich Schule mit diesen neu-
en Technologien auseinandersetzen muss, 
beantwortet. 

Neue Technologien sind nicht per se 
schlecht, der Umgang damit kann es aber 
sein. ChatGPT kann eine wertvolle Ergän-
zung in der Schule sein. Jedoch sollten 
sich Lehrkräfte der Gefahren bewusst 
sein und sicherstellen, dass sie und Ihre 
Schüler*innen sich kritisch mit den Infor-
mationen auseinandersetzen, die die KI- 
Anwendung auswirft. Lehrkräfte sollten 

Keine�Problemlösemaschine
Taschenrechner, das Internet oder Smartphones – technische Entwicklungen der  

letzten Jahrzehnte haben das Bildungssystem regelmäßig vor neue Herausforderungen gestellt.  
Nun sorgt eine KI-Anwendung für gespaltene Meinungen

von Michael Retzlaff

»Programme wie ChatGPT 
werden den Unterricht  
und die Möglichkeiten,  

sich Wissen anzueignen,  
radikal verändern.«
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Nutzen für den Unterricht

Sowohl in der Vor- und Nachbereitung als 
auch im Unterricht selbst kann ChatGPT 
zahlreiche Vorteile und Zeitgewinne für 
Lehrkräfte und Schüler*innen bieten. Das 
Programm kann die Lehrkraft zunächst 
bei der Recherche und Ideenfindung zu 
Unterrichtsthemen, Aufgaben und Metho-
den unterstützen. Mithilfe des Programms 
lassen sich Lernmaterialien wie Arbeits-
blätter oder Quizfragen zu spezifischen 
Themen leicht erstellen. Die KI kann ge-
zielt binnendifferenzierende Aufgaben-
stellungen und Lernmaterialien anbieten, 
die auf den individuellen Kenntnisstand 
in verschiedenen Schwierigkeitsstufen und 
das Lerntempo der Schüler*innen zuge-
schnitten sind. 

Im Unterricht kann die Software eine 
Unterstützung in Brainstorming-Prozessen 
sein und für die Sammlung von Themen, 
Argumenten und Beispielen eingesetzt 
werden. ChatGPT kann beim Sprachenler-
nen helfen, indem es als Übungspartner 
dient, mit dem man sich textbasiert unter-
hält. Es kann in jede Sprache übersetzen. 

Die Lehrkraft kann auch dadurch ent-
lastet werden, dass ChatGPT um Verbes-
serungsvorschläge von erbrachten Lern-
leistungen gebeten werden kann. 
ChatGPT sollte hier ergänzend, nicht aber 
als Ersatz für das Feedback von Lehrkräf-
ten verwendet werden. Es ist wichtig, 
dass Lernende Feedback von Menschen 
erhalten, um ihr Lernen und ihre Entwick-
lung zu fördern.

Grundsätzlich ist zu empfehlen, die 
Software weniger als Problemlösemaschi-
ne zu betrachten, sondern vielmehr als 
eines von vielen möglichen Werkzeugen, 
die Schüler*innen auf ihrem eigenen 
Lernpfad unterstützen und begleiten 
können. Bei der Nutzung von ChatGPT 
und anderen KI-Tools müssen Schüler*in-

zu schweigen von dem gigantischen 
Energieverbrauch der Rechenzentren. 

Schulen sollten anders als bei der Ein-
führung der Computer und des Internets 
von Beginn an die notwendigen Kompe-
tenzen zum sachgerechten und kritischen 
Umgang mit KI in der Schule vermitteln. 
Dabei dürfen die Schulen aber nicht al-
lein gelassen werden, sondern müssen 
sowohl bei einer zeitgemäßen techni-
schen Ausstattung, Wartung und Betreu-
ung als auch bei der notwendigen pro-
zesshaften Fortbildung unterstützt wer-
den. Acht Schulministerien haben noch 
vor der Sommerpause Empfehlungen 
zum Umgang mit KI und ChatGPT im Un-
terricht veröffentlicht. Berliner Lehrkräfte 
finden Unterstützung in der von SenBJF 
veröffentlichten Broschüre »Empfehlungen 
für den Umgang mit KI-Anwendungen am 
Beispiel von ChatGPT«.

Der Umgang mit KI sollte sich künftig 
als Aufgabe von Schulentwicklung in allen 
Fächern niederschlagen und durch regel-
mäßigen kollegialen Austausch befördert 
werden. Aufgrund der umfassenden ge-
sellschaftlichen Auswirkungen von KI- 
Anwendungen müssen die Rahmenlehr-
pläne aller Fächer einer Überarbeitung 
unterzogen werden.

Aus Gewerkschaftssicht muss eine pro-
aktive rechtliche und gesetzliche Regulie-
rung beim Einsatz von KI umgesetzt wer-
den. Dabei sind Transparenz, der Erhalt 
der digitalen Autonomie sowie die Ent-
wicklung neuer verbindlicher ethischer 
Standards, um Desinformation vorzu-
beugen, unabdingbar. Eine internationale 
Regelung ist dringend nötig, weil die 
Gefahren, die von KI ausgehen, nicht an 
Ländergrenzen haltmachen. 

Hier kann die Senatsbroschüre  
heruntergeladen werden:

nen verbindlich zur Kennzeichnung, bei-
spielsweise durch Wasserzeichen, ver-
pflichtet werden. Durch einen pädago-
gisch sinnvollen Einsatz von ChatGPT im 
Unterricht kann das Programm in die 
Bearbeitung einzelner Aufgaben integ-
riert werden, ohne dass es zwangsläufig 
vollständige Lösungen generieren und 
den Schüler*innen die Arbeit abnehmen 
muss. So kann mit ChatGPT ein kriti-
scher, reflektierter und kreativer Umgang 
mit Texten trainiert werden und Schü-
ler*innen können Kompetenzen entwi-
ckeln, die im späteren Berufsleben ent-
scheidend sein können. 

Ungenaue, veraltete und falsche 
Informationen 

Wichtig ist, dass die Ergebnisse der KI im-
mer kritisch kontextualisiert werden, um 
Desinformation gezielt entgegenzutreten. 
Da ChatGPT aufgrund der Daten, mit de-
nen es trainiert wurde, nicht selbst in der 
Lage ist, kritisch zu denken oder mensch-
liche Vorurteile zu erkennen, kann er In-
formationen herausgeben, die ungenau, 
diskriminierend, unvollständig, veraltet 
oder im schlechtesten Fall sogar falsch 
sein können, dabei aber den Eindruck 
von Fakten erwecken. ChatGPT gibt seine 
Quellen nicht an und verstößt mit den 
generierten Texten in der Regel gegen das 
Urheberrecht.

Ein erfolgreicher Einsatz künstlicher In-
telligenz in der Schule ist also kein Selbst-
läufer, sondern erfordert bestimmte Vor-
aussetzungen. Jede Lehrkraft sollte die 
Möglichkeit, wenn nicht gar die Verpflich-
tung haben, sich für Einsatzmöglichkeiten 
von KI in ihren Fächern fortzubilden.

Damit Chancen und Risiken realistisch 
eingeschätzt werden können, müssen auch 
die gesellschaftlichen Auswirkungen von 
künstlicher Intelligenz thematisiert wer-
den, wie beispielsweise eine weitere 
Machtkonzentration der großen Internet-
konzerne Google, Apple, Facebook und 
Amazon; unmenschliche Arbeitsbedin-
gungen in den Trainingszentren der KI; 
Infragestellung geistigen Eigentums, ganz 

Michael Retzlaff,  
Medienpädagoge,  
AG Medienbildung

»Mit ChatGPT können Schüler*innen einen kritischen  
Umgang mit Texten trainieren und Kompetenzen entwickeln, 
die im späteren Berufsleben entscheidend sein können.«
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Der »Leitfaden zur Integration neu zu-
gewanderter Kinder und Jugendli-

chen in die Schule« wurde im April 2023 
veröffentlicht. Diese neue Version zeigt 
eine Haltung, die der neu zugewanderten 
Schüler*innenschaft gegenüber deutlich 
offener ist und liefert viele detaillierte 
Informationen und Aufgabenbeschreibun-
gen für Lehrkräfte, Schulleitungen und 
Schulgemeinschaften hinsichtlich der 
Fragen rund um den Schulalltag. Er bietet 

Hilfestellungen zu verschiedenen Aspek-
ten, wie zu Diagnose und Sprachstands-
dokumentation, zur Vorbereitung auf die 
stufenweise Integration in den Regelun-
terricht, zum organisatorischen Ablauf 
des Übergangs für Schüler*innen unter-
schiedlichen Alters in Regelklassen und 
zum Einbezug der Erstsprache in den 
Fach- und Sprachunterricht. 

Allerdings stellt der Leitfaden größten-
teils nur eine unverbindliche Handlungs-
empfehlung dar. Damit sich die schuli-
sche Situation für diesen Personenkreis 
substanziell verbessert, muss der Berliner 
Senat rechtsverbindliche Regelungen ent-
wickeln, beschließen und umsetzen.

Schulbesuch darf nicht vom 
Aufenthaltsstatus abhängen

Die Schulbesuchspflicht für geflüchtete 
Schüler*innen beginnt bereits mit dem 
Vorliegen eines Ankunftsnachweises für 

Dabei werden die neu zugewanderten 
Kinder und Jugendlichen als vielfältige 
Schüler*innenschaft wahrgenommen und 
ihren Bedarfen wird mehr Rechnung ge-
tragen. Die Bildungsbiografien und mit-
gebrachten Fähigkeiten der Kinder und 
Jugendlichen sollen im Unterricht res-
sourcenorientiert, gezielt und systema-
tisch einbezogen werden. Die individuelle 
Förderung der in Regelklassen überge-
gangenen Schüler*innen wird als ver-
pflichtend genannt. 

So wird die Möglichkeit der direktinte-
grativen Beschulung von Anfang an, ver-
bunden mit der Verpflichtung zu Sprach-
förderung genannt. Zusätzlich zu den 
regulären Willkommensklassen gibt es 
die Möglichkeit, Willkommensklassen mit 
besonderer Ausrichtung einzurichten, 
etwa Alphabetisierungsklassen. Bedauer-
licherweise haben diese ausgesprochen 
unterstützenden Empfehlungen nur Vor-
schlagscharakter und sind nicht bindend.

Obgleich sich Berlin als inklusives 
Schulsystem versteht, sind die Schulen 
nicht dazu verpflichtet, in den Fächern 
Kunst und Sport den neu zugewanderten 
Schüler*innen gemeinsamen Unterricht 
mit Regelschüler*innen zu ermöglichen, 
was den Spracherwerb und die soziale 
Teilhabe sehr unterstützen könnte. 

Auch die im Leitfaden präsentierte, äu-
ßerst sinnvolle Stundentafel mit Fachun-
terricht von Anfang an, ist nicht ver-
pflichtend. Diese Unverbindlichkeit be-
trifft auch die im Leitfaden angemahnte 
verpflichtende Sprachförderung nach 
dem Übergang. Hier gibt es keine vom 
Sprachniveau abhängigen garantierten 
Stundenzahlen und keine gesonderten 
Ressourcen für die Schulen.

Ein Leitfaden mit Vorschlagscharakter 
reicht nicht aus. Berlin benötigt ein klares 
und rechtsverbindliches Konzept, das die 
Rahmenbedingungen einer inklusiven Be-
schulung neu zugewanderter Kinder und 
Jugendlicher vorgibt und damit Qualitäts-

ein Asylgesuch. Gleich zu Beginn des 
Leitfadens werden die entsprechenden 
Rechtsverordnungen zitiert und erläutert.

Aktuell warten über 1.100 geflüchtete 
und neu zugewanderte Kinder und Ju-
gendliche bereits seit Monaten auf einen 
Schulplatz. Die Umsetzung der Schul-
pflicht liegt bei dieser Zielgruppe nur bei 
etwa 90 Prozent. Der Schulbesuch hängt 
in Berlin gegenwärtig vom Aufenthalts-
status ab. Für geflüchtete und neu zuge-
wanderte Schüler*innen wird das Recht 
auf Bildung nicht angemessen umgesetzt. 

Berlin muss dafür sorgen, Schulplätze 
für alle, also auch für diese Schüler*in-
nen, dauerhaft und in hinreichendem 
Umfang bereitzustellen. Sowohl in der 
Schulentwicklungsplanung als auch beim 
Schulbau und bei der Lehrkräfteausbil-
dung muss das berücksichtigt werden. 

Zudem muss ein Konzept für Sofort-
maßnahmen entwickelt werden, das in 
Krisensituationen greift und durch Nach-
mittags- und Wochenendunterricht oder 
durch Übergangsprogramme dafür sorgt, 
dass kein Kind und kein junger Mensch 
länger vom Lernen abgeschnitten ist. 

Ohne Ressourcen keine Integration

Auf den ersten Blick scheint der aktuelle 
Leitfaden einen Meilenstein darzustellen. 
Er beschreibt die Integration der Schüler-
*innenschaft der Willkommensklassen und 
ihrer Lehrkräfte in die gesamte Schule als 
Aufgabe des Kollegiums, der Schulge-
meinschaft und der Schulleitung. Es geht 
um die schrittweise Vorbereitung der 
Schüler*innen auf einen erfolgreichen Be-
such einer Regelklasse unter Bezug auf 
die unterschiedlichen Unterrichtsfächer 
und es wird eine enge Begleitung beim 
Übergang empfohlen. Weiterhin wird emp-
fohlen, dass die Schüler*innen beim Über-
gang in eine Regelklasse nach Möglichkeit 
an ihrer Schule verbleiben können sollen. 

Wir�brauchen�mehr�als�gute�Ratschläge�
Der neue Leitfaden zum Schulbesuch neu zugewanderter Kinder und Jugendlicher  

bietet positive Denkansätze und Vorschläge, bleibt dabei aber unverbindlich

von Maria Greckl und Brigitte Schulte

»Berlin benötigt  
ein klares Konzept, das  
die Rahmenbedingungen  
einer inklusiven Beschulung 
vorgibt und damit  
Qualitätsstandards setzt.«
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standards setzt. Dazu gehört ein ver-
pflichtendes mehrstufiges, alters- und 
kompetenzabhängiges Übergangskonzept 
bis zur vollständigen Integration in den 
Regelunterricht mit garantierter langfris-
tiger Förderung. Ebenso einheitliche und 
verpflichtende Sprach- und Lernstand-
erfassungen, sowie die Einführung von 
Deutsch als Zweitsprache als ordentliches 
Schulfach mit verpflichtendem Curriculum 
und eine verbindliche Stundentafel mit 
Fachunterricht für Willkommensklassen.

Mehrsprachigkeit als Ressource nutzen 

Berlin ist eine Stadt mit einer großen 
Sprachenvielfalt, die eine Chance und Be-
reicherung für Individuum und Gesell-
schaft darstellt. Positiv ist anzumerken, 
dass der Leitfaden Mehrsprachigkeit als 
Ressource benennt und die Berücksichti-
gung der Erstsprachen im Unterricht als 
didaktisches Prinzip nahegelegt. Weiter-
hin beschreibt er detailliert, wie Erstspra-
chen als zweite Fremdsprachen aner-
kannt werden können und weist auf die 
Berliner Angebote für zusätzlichen erst-
sprachlichen Unterricht hin. 

Insgesamt betrachtet spielt die Förde-
rung der Mehrsprachigkeit im Leitfaden 

den positiven Effekten für die Schüler-
*innen, zugleich auch geflüchteten Lehr-
kräften ein Einstieg ins Schulsystem er-
möglicht werden.

Ein Anfang ist gemacht, aber…

Der neue Leitfaden kann durchaus die 
Schulorganisation erleichtern und schuli-
sche Qualitätsverbesserungen anregen. 
Doch trotz der vielen positiven Neuerun-
gen in der aktuellen Version, reicht er als 
meist unverbindliche Handlungsempfeh-
lung nicht aus. Um in Berlin den Schul-
erfolg und die Teilhabe der Schüler*innen 
nachhaltig zu steigern, braucht es rechts-
verbindliche Regelungen und hinreichen-
de Ressourcen für die Umsetzung der 
Schulpflicht unabhängig vom Aufent-
haltsstatus, für eine inklusive und quali-
tativ hochwertige Beschulung sowie für 
die Förderung und Nutzung der Mehr-
sprachigkeit. 

jedoch nur eine Nebenrolle. Die Einbezie-
hung der Erstsprache in den Unterricht 
ist für viele Fachlehrkräfte eine unge-
wohnte Herausforderung, bei der sie Unter-
stützung bräuchten. Diesbezüglich könn-
te ein Austausch mit den Lehrkräften und 
Fortbildner*innen der SESB hilfreich sein. 

Während im Berliner Mehrsprachig-
keitskonzept der bilinguale Sachfachun-
terricht als wesentlicher Baustein zur 
Förderung der individuellen Mehrspra-
chigkeit benannt wird, gibt es im Leitfa-
den dazu für geflüchtete und neu zuge-
wanderte Kinder und Jugendliche keiner-
lei Hinweise und Vorschläge. Dabei würde 
die Entwicklung solcher Unterrichtsange-
bote die schulische Integration erleich-
tern, Brüche in der Bildungsbiografie ver-
meiden und die erstsprachlichen Kompe-
tenzen stärken. Ein Beispiel dafür ist das 
Modellprojekt der Deutsch-Ukrainischen 
Begegnungsschule, das in Berlin im Jahr 
2022 mit circa 80 Schüler*innen gestartet 
ist und sich an deutschen und ukraini-
schen Lehrplänen und Bildungsabschlüs-
sen orientiert. Es wäre überaus wün-
schenswert, dass erstsprachlicher oder 
bilingualer Sachfachunterricht auch für 
andere Migrationssprachen und für eine 
größere Schüler*innenzahl entwickelt und 
angeboten würde. Damit könnte, neben 

Maria Greckl, Lehrerin in  
Willkommensklassen und Brigitte Schulte,  

Aus- und Fortbildnerin von Lehrkräften

»Der Schulbesuch hängt in Berlin gegenwärtig vom Aufenthaltsstatus ab,  
daher wird das Recht auf Bildung für geflüchtete und neu zugewanderte 

Schüler*innen nicht angemessen umgesetzt.«
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bbz: Wer bist du und wie bist du zur sozi-
alen Arbeit gekommen?

Debora: Ich bin Debora, Sozialarbeite-
rin und Sozialpädagogin und arbeite in 
einer besonderen Wohnform für Men-
schen mit einer geistigen Behinderung, 
die eine 24-Stunden-Betreuung brauchen. 
Ich habe mich schon immer für das Sozi-
ale interessiert und war in meiner Jugend 
sozial engagiert.

Gibt es ein Konzept, das euer Angebot be-
sonders macht?

Debora: Wir arbeiten mit der Skala der 
emotionalen Entwicklung (SEED), um den 
sozioemotionalen Entwicklungsstand und 
die Bedürfnisse unserer Klient*innen best-
möglich verstehen zu können. So können 
unsere Klient*innen mehr im Einklang 
mit sich selbst und ihrer Umwelt leben.

Was genau ist deine Aufgabe als Sozialar-
beiterin?

Debora: Ich arbeite im Betreuungsdienst 
und kümmere mich um das, was im All-
tag mit den Klient*innen anfällt. Ich be-
gleite sie bei der Pflege, beim Essen, bei 
der Arbeit oder bei der Freizeitgestaltung. 

oder nur einen geringen Wortschatz ha-
ben. Mit der Zeit weiß man, welche Be-
griffe sie wofür verwenden. Man muss im 
Kontakt mit ihnen aufgeschlossen sein, 
aber andererseits nicht zu fürsorglich.

Warum hast du dich für diese Einrichtung 
und auch für den Schwerpunkt Menschen 
mit geistiger Behinderung entschieden?

Debora: Für die Einrichtung habe ich 
mich entschieden, weil die Arbeit in einer 
Wohngruppe genau das war, was ich nach 
meinem Wechsel gerne tun wollte. Ich ha-
be vorher mit psychisch kranken Men-
schen gearbeitet, aber die Behindertenhil-
fe war mein Schwerpunktthema im Studi-
um. In meiner jetzigen Einrichtung hat 
mir am meisten gefallen, dass es in ei-
nem Haus mehrere kleine Gruppen gibt. 

Das kannte ich aus den Einrichtungen, in 
denen ich vorher war, noch nicht. Da hat-
te man über zwanzig Klient*innen in ei-
ner Wohngruppe und arbeitete in einem 
Dreier- oder Fünferteam. Da war es un-
heimlich schwierig, allen gerecht zu wer-
den, vor allem bei Personalausfall. In 
meiner Einrichtung in Treptow gefällt 
mir, dass ich Kolleg*innen im Haus habe, 
bei denen ich mir Hilfe holen kann, wenn 
ich unsicher bin oder mit Klient*innen 
nicht weiterweiß. 

Gibt es Erlebnisse, die dich dort besonders 
geprägt haben?

Debora: Geprägt hat mich vor langer 
Zeit die Situation mit einer Klientin, die 
aufgrund eines Unfalls soweit einge-
schränkt war, dass sie viel mehr Pflege 

Ich achte darauf, dass sie ihre Autonomie 
so weit wie möglich ausleben können.

Wie sieht so ein Tag in deiner Gruppe aus? 
Debora: Ich bin entweder im Früh-

dienst oder im Spätdienst. In der Gruppe, 
in der ich jetzt arbeite, gibt es Klient*in-
nen, die arbeiten gehen. Da ist es meine 
Aufgabe, sie morgens, wenn ich komme, 
zu wecken oder zu gucken, ob sie aufge-
standen sind. Ich begleite sie bei der Pfle-
ge, soweit sie Unterstützung brauchen 
und mache mit ihnen gemeinsam Früh-
stück. Ich achte darauf, dass sie rechtzei-
tig zum Fahrdienst kommen und in die 
Werkstatt gehen. Die Klient*innen, die im 
Haus bleiben, werden mit einem Freizeit-
programm beschäftigt. Es wird gemein-
sam Mittagessen gekocht. Im Spätdienst 

ist der Ablauf praktisch umgekehrt. Da 
geht es los mit Kaffeetrinken, Termine 
werden wahrgenommen oder die Zim-
merreinigung findet statt. Es geht immer 
darum, die Autonomie der Klient*innen 
so weit wie möglich zu berücksichtigen 
und ihnen Hilfe und Unterstützung zu 
geben, wo sie sie brauchen. 

Was glaubst du, sind die speziellen Kom-
petenzen, die man in deinem Job braucht? 

Debora: Ich glaube, eine wichtige Kom-
petenz ist, sich auf jeden Klienten, jede 
Klientin einlassen zu können und ein 
Feingefühl zu entwickeln, wer tickt wie, 
wo und wie leite ich an, wo unterstütze 
ich, wie kommuniziere ich. In der Einrich-
tung, in der ich arbeite, gibt es viele Kli-
ent*innen, die nicht sprechen können 

Quality�Time�für�Klient*innen
Debora ist Sozialarbeiterin und in einer besonderen Wohnform für  

Menschen mit geistiger Behinderung tätig. Im Interview erzählt sie, was ihre Arbeit  
besonders macht und wo die Herausforderungen liegen

Das Interview führte Jeannine Schätzle

»Ein großes Problem sind die offenen Stellen im Haus, 
denn es ist sehr schwierig, den Klient*innen mit  

dem vorhandenen Stammpersonal Stabilität zu geben.«
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gebraucht hätte und damals die Entschei-
dung getroffen wurde, dass unser Haus 
das nicht leisten kann. Die Klientin sollte 
in ein Pflegewohnheim umziehen. Es ist 
letztlich gar nicht dazu gekommen. Die 
Klientin ist verstorben. Aber es war für 
mich eine sehr schwierige Entscheidung 
das mitzutragen, zu sagen, wenn jemand 
nicht mehr funktioniert, wird er abge-
schoben. Die Haltung des Trägers hat 
sich mittlerweile verändert und es gibt 
ein Konzept der Palliative Care, das im-
plementiert werden soll.

Sollt ihr diese Aufgabe übernehmen? 
Debora: Wir sollen zum Teil tatsächlich 

mitmachen – wer sich das zutraut. Die 
Idee ist, dass die Klient*innen bei uns 
bleiben, solange sie das möchten. Wenn 
eine Sterbebegleitung notwendig ist, 
dann soll es ein Palliativ Care Team über-
nehmen, das zum Teil aus Mitarbeiter*in-
nen aus dem Haus besteht und aus exter-
nen Stellen, seien das jetzt Ärzte oder ein 
Hospizdienst.

Warum hat sich deiner Meinung nach die 
Haltung dazu geändert? 

Debora: Ich glaube, dass es mit der Fi-
nanzierung zu tun hat und damit, dass 
wir jetzt in gewissem Maße Behandlungs-
pflege mit abdecken können und müssen. 
Zudem hat unsere neue Einrichtungslei-
tung die Haltung, dass die Einrichtung 
das Zuhause der Klient*innen ist und die 
das Recht haben, in diesem Zuhause zu 
bleiben, so lange, wie sie möchten und so 
lange, wie es geht.

Das ist schon eine besondere Herausforde-
rung, oder?

Debora: Ja. Aber die Situation mit die-
ser Klientin, die ich noch besucht habe in 
ihrer Rehaklinik in Kassel, die nicht zu-
rückkommen konnte, hat mich geprägt. 
Und ich gehe jetzt mit einem anderen 
Gefühl zur Arbeit.

werden. Ein ganz großes Problem sind der 
Fachkräftemangel und die offenen Stellen 
im Haus. Es ist sehr schwierig, den Kli-
ent*innen mit dem vorhandenen Stamm-
personal Stabilität zu geben und es wird 
sehr viel mit Leasingkräften gearbeitet.

Sind die Leasingkräfte eine wirkliche Un-
terstützung für euch?

Debora: Ja, sie sind schon eine Unter-
stützung. Zumindest sind die Dienste 
abgedeckt. Aber ganz viele Sachen blei-
ben liegen und müssen vom Stammper-
sonal nachgearbeitet werden. Das ist ein-
fach eine Doppelbelastung, ein Mehrauf-
wand.

Was würdest du dir für dich und für deine 
Arbeit in der Einrichtung wünschen?

Debora: Mein größter Wunsch wäre, 
dass wir Fachpersonal finden, das bleibt. 
Und ich würde mir wünschen, dass die 
Belastung und die Überlastung der Mitar-
beiter*innen, aber auch der Klient*innen 
mehr Beachtung finden. Eine Anerken-
nung der Arbeit über entsprechende Ent-
lohnung der Mitarbeiter*innen würde sich 
ebenfalls positiv auswirken. Ein Tarifver-
trag wäre natürlich ein großes Plus, das die 
Mitarbeiter*innen bestärken und helfen 
würde, die Fluktuation zu reduzieren. 

Was macht Dir besonders viel Spaß auf 
Deiner Arbeit?

Debora: Wenn ich merke, wie die Kli-
ent*innen sich über eine Aktion außer-
halb des Standardprogramms freuen, 
wenn eine Einzelaktivität möglich ist und 
nicht nur der typische Ablauf: wir hetzen 
jetzt schnell zum Arzt und dann wieder 
zurück ins Wohnheim, weil die ganze Do-
kumentation und alles noch gemacht 
werden muss. Sondern, wenn wirklich die 
Zeit ist, in Ruhe den Arzttermin vorzube-
reiten mit dem*der Klient*in und noch 
was Schönes zu machen. Es geht dabei 
nicht um Belohnung, sondern darum, et-
was außerhalb des Wohnheims zu ma-
chen. Ein bisschen Quality Time, kann 
man sagen. Was mir auch unheimlich 
Spaß macht, sind die Feste, die im Wohn-
heim gefeiert werden, zu erleben, wie das 
ganze Haus zusammenkommt und wie 
jede*r so für sich in dem Rahmen, den 
er*sie hat, daran teilnimmt. 

Wo siehst du Probleme oder Herausforde-
rungen in deinem Job?

Debora: Problematisch finde ich, dass 
die Klient*innen, die zusammen in der 
Wohngruppe wohnen, sich das nicht un-
bedingt aussuchen konnten. Es wird im-
mer geschaut, ob es halbwegs passt und 
ob die Klient*innen sich das vorstellen 
können. Das ist aber nicht immer mög-
lich und dann wohnen in meiner Gruppe 
sechs Klient*innen zusammen, die ganz 
unterschiedliche Bedürfnisse haben. Es 
ist manchmal eine große Herausforde-
rung, im Alltag und in besonderen Situa-
tionen, allen Bedürfnissen gerecht zu 

Jeannine Schätzle,  
Sozialarbeiterin,  

Betriebsrätin und  
Redakteurin der bbz

»Es geht darum, die Autonomie der Klient*innen  
zu berücksichtigen und ihnen Unterstützung zu geben,  

wo sie sie brauchen.«

SERIE – Die bbz stellt vor 
SOZIALARBEITER*INNEN
Alle Interviews der Serie  
findet ihr hier:



36 GEWERKSCHAFT � bbz | JANUAR/FEBRUAR�2024

Seit Sommer 2023 führt die Universität 
Göttingen mit Unterstützung der GEW 

BERLIN eine Arbeitszeitstudie unter Ber-
liner Lehrkräften durch. Fast 5.000 Kolleg-
*innen an 375 Schulen nehmen teil. Mit 
einer Gruppe von 20 Kolleg*innen, darun-
ter auch Schulleitungsmitgliedern, sind 
auch wir vom Oberstufenzentrum KIM 
dabei. Wir sind 
stolz darauf, teil-
zuhaben, wenn 
das erste Mal be-
lastbare Arbeits-
zeitwerte auch 
für berufsbilden-
de Schulen erho-
ben werden.

Insgesamt sind 
wir sehr zufrieden mit dem Zeiterfas-
sungstool. Die Option, Stunden voreintra-
gen zu können, ist extrem hilfreich. Ein 
echter Gamechanger, vor allem für die 
Kolleg*innen der Berufsschule, war die 
nachgelieferte Möglichkeit des Tools – zu 
finden unter »Profil ändern« –, diese Vor-
eintragungen auch im wochenweise 
wechselnden Rhythmus vornehmen zu 
können. 

Über unsere Erfahrungen mit dem Tool 
tauschen wir uns in einer Gruppe im 
Schulmessenger aus. Das entlastet, weil 
so nicht nur ich als Multiplikatorin indi-
viduell Tipps gebe, sondern die Schwarm-
intelligenz wirkt. 

Vier Minuten hier, sechs Minuten da

Eine Kollegin wunderte sich darüber, dass 
sie so erschöpft sei, aber laut Zeiterfas-
sungstool gar nicht mehr als 40 Stunden 
die Woche gearbeitet hatte. Ihr wurde ge-
raten zu prüfen, ob sie ihre Pausen wirk-
lich als Pausen nutze. Ein Kollege schrieb 
ihr: »Führst du in der Pause private Ge-
spräche oder geht es doch größtenteils 
um Klassen und Schüler*Innen? Dann ist 

zum Ausfüllen des ersten Fragebogens 
erhalten, es werden weitere folgen. 

Für mich ist die Studie schon jetzt erfolg-
reich, denn neben individuellen Erkennt-
nissen freue ich mich besonders über die 
Diskussionen im Kollegium, die entstan-
den sind. Das ist ein wunderbarer Neben-
effekt der Studie und wenn erst die kon-
kreten Ergebnisse vorliegen, werden wir 
uns mit fundierten Argumenten dafür ein-
setzen, unsere Situation zu verändern!

 

es dienstlich und fühlt sich nicht nur so 
an.« Diese Gespräche sind unter pädago-
gische Kommunikation einzutragen. 

Ein weiterer Hinweis war der, dass sie 
die vielen nur kurz andauernden Tätig-
keiten wie beispielsweise sieben Minuten 
ein Schüler*innengespräch hier, vier Minu-
ten kopieren da und kurz vor Feierabend 

noch schnell sechs 
Minuten Noten im 
Sekretariat eintra-
gen, nicht verges-
sen dürfe zu no-
tieren. Und siehe 
da, genau dies war 
etwas, was sie nicht 
tat. Dabei kommen 
bei verschiedenen 

Tätigkeiten im Laufe eines Schultages, 
die jeweils nur ein paar Minuten dauern, 
so im Laufe der Woche schnell insgesamt 
ein paar zusätzliche Stunden zusammen. 
Es ist übrigens auch eine Option, die vie-
len täglichen Tätigkeiten, die einzeln nur 
wenige Minuten beanspruchen, so sie denn 
in eine Kategorie gehören, zusammenzu-
fassen und zum Beispiel nach Unterrichts-
schluss als Gesamtsumme zu notieren.

Was in dem Chatgespräch auch noch 
deutlich wurde, ist, dass unser Job be-
sondere Anstrengungen mit sich bringt. 
Es ist ein elementarer Unterschied, ob wir 
26 Stunden vor Klassen stehen oder im 
Büro vor einem Computer sitzen. Dazu 
kommt die psychische »Nachbereitung«, 
die wir häufig nach Dienstende noch leis-
ten (müssen). Viele von uns machen sich 
eine Menge Gedanken über unsere Schü-
ler*innen. Auch das frisst Zeit und er-
schöpft. Die Studie kann mit dem Tool 
aber nur die Zeit, nicht die Intensität und 
spezielle Belastung, die unsere Arbeit mit 
sich bringt, erfassen. 

Daher umfasst die Studie ergänzend 
zur Zeiterfassung mehrere Arbeitsbelas-
tungsfragebögen. In den Herbstferien ha-
ben alle Teilnehmer*innen die Einladung 

Wenn�die�Pause� 
keine�Pause�ist

Erfahrungen mit der Arbeitszeitstudie  
an einer berufsbildenden Schule

von Caroline Muñoz del Rio

»Neben individuellen  
Erkenntnissen  

freue ich mich besonders  
über die entstandenen  

Diskussionen im Kollegium.«

NEUGIERIG GEWORDEN? 

Du�kannst�noch�mitmachen!
Wann?�Ab�sofort,�spätestens�Mitte�Fe-
bruar�2024.�Deine�Daten�werden�noch�
für�ein�halbes� Jahr�erhoben�und�zwar�
bis� einschließlich�der�Präsenztage�des�
kommenden�Schuljahres.
Wie?�Die�Zeiterfassung�geht�ganz�ein-
fach� mittels� eines� browserbasierten�
Online-Tools� und� dauert,� nach� einer�
kurzen�Eingewöhnungsphase,�nur�we-
nige�Minuten�pro�Tag.�
Warum?�Du�wirst�Teil�einer�Gruppe�von�
fast�5000�Kolleg*innen,�die�ihre�Arbeits-
zeit�erfassen�und�somit�eine�valide�Basis�
für� arbeitspolitische� Initiativen� liefern.�
Außerdem� erhältst� du� einen� Überblick�
über�deine�individuelle�Zeitverwendung.�

 
Sei�dabei!�
www.gew-berlin.de/ 
arbeitszeitstudie/anmeldung- 
arbeitszeitstudie

Caroline Muñoz del Rio, 
GEW-Vertrauensperson 
am Oberstufenzentrum 

Kommu  ni kation, Informa-
tion und Medien (OSZ KIM)
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Mein Arbeitstag beginnt am Abend 
davor. Noch mal eben auf den Ver-

tretungsplan gucken – ich bin für die 2. 
Stunde nicht ausgeplant, da findet mor-
gen aber VERA 3 statt und ich müsste in 
meiner eigenen Klasse bleiben und nicht, 
wie sonst, in der 6. Klasse Englisch unter-
richten. Schnell eine Nachricht an die 
Schulleitung in der Hoffnung, dass das 
morgen früh noch geregelt werden kann. 

7:25 Uhr – ein 
Schüler fragt vor 
dem Schultor, ob 
heute der dritte 
Teil von VERA 
stattfindet. Beim 
Anschließen mei-
nes Rads kommt 
eine Kollegin auf 
mich zu, um den 
Ablauf von VERA zu besprechen. Wäh-
renddessen stellt sich die zweite Kollegin 
an: Was ist mit der 2. Stunde? Sie soll die-
se fachfremd übernehmen. Auf dem 
Schulhof treffe ich eine Schülerin von 
mir, sie hat ein blaues Auge, dem muss 
ich noch nachgehen. 

Schon vor der ersten Stunde

Im Klassenzimmer angekommen schnell 
die Überbleibsel vom Studientag aufräu-
men. 7:35 Uhr – ein Kaffee wäre gut, also 
einmal quer durch die Schule zum Mitar-
beitendenzimmer und wieder zurück, 
Smartboard starten und den Ablauf für 
VERA anschreiben (nicht geschafft). 7:45 
Uhr – erstes Klingeln, mein Laptop ist 
heute sehr langsam, oder liegt es am 
Schulnetzwerk, dass mal wieder genau so 
müde in den Tag startet wie ich? Der Ver-
tretungsplan ist auch noch nicht online.

Die ersten Kinder betreten den Klassen-
raum, sind aufgeregt, viele Fragen müs-
sen beantwortet werden. Ein Kind hat mir 
ein Gedicht auf einer Schreibmaschine 
getippt, das umgehend vorgelesen wer-

Kollegin. 12:00 bis 12:45 Uhr – Mathema-
tik, 12:45 bis 13:10 Uhr – »Pause« mit 
Aufsicht, 13:15 bis 14:00 Uhr – Sachun-
terricht, 14:00 Uhr – Elterngespräch 1, 
14:30 Uhr – Elterngespräch 2.

Zu Hause geht’s weiter

15:00 Uhr – Vorbereitung für den nächsten 
Schultag im heimischen Büro. Zwischen-
durch Absprachen mit Kolleg*innen über 
die Schul-App. 18:00 Uhr – selbstverord-
neter Feierabend.

Was ich heute nicht geschafft habe: 
dem blauen Auge nachzugehen, den An-
trag für die Klassenfahrt auszufüllen, mit 
der Unterkunft für die Klassenfahrt das 
Programm abzusprechen, Unterlagen in 
die Schüler*innenakten abzuheften, meine 
IT- Aufgaben, diverse Elterninformationen.
 

den muss. Sowas gehört zu den wirklich 
schönen Seiten des Berufs, fordert jedoch 
auch meine ungeteilte Aufmerksamkeit. 
Das VERA-Heft mit den Anweisungen ist 
da, kann gleich losgehen. Schnell noch 
die klemmende Federtasche eines Kindes 
öffnen. 7:50 Uhr – zweites Klingeln, jetzt 
aber wirklich den Ablauf anschreiben.

8:00 Uhr – die erste Stunde startet. Mit 
ein paar Wochenenderzählungen die 

VERA-Anspannung 
rausnehmen. 8:15 
Uhr – VERA geht 
los, viele Fragen, 
eine Menge Verun-
sicherung muss ab-
gefedert werden. 
Der Vertretungsplan 
ist aktualisiert wor-
den. Ich kann in 

meiner Klasse bleiben. In fünf Kanälen 
der schulinternen Kommunikationsplatt-
form sind Nachrichten eingegangen, da-
von eine Direktnachricht an mich. Die 
ersten Kinder sind mit dem Test fertig, 
andere schlagen erst die zweite Seite auf. 
Noch fünf Minuten, dann muss ich ihnen 
die Hefte wegnehmen.

9:15 bis 9:30 Uhr – die Kinder frühstü-
cken und ich lese ihnen vor. 9:35 bis 9:55 
Uhr – »Pause« aka Gespräche mit Kolleg-
*innen, heute: Talentwettbewerb, Buchbe-
stellung für das nächste Schuljahr, auffäl-
liges Verhalten eines Schülers. 9:55 bis 
10:40 Uhr – eigentlich meine Stunde als 
IT-Beauftragter, aber jetzt braucht eine 
Kollegin Unterstützung bei der Buchbe-
stellung und muss Frust ablassen. Mit 
zwei anderen Kolleginnen spreche ich 
über die Arbeitszeitstudie, noch ein wei-
teres Gespräch über die Sicherheit der 
Kinder an unserer Schule. 

10:45 bis 11:30 Uhr – Den VERA-Test 
mit der Klasse besprechen, Deutsch un-
terrichten, Abschiedskarte für eine Kolle-
gin gestalten lassen, die die Schule ver-
lässt. 11:30 bis 11:55 Uhr – eigentlich 
Pause, gefüllt mit der Verabschiedung der 

Tom Eickelau,  
GEW-Vertrauensperson  

an der Bornholmer  
Grundschule

Rund um die Uhr
Ein Arbeitstag einer Lehrkraft 

von Tom Eickelau

»Auch schöne Seiten  
des Berufs fordern  

eine ungeteilte 
Aufmerksamkeit.«
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Die bundesweite GEW-Delegation zur Er-
arbeitung eines gemeinsamen Textes 

zur Friedenserziehung, der ich angehörte, 
musste im Sommer 1989 das Scheitern 
der Verhandlungen mit der Gewerkschaft 
Unterricht und Erziehung der DDR fest-
stellen. Daraufhin entschied sich die GEW 
dafür, einen eigenen Text in einer vollen 
Kirche in Ost-Berlin vorzustellen. Wegen 
unserer Kontakte zur unabhängigen Frie-
densbewegung in der DDR standen wir 
unter Stasi-Beobachtung, was ich jedes 
Mal am Grenzübergang zu spüren bekam, 
weil ich und auch alle anderen GEW-Mit-
glieder in dieser Gruppe einen »Verfolger« 
zur Seite gestellt bekamen. 

Dann kam es Schlag auf Schlag: Am 9. 
November 1989 wird die Grenze geöffnet 
und noch Anfang Dezember kann ich das 
erste Mal die Humboldt-Universität betre-
ten, um an einem Friedensforschungskol-
loquium teilzunehmen. Eröffnet wird das 
Kolloquium von Heinrich Fink, der 1990 
als Rektor der Humboldt-Universität ge-
wählt, vom Wissenschaftssenator abge-
setzt und von dem später bekannt wird, 
dass er IM war. Nach einer turbulenten 

Aber die inhaltlichen Diskussionen 
werden schnell überlagert durch die Sor-
gen um den Arbeitsplatz, denn im De-
zember 1990 fasst der Senat von Berlin 
weitreichende Beschlüsse zur Abwick-
lung von Fachbereichen der HU und von 
Instituten, bei denen eine DDR-nahe 
Grundeinstellung und Ideologie zu Recht 
angenommen wird, wie Jura, BWL, Marxis-
mus-Leninismus, Kriminalistik. Damit 
wird klar, dass der Hochschulbereich der 
DDR in seiner Personalstruktur und bei 
Berufungen grundlegend umgekrempelt, 
bezeichnet als »Umgestaltung«, bei den 
Forschungsinstituten weitestgehend »ab-
gewickelt« werden soll. 

Abwehrkampf gegen Abwicklung

Nun müssen Proteste organisiert und Auf-
rufe verfasst werden, aber diese zeigen 
keine Wirkung. Zu fest ist der politische 
Wille, Westberliner (und westdeutsche) 
Strukturen auf Ostberlin zu erstrecken, 
was sich letztlich durch die Mantelgesetze, 
die nacheinander im Abgeordnetenhaus 
beschlossen werden, und durch den Eini-
gungsvertrag vom 3. Oktober 1990 mani-
festiert. Noch am Vorabend der parla-
mentarischen Beschlussfassung fahre ich 
mit Hilde Schramm zu unserer ehemali-
gen Berliner GEW-Stellvertreterin Sybille 
Volkholz, jetzt Bildungssenatorin, ins 
Abgeordnetenhaus für ein Gespräch dar-
über, wie man die positiven Elemente der 
DDR-Lehrerausbildung (zum Beispiel die 
Praxiszeiten im fünften Jahr) retten könn-
te. Aber der Druck auf eine Übernahme 
sowohl der Schulstrukturen als auch der 
Lehrer*innenbildung ist zu groß, denn 
»sonst würde mit den Füßen abgestimmt 
werden«, so die eingängige Begründung. 

Auch der neue Senat von Berlin ent-
scheidet sich im Januar 1991 zur Schlie-
ßung der Hochschule für Ökonomie so-

Zeit mit gemeinsamen Diskussionen und 
Beratungen mit Pädagog*innen und Wis-
senschaftler*innen der DDR wird auf der 
Mai-LDV 1990 ein Beschluss zur Zusam-
menarbeit mit der Gewerkschaft Wissen-
schaft (GW) der DDR gefasst. Ich fahre nach 
Ost-Berlin, um mich mit der (letzten) GW- 

Vorsitzenden Larissa Klinzing zu treffen. 
Ihr Büro ist in einer noblen Adresse Unter 
den Linden. Wir verstehen uns auf An-
hieb und vertiefen uns in eine Diskussion 
über die Lehrer*innenbildung in der DDR 
und in West-Berlin und in die Frage, wie 
es weitergehen wird mit der Zusammen-
arbeit. 

Im Juni ruft die GEW BERLIN zum indi-
viduellen Beitritt in die GEW auf und kün-
digt an, eine eigene Abteilung Wissen-
schaft zu schaffen. Eine Verhandlungs-
kommission soll den Beitritt der GW zur 
GEW vorbereiten, die Realisierung wird 
bis zum 1. Januar 1991 angestrebt. 

Sorge um den Arbeitsplatz

Die Abteilung Wissenschaft wird einge-
richtet und dafür die Satzung geändert. 
Die Abteilung Wissenschaft wird struktu-
rell einem Bezirk gleichgestellt, mit eige-
nen Mitgliedern und Finanzen. 

Zahlreiche Kolleg*innen aus dem Wis-
senschaftsbereich treten in die GEW ein 
und verbinden das mit vielen Hoffnungen 
auf eine Demokratisierung. 

Die�Abwicklung�der� 
Wissenschaft�in�Ost-Berlin

1989 war ein aufregendes Jahr, auch für die Berliner Wissenschaftslandschaft.  
Unsere Autorin blickt zurück, wie in der Folge die Ostberliner Wissenschaft  

abgewickelt wurde – gegen den Widerstand der GEW BERLIN

von Brigitte Reich

»Diese Zeit des Umbruchs 
war vor allem eine Zeit des 

Kampfes gegen die 
Arbeitslosigkeit Ostberliner 

Kolleg*innen.«
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wie zahlreicher Fachbereiche der Hum-
boldt-Universität. Für die Abteilung Wis-
senschaft hat das zur Folge, dass sich die 
Arbeit auf die Entwicklungen des Arbeits-
marktes und die Vorlage von Forderun-
gen für Nachqualifizierungen und Son-
derprogramme für die im Rahmen der 
Umstrukturierung arbeitslos gewordenen 
Akademiker*innen konzentriert. 

Gespannt treffen wir uns im September 
1991 mit dem Wissenschaftssenator Man-
fred Erhardt (CDU), um die Standpunkte der 
GEW BERLIN darzulegen: Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen, Einhaltung des Ta rif-
vertrags BAT-O an den Ostberliner Hoch-
schulen, Gründung neuer Fachhochschu-
len. Auch wenn die Atmosphäre freund-
lich ist, verspricht der Senator nichts. 

Im Oktober 1991 findet die Mitglieder-
versammlung der Abteilung Wissenschaft 
mit 300 Teilnehmer*innen statt. Themen 
sind die Abwicklung der Akademie der 
Wissenschaften und das Personalüberlei-
tungsgesetz, die Einhaltung des BAT-O, 
sowie die Forderung nach spezifischen 
Betreuungsmöglichkeiten bei der GEW für 
arbeitslos gewordene Akademiker*innen. 

Und es geht weiter mit unserem Ab-
wehrkampf, denn inzwischen werden die 
Empfehlungen der Kommission zur Zu-
kunft der Berliner Hochschul- und Wissen-

(HRG) und die Kündigungen der nicht 
HRG-konformen Beschäftigungsverhält-
nisse stehen dabei im Mittelpunkt. 

Im Januar 1993 wird der Personalrat 
der HU gewählt. Die GEW-Liste ist erfolg-
reich und erringt neun Sitze, sechs Sitze 
gehen an die ÖTV, damit kann die GEW 
den Vorsitz des Personalrates stellen, ein 
großer Erfolg für uns. 

Im Oktober 1993 schlagen die drasti-
schen Kürzungen für Arbeitslose und für 
vom Auslaufen der Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen bedrohte Kolleg*innen durch. 
Die Abteilung Wissenschaft verzeichnet 
jetzt 25 Prozent arbeitslose Mitglieder 
und konzentriert sich auf die Organisati-
on von Beratungen und Schulungen. 

Insgesamt war diese Zeit des Umbruchs 
vor allem eine Zeit des Kampfes gegen 
Abwicklungen von Wissenschaftseinrich-
tungen in Ostberlin und gegen die Arbeits-
losigkeit von Ostberliner Kolleg*innen 
aus den Hochschulen und den Forschungs-
einrichtungen. Die Politik der CDU im 
Wissenschaftssenat hat dazu geführt, dass 
alle Strukturen im Wissenschaftssystem 
rigoros den westdeutschen Strukturen 
angepasst wurden und nicht nur aus 
ideologischen Gründen akademisches 
Personal in die Arbeitslosigkeit ohne Per-
spektiven auf eine Weiterbeschäftigung 
rutschte. Wo die GEW BERLIN konnte, hat 
sie dagegen protestiert und Hilfen in 
Form von Beratungen, Unterstützungen 
und öffentlichen Aktionen angeboten, 
wenn auch viel zu oft ohne Erfolg. Den-
noch wurde sie in dieser Zeit als ernst-
hafter und qualifizierter Part in der poli-
tischen Debatte wahrgenommen, deshalb 
haben sich alle Bemühungen gelohnt. Der 
Einsatz der GEW für die Mitarbeiter*innen 
in Ost und West kann gar nicht genug ge-
würdigt werden. 

schaftslandschaft durch einen Senatsbe-
schluss umgesetzt. Vorgesehen ist die 
Abwicklung der Fachbereiche Rechtswis-
senschaft, Wirtschaft, Geschichte, Erzie-
hungswissenschaft, Philosophie und des 
Konferenzzentrums in Gosen. Die Sektion 
Marxismus-Leninismus an der HU hat sich 
inzwischen selbst aufgelöst. Diese vorge-
sehenen Abwicklungen – so eine Progno-
se – werden zu einem Abbau von 1.361 
Stellen und 586 befristeten Stellen in drei 
Jahren führen, also zu einem gewaltigen 
Aderlass bei den Akademiker*innen des 
DDR- Hochschul- und Wissenschaftsbe-
triebes. 

Starke Interessenvertretung notwendig

Im Januar 1992 hat die Abteilung Wissen-
schaft 3310 Mitglieder. Zum Vergleich: Im 
Jahr 1989 wurden zum Referat E 560 Mit-
glieder gezählt. Damit ist sie nun die mit-
gliederstärkste Untergliederung der GEW 
BERLIN. Darunter sind viele Studierende 
und arbeitslose Mitglieder, die von der GEW 
eine starke Interessenvertretung erwarten. 

Im Oktober 1992 beginnt der Wahlkampf 
zu den Personalratswahlen im Hochschul-
bereich. Die Probleme der Personalüber-
nahme gemäß Hochschulrahmengesetz 

SERIE – Die Geschichte der  
GEW BERLIN
Alle Beiträge der Serie  
findet ihr hier:

»Die Abwicklungen führten zu einem gewaltigen 
Aderlass bei den Akademiker*innen des  

DDR-Hochschul- und Wissenschaftsbetriebes.«

Brigitte Reich,  
stellver tretende  
Vorsitzende der  

GEW BERLIN von  
1991-99

Protestaktion abgewickelter Wissenschaftler*innen Anfang der 1990er Jahre.
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Zwischenzeitlich hatte es so ausgese-
hen, als wolle das Schicksal erneut 

einen ordentlich gewählten Vorstand ver-
hindern. Denn kurzfristig wurde im Rah-
men der Länder-Tarifrunde ein bundes-
weit koordinierter Streiktag auf den ersten 
Tag der LDV gesetzt. Da die GEW BERLIN 
eine zentrale Rolle spielt, wenn es darum 
geht, auf der Straße Stärke zu zeigen, 
stand zwischenzeitlich die gesamte Pla-
nung auf der Kippe. Am Ende gelang es 
uns jedoch unter dem großen Einsatz vie-
ler Beteiligter, Streik und LDV unter einen 
Hut zu bekommen. Der Solidaritätsbe-
such der Delegierten beim Streik wurde 
morgens in die Tagesordnung aufgenom-
men und Busse fuhren die Delegierten 
zur Demo am Großen Stern und wieder 
zurück, damit für Wahlen und Antragsbe-
ratung nicht zu viel Zeit verloren geht.

Vorstand ist endlich komplett

Am Nachmittag des ersten Tages stellten 
sich dann Anne Albers und Sara Ziegler 
für die Leitung des Vorstandsbereichs Be-
amten-, Angestellten- und Tarifpolitik zur 
Wahl. Sie stellten sich vielen Fragen der 
Delegierten und erreichten im zweiten 
Wahlgang die erforderliche Mehrheit der 
Stimmen. Für die Teams Lydia Puschne-
rus und Karin Petzold (VB Schule), Chris-
tiane Weißhoff und Fabian Schmidt (VB 
Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit), 
Laura Pinnig und Laura Haßler (VB Hoch-
schulen und Lehrer*innenbildung) sowie 
Marie Viney und Christoph Wälz (VB Öf-
fentlichkeitsarbeit) reichte es jeweils im 
ersten Wahlgang. Sie komplettieren damit 
den Geschäftsführenden Landesvorstand, 
dem außerdem die im Frühjahr gewähl-
ten Vorsitzenden Martina Regulin und 
Tom Erdmann sowie die Leitung des Vor-
standsbereichs Finanzen, Heike Willert 
und Uwe Friese, angehören. 

Ebenfalls gewählt wurden die Vertre-
ter*innen der GEW BERLIN im Hauptvor-

Sie ist außerdem der Auffassung, dass 
die Sicherheit Israels und der Frieden in 
der Region langfristig nur denkbar sind, 
wenn die Palästinenser*innen eine Aus-
sicht auf demokratische Selbstbestimmung 
und Freiheit haben. Die vom Berliner Se-
nat im Zuge der vielen Demonstrationen 
eingeleiteten Schritte zur Begrenzung der 
Meinungs-,  Demonstrations- und Redefrei-
heit lehnt die GEW BERLIN ab. Im LDV-Be-
schluss heißt es dazu: »Auch wenn die 
ohnehin schwierige Situation an den Schu-
len und Bildungseinrichtungen sich durch 
den aktuellen Krieg im Nahen Osten sehr 
verschärft hat, rechtfertigt das nicht, das 
schulische Personal aufzufordern, (…) Ver-
dachtsfälle strafbarer Handlungen unmit-
telbar der Polizei zu melden, wie die Se-
natorin für Bildung, Jugend und Familie 
in ihrem Rundschreiben vom 13.10.2023 
empfiehlt. (…) Dies ist eine bildungspoli-
tische Bankrotterklärung. Das Rundschrei-
ben lässt insgesamt jedes Verständnis 
darüber vermissen, wie wichtig vertrau-
ensvolle Gespräche und Aufklärung für 
Schülerinnen und Schüler und den Schul-
frieden sind«, so heißt es im Beschluss.  

Die GEW BERLIN wird sich entschlossen 
gegen alle politische Strömungen wehren, 
die die Situation zur Verbreitung antise-
mitischer Ideologien nutzen wollen. An-
gesichts des großen Konfliktpotentials 
für die Berliner Schulen, fordert die GEW 
eine intensive und langfristige Unterstüt-
zung durch die Senatsverwaltung. Diese 
könne nicht nur durch die Bereitstellung 
von Materialien erfolgen, sondern erfor-
dere langfristige psychologische und so-
zialpädagogische Unterstützung und kon-
tinuierliche Beratung aller Beschäftigen. 
»Es ist aktuell eine besonders hohe Her-
ausforderung für Schulleitungen, Lehrkräf-
te, (Schul-)Sozialarbeiter*innen und Erzie-
her*innen, die Schulen für alle Kinder 
und Jugendlichen zu einem sicheren Ort 
zu machen. Die Schulen und Bildungsein-
richtungen müssen unbedingt darin un-
terstützt werden, Kinder und Jugendliche 

stand der GEW, dem höchsten beschluss-
fassenden Gremium zwischen den Ge-
werkschaftstagen. Gewählt wurden Heike 
Willert und Tom Erdmann. Martina Regu-
lin besetzt als Vorsitzende das dritte Ber-
liner Mandat über ihre Zuständigkeit für 
den Koordinierungsvorstand, die Runde 
der 16 Landesvorsitzenden mit dem Ge-
schäftsführenden Vorstand. Als Kassen-
prüfer*innen wurden Daniel Wehry, Vol-
ker Göbeler, Peter Baumann und Ilse 
Schaad gewählt. Und für die Schiedskom-
mission wurden Rosemarie Pomian, Udo 
Jeschal und Erdmute Safranski im Amt 
bestätigt. Stellvertreter ist Knut Langen-
bach. Gratulation an alle Gewählten!!!

Kontroverse Debatten zum 
Nahostkonflikt

Schwerpunkt der Beratung bildeten am 
ersten Tag dann die zwei vorliegenden 
Anträge zum Terroranschlag in Israel und 
dem Krieg in Gaza. Während die Debatte 
sehr sachlich und geordnet verlief, ver-
sagte die Technik bei der Darstellung der 
zahlreichen Änderungsanträge. Die Ab-
stimmung über einen der beiden Anträge 
musste dann auch auf den Folgetag ver-
schoben werden, um es allen Delegierten 
zu ermöglichen, den Antragstext vorab in 
Ruhe zu lesen. Beschlossen wurden am 
Ende beide Anträge (mit Änderungen), 
mit durchaus unterschiedlicher Ausrich-
tung und jeweils nur mit knapper Mehr-
heit. Das zeigt auch, wie kontrovers der 
Konflikt in der Gesellschaft und auch in 
der GEW diskutiert wird. Der Geschäfts-
führende Landesvorstand steht nun vor 
der Herausforderung, mit diesen Wider-
sprüchen umzugehen. 

In beiden Anträgen wird aber folgendes 
festgeschrieben: Die GEW BERLIN verur-
teilt den grausamen Angriff der Hamas 
auf Israel aufs Schärfste. Sie ist solida-
risch mit den israelischen und den paläs-
tinensischen Opfern in diesem Konflikt. 

LDV�unter�schwierigen�Bedingungen
Endlich ist der Geschäftsführende Landesvorstand vollständig gewählt. Nachdem auf der 

Landesdelegiertenversammlung im Juni die Wahlen aus Zeitgründen nicht alle durchgeführt werden 
konnten, stand am 22. November die Wahl des GLV abermals auf der Tagesordnung

von Markus Hanisch
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mit ihren Sorgen, Ängsten und ihrer Wut 
aufzufangen. Insbesondere Kinder und 
Jugendliche sowie Pädagog*innen, die 
Angehörige oder Bekannte in Israel oder 
Gaza haben, müssen psychologisch un-
terstützt werden«, so der Beschluss.

Geschäftsführung, während sich die ehren-
amtliche und frisch gewählte Leitung des 
Vorstandsbereichs, Christoph Wälz und 
Marie Viney, um die bbz und die Aufgabe 
der Mitgliederaktivierung kümmert. Die 
seit 2020 erfolgte Schwerpunktverlage-
rung, die auf große Zustimmung gestoßen 
ist, wird mit der Satzungsänderung nun 
verstetigt. 

Eine große Zustimmung unter den De-
legierten erreichte auch der Antrag zur 
Gründung einer eigenen GEW-Fachgruppe 
für Pädagogische Unterrichtshilfen. Es 
fehlte aber das notwendige Quorum für 
eine Satzungsänderung. Diesen Antrag 
werden wir also möglicherweise bei der 
nächsten LDV wiedersehen, die am 4./5. 
Juni 2024 stattfindet.  

Die Delegierten beschlossen auch eine 
Umbenennung des Vorstandsbereichs Öf-
fentlichkeitsarbeit in »Mitgliederaktivie-
rung und Mitgliederzeitschrift«. Denn die 
Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit ver-
antwortet schon seit einigen Jahren die 

EBENFALLS BESCHLOSSEN

Pädagogische Unterrichtshilfen: Die�GEW�setzt�sich�für�eine�Höher�gruppierung�aller�
PU�in�die�Entgelt�gruppe�10�ein.�Die�GEW�setzt�sich�außerdem�dafür�ein,�dass�die�
Berufs�bezeichnung�»Pädagogische�Unter�richts�hilfe«�geändert�wird�und�künftig�das�
Wort�»Lehrkraft«�beinhaltet.
Nachteilsausgleich:� Die� GEW� fordert� vom� Senat,� den�Nachteilsausgleich� für� alle�
Lehrkräfte,�die�nicht�verbeamtet�werden�können�oder�wollen,�deutlich�zu�verbessern.
Ganztag:�Die�GEW�BERLIN�lehnt�die�Bezeichnung�»ergänzende�Förderung�und�Be-
treuung«�für�den�Ganztag�ab�und�fordert�stattdessen�die�Verwendung�der�Formu-
lierung�»Ganztägige�Bildung,�Erziehung�und�Betreuung«�von�der�Senatsverwaltung.�
Das�Jubiläum�»20�Jahre�Ganztagsgrundschulen«�will�die�GEW�mit�einer�Social�Media�
Aktion�und�einem�Fachtag�begehen.
Soziale Arbeit:�Die�GEW�BERLIN�fordert�das�Land�Berlin�auf,�sich�im�Bund�für�eine�
Stärkung�der�finanziellen�Mittel�in�der�Sozialen�Arbeit�einzusetzen.

Alle Beschlüsse: www.gew-berlin.de/positionen-beschluesse

Markus Hanisch,  
Geschäftsführer der  

GEW BERLIN

Wahlen�zu�den� 
Beschäft�igten- 
ver�tretungen�

Im Herbst 2024 werden die Personalräte 
und Frauenvertreterinnen im öffentli-

chen Dienst des Landes Berlin neu gewählt. 
Ob in den Schulen, den Kita-Eigenbetrie-
ben, den Universitäten und Hochschulen 
oder den Bezirksämtern, ob auf örtlicher 
Ebene, bei den zentralverwalteten und 
berufsbildenden Schulen sowie zum Ge-
samt- und Hauptpersonalrat – zahlreiche 
GEW-Mitglieder werden erneut für starke 
Interessenvertretungen der Beschäftigten 
kandidieren.

Wer Interesse hat, zu kandidieren, sollte 
sich frühzeitig an den jeweiligen Perso-
nalrat oder die Bezirks- bzw. Abteilungs-
leitung wenden. Informationen zu den 
Wahlen zur Frauenvertreterin erhalten 
Beschäftigte bei ihrer Frauenvertreterin.

Auf den kommenden Mitgliederver-
sammlungen werden Beschlüsse über die 
Wahllisten gefasst. Alle Mitglieder in den 

jeweiligen Bereichen sind aufgerufen, un-
sere GEW-Kandidat*innen für die Listen 
aufzustellen. Die oben genannten Termi-

ne stehen bereits fest. Weitere Termine 
werden in der März-Ausgabe der bbz ver-
öffentlicht. 

Termine 2024
DIE WICHTIGSTEN TERMINE DER GEW BERLIN IM JAHR 2024 

LANDESVORSTAND 
29.�JAN� 13.�MAI� 09.�SEP
04.�MÄR� 24.�JUN� 14.�OKT
15.�APR� 11.�JUL� 02.�DEZ

FRÜHJAHRS-LDV 
4.- 5. JUNI
Anträge�auf�Satzungsänderung�� BIS�04.�APR��
Anträge�zur�Tagesordnung�� BIS�23.�APR�
Antragsschluss� � 07.�MAI�

HERBST-LDV
6.- 7. NOV 
Anträge�auf�Satzungsänderung� BIS�06.�SEP�
Anträge�zur�Tagesordnung�� BIS�25.�SEP��
Antragsschluss�� � 09.�OKT

BESCHÄFTIGTENVERTRETUNGEN – 
AUFSTELLUNG DER WAHLLISTEN  
DER GEW BERLIN
•� ��Abteilung�Berufsbildende�Schulen 
Dienstag,�19.3.2024,�um�17�Uhr� 
im�OSZ�LOTIS

•���Neukölln:� 
Mittwoch,�20.3.2024,�um�17�Uhr� 
in�der�Otto-Hahn-Schule

•���Tempelhof-Schöneberg:� 
Donnerstag,�14.3.2024,�um�18�Uhr 
im�GEW-Haus

•� �Treptow-Köpenick:� 
Dienstag,�23.4.2024,�um�17�Uhr� 
in�der�Anna-Seghers-Schule

Kontakt�zu�den�GEW-Gliederungen:�
www.gew-berlin.de/bezirke-und- 
abteilungen 
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Unser Kollege Norbert Böhnke ist im 
Oktober 2023 nach langer, schwerer 

Krankheit im Alter von 71 Jahren verstor-
ben. Er war auf vielen Ebenen über viele 
Jahre für die GEW BERLIN aktiv.

Probleme mit der Obrigkeit hatte er le-
benslang, die Obrigkeit aber auch mit ihm. 
So kandidierte er in Neukölln an einer 
Gesamtschule für den Schulleiterposten 
und obwohl er vom Kollegium auch mehr-
heitlich gewählt wurde, ernannte ihn die 
Schulaufsicht dann lieber doch nicht. So 
kam er nach Tempelhof-Schöneberg an 
die Carl-Zeiss-Oberschule als Studienrat 
für Deutsch und Sport, qualifiziert auch 
für Ethik und Lebenskunde. 

Jahrelang arbeitete er im bezirklichen 
Personalrat und innerhalb der GEW im 
Leitungsteam des Landesausschuss für 
Antidiskriminierung, Diversität und Anti-
diskriminierung (LAMA) und in der LDV. 
Norberts analytisches Denken und seine 
geschliffene Rhetorik brachten ihm viel An-
erkennung, manchmal aber auch Probleme.

Er war Vorstandsmitglied im Humanis-
tischen Verband, kämpfte für die Umbe-
nennung der »Mohrenstraße« und bei 
Kiez initiativen auf der Schöneberger »Ro-
ten Insel«. Der bekennende St. Pauli-Fan 
nahm auch an zahlreichen Demonstrati-
onen gegen Rechts und gegen Naziauf-
märsche teil. 

Am Ende seiner Schullaufbahn unter-
richtete er ausschließlich in Willkommens-
klassen. Dann hatte er Zeit für eine Süd-
amerikarundreise mit seiner Frau und zu 
Hause für LAMA- und Kiezarbeit.

Wir verlieren mit Norbert Böhnke einen 
Freund und Kollegen und engagierten 
Kämpfer für Freiheit und Gerechtigkeit! 

Er engagierte sich in zahlreichen Initi-
ativen. So war er maßgeblich an dem 
GEW-geführten »Bündnis pro Ethik« betei-
ligt und setzte sich gegen den Versuch 
der CDU und der Kirchen, den Religions-
unterricht zu verstaatlichen, ein. 

Nachruf�auf�Norbert�Böhnke
Wir trauern um einen engagierten Kollegen

von Gerhard Weil

Gerhard Weil, im Namen 
des Landesausschusses  

für Migration, Diversität 
und Antidiskriminierung

Die GEW BERLIN und im Besonderen die 
Abteilung und der Vorstandsbereich 

Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit be-
trauern den plötzlichen Tod unseres Kol-
legen Jan Mallé, der im November 2023 ver-
starb. Er war ein wunderbarer junger Kol-
lege, Gewerkschafter und Freund, der sich 
immer und überall einbrachte und stets 
für neue Herausforderungen offen war. Er 
war Facherzieher für Integration in der 
Kita Mendelstraße und erst 37 Jahre alt. 

Seit 2016 war er aktiv in der Betriebs-
gruppe der Kita Eigenbetriebe NordOst. Ab 
2019 unterstützte er tatkräftig den Perso-
nalrat als freigestelltes Personalratsmit-
glied mit den Schwerpunkten Integrati-
onsarbeit und Digitales. Er meisterte die 
technische Organisation bei den Personal-

versammlungen. Sein ständiger Begleiter 
war sein Skateboard. Auf der letzten LDV 
im Juni wurde er in den Wahlvorstand ge-
wählt. Jan half noch aktiv beim Streik vor 
dem Kongresshotel am 2. November 2023 
und unterstützte uns tatkräftig. Er war stets 
mit einer helfenden Hand dabei. Für uns 
alle ist es unfassbar, dass er nicht mehr mit 
uns ist und wir sind in tiefer Trauer.

Wir wünschen Jans Familie und seiner 
Lebensgefährtin viel Kraft und alles 
Gute. Er wird immer in unseren Herzen 
bleiben. 

Nachruf�auf�Jan�Mallé
Facherzieher für Integration, Freund und Gewerkschafter

von der Abteilung KiJuSo

Die Kolleg*innen der Abteilung  
und des Vorstandsbereichs Kinder-,  

Jugendhilfe und Sozialarbeit
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Maximilian Thalheim,  
studentische Hilfskraft am 

Institut für Sozialforschung 
und Gesellschaftspolitik

Mittlerweile gibt es in zahlreichen 
Städten Initiativen für einen Tarif-

vertrag der studentischen Beschäftigten 
(TVStud), um einen bundesweit geltenden 
Tarifvertrag für studentische Beschäftigte 
an Hochschulen zu erkämpfen. Nun gibt 
es auch eine Initiative zur Organisierung 
der studentischen Beschäftigten an den 
über 70 außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen in Berlin. Deren Arbeitsbe-
dingungen sind zum Teil deutlich schlech-
ter als bei tarifierten Kolleg*innen an den 
Hochschulen. 

In unserer bisherigen Arbeit haben wir 
festgestellt, wie selektiv die Umsetzung 
der bestehenden Tarifverträge oder die 
Orientierung an ihnen aussehen kann. 
Die meisten Forschungseinrichtungen ori-
entieren sich am Tarifvertrag für studen-
tische Beschäftigte (TV Stud III). Gemeint 
ist damit jedoch lediglich das Entgelt in 
Höhe von 12,96 Euro pro Stunde. Die zu-
sätzlichen Regelungen zur Dauer des Be-
schäftigungsverhältnisses, zu Zeitzuschlä-
gen, der erweiterten Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall sowie zu Erholungs- 
und Sonderurlaub bleiben außen vor.

Teilweise ergeben sich sogar innerhalb 
eines Institutes unterschiedliche Arbeits-
bedingungen für studentische Beschäf-
tigte, je nachdem, aus welchem Topf sie 
bezahlt oder für welches Projekt sie an-
gestellt werden. Der Kreativität der Per-
sonalabteilungen ist in der Ausgestaltung 
und Auslegung der Arbeitsverträge offen-
bar keine Grenze gesetzt. So werden die 
Belegschaften gespalten, was ihre Möglich-
keiten, sich zu organisieren, einschränkt. 

Das Land Berlin ist besonders kreativ 
bei der Verschlechterung der Arbeitsbe-
dingungen vorgegangen. So untersagte 

le Hochschulaktionstag am 20. November 
2023 liefert hierfür eine Grundlage, auf 
die weiter aufgebaut werden muss. Von 
der Politik haben wir nichts zu erwarten. 
Wir müssen die Gestaltung unserer Ar-
beitsbedingungen selbst in die Hand neh-
men – gewerkschaftliche Solidarität ist 
das Mittel zum Erfolg! 

Aufgrund der kurzen Laufzeiten der 
Arbeitsverträge wäre eine Vertrauensleu-
testruktur wichtig, um die gewerkschaft-
liche Arbeit in den Forschungseinrichtun-
gen zu verstetigen. Beschäftigte können 
die Unterschiede in den Arbeitsverträgen 
nutzen, um mit ihren Kolleg*innen ins 
Gespräch zu kommen und auf Grundlage 
der geschaffenen Transparenz Verhand-
lungen mit der Institutsleitung aufneh-
men. Die Tatsache, dass viele Forschungs-
einrichtungen den TV-L oder TVöD an-
wenden und sich alle daran orientieren, 
kann perspektivisch für einen Branchen-
tarifvertrag genutzt werden, in den die 
studentischen Beschäftigten vollwertig 
aufgenommen werden.  

Link zum Telegram  
Channel der Initiative

die Senatskanzlei für Wis-
senschaft und Forschung 
den außeruniversitären For-
schungseinrichtungen 2020 
die Anwendung der im TV 
Stud III vorgesehenen Leistungen mit Ver-
weis auf das Besserstellungsverbot, weil 
der Angleichungs-Tarifvertrag weiterhin 
den TV Stud II und damit faktisch Landes-
mindestlohn für studentische Beschäftigte 
des Landes Berlin vorsieht. 

Hürden für die Organisierung 

Das von der Politik konstruierte Narrativ, 
wonach es sich bei studentischen Be-
schäftigten gar nicht um Beschäftigte, 
sondern um Lernende handeln würde, 
gehört in das Reich der Märchen. Nicht 
nur an den Hochschulen, sondern auch an 
den außeruniversitären Forschungsein-
richtungen leisten wir unseren Beitrag zu 
den Errungenschaften von Wissenschaft 
und Forschung wie alle anderen Beschäf-
tigtengruppen auch. Unsere Arbeitsbedin-
gungen werden unserer Arbeitsleistung 
jedoch nicht gerecht. Das drückt sich 
mittlerweile auch in der sinkenden Bereit-
schaft zur Aufnahme einer Tätigkeit als 
studentische Beschäftigte – vor allem in 
den Naturwissenschaften – aus, wie die 
übertarifliche Bezahlung an ersten Lehr-
stühlen der TU zeigt. 

Eine Hürde für die Organisierung der 
Beschäftigten ist die Tatsache, dass Wis-
senschaft von vielen als Ideal und nicht 
als Arbeit verstanden wird. Die gewerk-
schaftliche Organisierung in der Wissen-
schaft braucht eine Perspektive, um neue 
Kolleg*innen zu gewinnen. Der dezentra-

Schlechtere�
Arbeitsbedingungen� 
sind�nicht�hinnehmbar
Studentische Beschäftigte an außeruniversitären 

Forschungseinrichtungen  
organisieren sich gewerkschaftlich 

von Maximilian Thalheim

»Unsere Arbeitsbedingungen werden  
unserer Arbeitsleistung nicht gerecht.«
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Erst nach drei Verhandlungsrunden 
wurde am 9. Dezember eine Einigung 

in der Tarifauseinandersetzung zu den 
Entgelten im TV-L erzielt. Mit dem Ab-
schluss erhalten mehr als eine Million 
Beschäftigte eine solide Entgelterhöhung. 
Wie jedes Tarifergebnis ist auch dieses 
ein Kompromiss mit Licht und Schatten. 
Die Tarifauseinandersetzung war hart 
und vom scharfen Ton der Arbeitgeber 

gleichszahlung wird der gesetzliche Rah-
men ausgeschöpft, die Gewerkschaften 
haben bereits bei Gesetzesänderung die 
fehlende Rentenwirksamkeit kritisiert. 
Zwar fließt so schnell Geld, aber die ra-
tierlichen Einmalzahlungen bis Herbst 
2024 trösten nicht darüber hinweg, dass 
nur eine tabellenwirksame Erhöhung dau-
erhaft besteht. Wir haben dafür ge-
kämpft, dass auch Beschäftigte in Eltern-
zeit vollständig bei der Inflationsprämie 
berücksichtigt werden, die Arbeitgeber 
haben sich jedoch geweigert. Der Mix aus 
einer steuer- und abgabenfreien Inflati-
onsausgleichszahlung und einer Entgelt-
erhöhung wurde im TVöD ähnlich abge-
schlossen, allerdings erst nach einer 
schwierigen Schlichtung. Mehr Volumen 
war angesichts der Großwetterlage nicht 
rauszuholen. Die politische Ermögli-
chung der Einmalzahlungen und der 
TVöD-Abschluss haben einen starren 
Rahmen gesetzt, auf den sich die Arbeit-
geber immer wieder berufen haben.

Erfolge im Bildungsbereich

Insbesondere für Beschäftigte im Bereich 
der GEW und in Berlin gibt es jedoch Er-
folge: Für den Sozial- und Erziehungs-

geprägt, die kaum gewillt waren, vor Run-
de 3 überhaupt ein Angebot vorzulegen. 
In der Tarifeinigung sind nun einige Er-
folge enthalten. Die Entgelterhöhung be-
trägt mit dem letzten Schritt durch-
schnittlich 11,11 Prozent. 

Der Anschluss zum TVöD wird mit die-
sem Ergebnis zwar gehalten, die Diffe-
renz zwischen TVöD und TV-L bleibt je-
doch bestehen. Mit der Inflationsaus-

Im�Kern�gelungen,� 
aber�nicht�das�Ende�der�Fastenzeit
Die Leiterinnen des Vorstandsbereichs Beamten-, Angestellten- und Tarifpolitik  

bewerten den Tarifabschluss im öffentlichen Dienst der Länder

von Anne Albers und Sara Ziegler
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DER TARIFABSCHLUSS IM ÜBERBLICK

•���Möglichst�im�Dezember�2023�wird�eine�steuer-�und�abgabenfreie�Einmalzahlung�in�Höhe�
von�1.800�Euro�gezahlt�(für�Vollzeitbeschäftigte),�wenn�zwischen�dem�1.8.�und�9.12.2023�
mindestens�an�einem�Tag�Anspruch�auf�Entgelt�bestand.

•���Januar�bis�Oktober�2024:�120�Euro�monatliche�Inflationsprämie�für�Vollzeitbeschäftigte,�
ebenfalls�steuer-�und�abgabenfrei.

•���ab�1.�November�2024:�Erhöhung�der�Tabellenwerte�um�200�Euro�für�alle�Beschäftigte.
•���ab�1.�Februar�2025:�Erhöhung�der�Tabellenwerte�um�5,5�Prozent.
•���Werden�mit�den�beiden�Erhöhungsschritten�keine�340�Euro�erreicht,�wird�die�Gehalts-
steigerung�zum�1.�Februar�2025�auf�340�Euro�gesetzt.

•���Die�Laufzeit�beträgt�25�Monate.�
•���Für�studentische�Beschäftigte�werden�ab�Sommersemester�2024�Mindestentgelte�in�Höhe�
von�13,25�Euro/Stunde�festgelegt,�die�ab�Sommersemester�2025�auf�13,98�Euro/Stunde�
erhöht�werden.�Die�Mindestvertragslaufzeiten�betragen�in�der�Regel�zwölf�Monate.

Weitere Infos: www.gew.de/mehr/fragen-und-antworten
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dienst konnte eine Angleichung der Stu-
fenlaufzeiten ab Oktober 2024 erreicht 
werden, eine zentrale Forderung der GEW. 
Eine Öffnungsklausel ermöglicht eine ta-
rifliche Zulage in Berlin, die die Haupt-
stadtzulage ‚legalisiert‘. Hier werden wir 
als GEW BERLIN versuchen durchzuset-
zen, dass die bisherige Kappung ober-
halb der EG 13 aufgegeben wird. Als GEW 
BERLIN hatten wir die Forderung nach 
einer Praxisanleiterzulage aufgestellt, ei-
ne solche Regelung wird nun im Zuge der 
Redaktionsverhandlungen geprüft.

Im Kleingedruckten finden sich zudem 
Regelungen, die uns argumentativ für die 
Durchsetzung unserer Forderungen hilf-
reich sind. Für den Straßenbau wurde die 
Möglichkeit zur stufengleichen Höher-
gruppierung auf Antrag vereinbart, eine 
alte Forderung der GEW Berlin. Wir wer-
den uns in kommenden Verhandlungen 
darauf beziehen. Wir haben immerhin 
eine Gesprächszusage für den TV EntgO-L 
von der TdL erhalten, die seit 2020 beste-
hende Blockade der Arbeitgeber wurde 
also aufgebrochen. Dorthin gehört unsere 

Streikbeteiligung entscheidend

Wir Berliner*innen hatten eine solide 
Streikbereitschaft. Angesichts der Blocka-
dehaltung der Arbeitgeber zu unseren 
Forderungen in der 2. Verhandlungsrun-
de haben wir noch in den Herbstferien 
gemeinsam mit den anderen DGB-Ge-
werkschaften zu Streiks aufgerufen. Mit 
eurer Beteiligung habt ihr deutlich ge-
macht, dass sich die Gewerkschaften mit 
Aussagen wie »überzogene Forderungen« 
nicht abspeisen lassen. Die Streiktage 
wurden mit großem Engagement zahlrei-
cher Ehrenamtlicher in den Tarifkommis-
sionen gemeinsam mit den Bezirks- und 
Abteilungsleitungen sowie Vertrauensleu-
ten organisiert und von Hauptamtlichen 
unterstützt. Besonders freuen wir uns 
über mehr als 1300 neue Mitglieder in 
der GEW BERLIN. Euer Eintritt zeigt, dass 
der Wille zur Veränderung in der Bil-
dungslandschaft lebendig ist. Herzlich 
willkommen! 

Insgesamt hatten wir sieben Streiktage, 
vier davon im gesamten TV-L-Bereich. Wir 
haben am 20.11. an den Hochschulen 
und am 22.11. für eine Stadtstaatenzula-
ge gestreikt. Am 28.11. fand unser bun-
desweiter Bildungsstreiktag statt, der mit 
gut 6000 Streikenden in Berlin und 
20.000 bundesweit ein voller Erfolg war. 
Dieser Tag war nicht nur ein starkes Sig-
nal an die Arbeitgeber, sondern auch eine 
Demonstration für dringend notwendige 
strukturelle Verbesserungen im Bildungs-
bereich. Zahlreiche Kitas, Schulen und 
Hochschulen wurden bestreikt, viele Bil-
dungseinrichtungen mussten sogar voll-
ständig schließen. Eltern traten teils ver-
ständnislos an uns heran, andere erklär-
ten ihre Solidarität und boten Unterstüt-
zung an. Die vielen Erklärungen in Ge-
sprächen und Mails, sowie unsere El-
tern-E-Mail-Aktion zum Protest an den 
Senat kamen sehr gut an. 

In dieser Tarifrunde haben wir gemein-
sam gekämpft und ein Ergebnis erreicht, 
das uns zumindest angesichts der Groß-
wetterlage vorerst zufrieden stimmen 
kann. Mehr geht immer, und vor der Ta-
rifrunde ist nach der Tarifrunde. Bereiten 
wir uns jetzt schon darauf vor, im Winter 
2025 noch stärker für bessere Entgelte zu 
kämpfen! 

Forderung nach der EG 10 für alle Lehr-
kräfte.

Die erfolgreiche Organisation der Tarif-
runde ist nur unter großer Beteiligung 
der ehrenamtlich Aktiven möglich. Die 
Tarifkommissionen haben sich frühzeitig 
getroffen, um die Forderungen aufzustel-
len. Diese wurden am 10. Oktober in der 
Bundestarifkommission der Länder (BTK-L) 
diskutiert. Ein angemessenes Gehalt, das 
der Inflation Rechnung trägt, sowie ein 
Tarifvertrag für studentische Beschäftigte 
im Bund waren für uns die wichtigsten 
Forderungen. Die Verhandlungen in Pots-
dam vom 7.-9. Dezember wurden von den 
Ehrenamtlichen in der BTK-L eng begleitet. 
Wir haben mehrere Male getagt, den ak-
tuellen Verhandlungsstand bewertet und 
unseren Verhandlungsführer Daniel Mer-
bitz mit unserem Rückenwind zurück an 
den Verhandlungstisch geschickt. Beim 
Tarifergebnis fällt auf, dass es trotz der 
Blockadehaltung der Arbeitgeber gelungen 
ist, das TVöD-Ergebnis im Kern zu repro-
duzieren und weitere gute Regelungen in 
unseren Bereichen zu vereinbaren.

Anne Albers und Sara Ziegler,  
Leitung Vorstandsbereich Beamten-,  

Angestellten- und Tarifpolitik

STATEMENT DER BERLINER BTK-L-MITGLIEDER

Gemeinsam�haben�wir� in�den� letzten�Wochen�über�stimmungsvolle�und�auch�von�der�
Beteiligung�überzeugende�Streiks�in�Berlin�und�Potsdam�deutlich�gemacht,�dass�wir�uns�
mit�Almosen�nicht�abspeisen�lassen.�Freuen�wird�viele�das�Ergebnis�zu�den�Inflationsaus-
gleichzahlungen�und�Entgelterhöhungen.�Ebenso�ist�der�Wegfall�der�längeren�Stufenlauf-
zeiten�im�Sozial-�und�Erziehungsdienst�unser�Erfolg,�auch�die�Öffnung�zur�Verstetigung�der�
Hauptstadtzulage�ist�für�uns�Berliner*innen�positiv.�Im�Gesamtvolumen�haben�wir�eine�
ordentliche�Tarifeinigung�erreicht,�die�zeitgleich�auch�für�unsere�verbeamteten�Kollegin-
nen�und�Kollegen�übertragen�werden�soll.�Diese�Einigung�ist�in�jedem�kleinen�Detail�hart�
errungen.
Und�doch�bleibt�ein�schaler�Beigeschmack,�denn�der�TV�EntgO-L�spielte�erneut�kaum�eine�
Rolle�in�den�Verhandlungen�und�die�notwendigen�Entlastungen�für�den�Sozial-�und�Erzie-
hungsdienst�wurden�von�den�Arbeitgebern�brüsk�abgelehnt.�Unsere�14�Forderungen�für�
Verbesserungen�des�TV�EntgO-L,�und�damit�auch�die�EG�10�für�alle�Lehrkräfte,�werden�wir�
im�kommenden�Jahr�in�verbindlich�zugesagte�Gespräche�mit�den�Arbeitgebern�tragen.�Für�
studentische�Beschäftigte�konnten�Mindestentgelte�erreicht�werden,�das�Ziel�heißt�aber�
klar�Tarifvertrag.�Auch�wenn�wir�natürlich�gern�sofort�einen�TV�Stud�Bund�gehabt�hätten,�
ist�auch�dieses�Ergebnis�ein�erster�Erfolg.�
Bildungsthemen�waren�in�den�Verhandlungen�unterrepräsentiert.�Aber�2025�beginnt�die�
nächste�Tarifrunde.�Wir�werden�den�Organisationsgrad�erhöhen.�Die�GEW�BERLIN�zeigt�
schon�jetzt�mit�ihrer�Arbeitskampffähigkeit,�dass�die�Interessen�der�Beschäftigten�an�guten�
Arbeitsbedingungen�und�fairer�Entlohnung�die�zentralen�Treiber�einer�Bildungsgewerk-
schaft�sind.�Die�Rechnung�ist�einfach:�Je�größer�die�Streikbeteiligung,�desto�besser�die�
Verhandlungsergebnisse!

Die Mitglieder der BTK-L für die GEW BERLIN: 
Anne Albers, Robert Odarjuk, Dr. Ralf Schäfer, Matthias Schwartz, Jana Stampka, Kerstin 
Wappke, Christiane Weißhoff, Thomas Weiske, Sara Ziegler 
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Wie�politisch�engagiert� 
dürfen�Lehrer*innen�sein
Michael Csaszkóczy ist Lehrer für Geschichte, Deutsch und Kunst.  

Von 2004 bis 2007 wurde ihm die Einstellung in den Schuldienst mit Verweis auf  
sein Engagement in der Antifaschistischen Initiative Heidelberg verweigert

Das Interview führte Guido Siegel 

bbz: Dir wurde drei Jahre lang die Einstel-
lung in den Schuldienst verweigert, ob-
wohl dir keine konkreten Taten oder Äuße-
rungen vorgeworfen wurden. Womit wurde 
dieses Berufsverbot begründet?

Michael Csaszkóczy: Im Wesentlichen 
mit meiner Aktivität in antifaschistischen 
Gruppen, später auch mit meiner Mit-
gliedschaft im Bundesvorstand der Roten 
Hilfe und selbst meine Tätigkeit für den 
Bund der Antifaschistinnen und Antifa-

schisten (VVN-BdA) wurde zur Begrün-
dung herangezogen. All diese Gruppen 
hätten, so das Kultusministerium, ein zu 
negatives Bild von unserem Staat, für den 
ich ja schließlich eintreten müsse. Als Be-
leg dafür dienten die Einschätzungen des 
Verfassungsschutzes. Und der hatte mich, 
das kam bei diesem Verfahren so en pas-
sant heraus, mindestens seit meinem 18. 
Lebensjahr bespitzelt und ausgeforscht. 
Das tut er bis heute, obwohl der Verwal-
tungsgerichtshof letztinstanzlich alle ge-
gen mich erhobenen Vorwürfe für haltlos 
befunden hat und ich mittlerweile seit 
2007 Beamter auf Lebenszeit bin.

Lehrer – benutze, um meinen Positionen 
mehr Gewicht zu verleihen. Dass das nicht 
in Ordnung ist, ist ziemlich unstrittig.

 
Viele beamtenrechtlichen Formulierungen 
scheinen aus der Zeit gefallen. Welche his-
torischen Wurzeln haben eigentlich diese 
Bestimmungen?

Csaszkóczy: Diese Formulierungen 
stammen aus dem berüchtigten »Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbeam-
tentums«, das die Nazis im April 1933 
verabschiedeten. Es war eines der ersten 
nationalsozialistischen Säuberungsgeset-
ze, mit denen Juden*Jüdinnen, aber auch 
politische Gegner*innen aus dem öffent-
lichen Dienst entfernt werden sollten. 
Und in diesem Gesetz hieß es, aus dem 
Staatsdienst zu entfernen sei, wer »nicht 
Gewähr dafür bietet, jederzeit rückhalt-
los einzutreten für den nationalen Staat«. 
Diese Formulierung ist deutlich inspiriert 
von den Ideen des NS-Kronjuristen Carl 
Schmitt, der schon in der Weimarer Repu-
blik erklärt hatte, dass eine formelle Ver-
fassungstreue eben nicht ausreiche, son-
dern darüber hinaus eine Identifikation 
mit dem Staat als realer Machtinstanz zu 
fordern sei. In der BRD wurde die Formu-
lierung »nationaler Staat« durch »freiheit-
lich-demokratische Grundordnung« er-
setzt, ein Unterschied ums Ganze, wie 
man meinen könnte. Geblieben sind aber 
die geforderte Gesinnungsprognose und 
die Beweislastumkehr, wonach Zweifel ge-
nügen. Das sind Elemente, die jedem Ver-
ständnis von Rechtsstaatlichkeit Hohn 
sprechen. Das ist auch der Grund, warum 
die Alliierten nach 1945 den Deutschen den 
Bezug auf diese »hergebrachten Grund-
sätze des Beamtentums« nicht zugeste-
hen wollten. Erst mit der Eskalation des 
Kalten Krieges hat sich diese Haltung bei 
den Westalliierten geändert.

Welche Rolle hat in dem Verfahren die Tat-
sache gespielt, dass Lehrkräfte in Deutsch-
land in der Regel verbeamtet werden?

Csaszkóczy: Eine zentrale Rolle. Für Be-
amt*innen gilt die in den Beamtengeset-
zen festgeschriebene Gewährbieteklau-
sel. Das bedeutet, ich muss nicht nur das, 
was als freiheitliche Grundordnung be-
zeichnet wird, bejahen, sondern muss 
dafür Gewähr bieten, das auch in Zukunft 
jederzeit zu tun. Zweifel des Dienstherrn 
an dieser vermuteten künftigen Haltung 
genügen, um mir die Verbeamtung zu 
verweigern. Das klingt absurd, ist aber 
nach wie vor geltendes Recht.

Das Beamtenrecht ist in Bezug auf politi-
sches Engagement sehr allgemein formu-
liert. Man solle Mäßigung und Zurückhal-
tung wahren. Warum wird das deiner 
Meinung nach nicht konkretisiert?

Csaszkóczy: Weil es tatsächlich nicht 
konkretisierbar ist. Ob ich Verfassungs-
grundsätze öffentlich ablehne oder gegen 
Gesetze verstoße, lässt sich leicht fest-
stellen. Aber das genügt den staatlichen 
Stellen offenbar nicht. Was sollte auch 
eine maßvolle politische Positionierung 
sein? In der Praxis meint dieses Mäßi-
gungsgebot in erster Linie, dass ich mei-
ne Stellung nicht für politische Einfluss-
nahme missbrauchen soll. Das wäre der 
Fall, wenn ich Schüler*innen indoktrinie-
re, oder mein Amt – also meine Rolle als 

»Es ist wichtig,  
demokratische Grundsätze 
in jedem Beschäftigungs-
verhältnis zu erkämpfen.«
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Das sogenannte Mäßigungsgebot gilt für 
angestellte und verbeamtete Lehrkräfte 
gleichermaßen. Macht es im Hinblick auf 
politische Aktivitäten einen Unterschied, 
verbeamtet zu sein oder nicht? 

Csaszkóczy: Es macht insofern einen 
Unterschied, als dass so begründete Be-
rufsverbote vor einem Arbeitsgericht 
nicht die geringste Aussicht auf Erfolg 
hätten. Bei Beamt*innen landen Klagen 
vor den Verwaltungsgerichten, bei denen 
ganz andere Regeln gelten. Deshalb ha-
ben Baden-Württemberg und Hessen es 
damals strikt abgelehnt, mich im Ange-
stelltenverhältnis zu beschäftigen, auch 
wenn sie immer betont haben, die Anfor-
derungen bezüglich der politischen 
Treuepflicht seien da die gleichen.

Viele Kolleg*innen in Berlin stehen gerade 
vor der Entscheidung, ob sie einen Antrag 
auf Verbeamtung stellen sollen. Was rätst 
du im Hinblick auf kritisches politisches 
Engagement? Welche Argumente sprechen 
dafür, welche dagegen?

Csaszkóczy: Zunächst mal würde ich da-
zu raten, die Frage des politischen En-
gagements nicht an ein Beschäftigungs-
verhältnis zu koppeln. Wenn ich das tue, 
habe ich meine politische Identität in ei-
nem für mich nicht mehr erträglichen 
Maß beschädigt. Linke Politik läuft immer 
Gefahr, mit staatlicher Repression beant-
wortet zu werden. Arbeitsrechtlich, also 
im Angestelltenverhältnis, sind meine 
Erfolgsaussichten besser, mich gegen sol-
che Repression zu wehren. Aber natürlich 
könnte ich genauso sagen: Eben darum 
ist es wichtig, demokratische Grundsätze 
in jedem Beschäftigungsverhältnis zu er-
kämpfen. Sich damit abzufinden, dass 
nur die politisch Willfährigen Beamt*in-
nen werden, kann nicht die Lösung sein.

Aktuell gibt es Bestrebungen, das Diszipli-
narrecht zu verschärfen und Disziplinar-
verfahren zu beschleunigen. Begründet 
wird das mit zahlreichen Fällen von extre-
men Rechten und Reichsbürger*innen im 
Staatsdienst. Du engagierst dich seit lan-
gem gegen Rechts. Was hältst du von die-
ser Initiative?

te Propaganda oder Indoktrination an den 
Schulen zu betreiben, zu einem öffentli-
chen Aufschrei und ebenso öffentlichen 
Auseinandersetzungen führt, dann wer-
den uns auch staatliche Zwangsmaßnah-
men nicht davor schützen. Zu einer sol-
chen öffentlichen Diskussion kommen 
wir aber ganz sicher nicht, wenn Ein-
schüchterung und Duckmäusertum unter 
den Beamt*innen verbreitet werden. Das 
spielt meiner Überzeugung nach eher 
den Rechten in die Hände. 

Csaszkóczy: Das Disziplinarrecht bietet 
auch heute schon ausreichend Möglich-
keiten, gegen rassistische und faschisti-
sche Beamt*innen vorzugehen. Sie wer-
den nur nicht genutzt. Die Äußerungen 
aus dem Innenministerium sind da wider-
sprüchlich. Es geht eben nicht nur um 
eine Beschleunigung von Disziplinarver-
fahren. In Bundesländern wie Branden-
burg oder ganz aktuell Hessen wird mit 
Hochdruck daran gearbeitet, die Regelan-
frage beim Verfassungsschutz wiederein-
zuführen. Und das läuft darauf hinaus, 
einen höchst zweifelhaften antidemokra-
tischen Geheimdienst, dessen Verflech-
tungen mit der rechten Szene nicht erst 
seit dem Auffliegen des NSU bekannt ge-
worden sind, zum Herrn des Verfahrens 
zu machen.

Wenn man kein schärferes Disziplinar-
recht fordert – wie sollten gewerkschaftli-
che Positionen und Strategien aussehen, 
um zu verhindern, dass Lehrkräfte versu-
chen, rechtsextreme und andere men-
schenfeindliche Positionen in Schulen zu 
tragen?

Csaszkóczy: Ich finde, dass es besten-
falls naiv wäre, den Kampf gegen Rechts 
an Polizei oder gar an Geheimdienste zu 
delegieren. Das bleibt eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Mir scheint der Ruf 
nach staatlichem Durchgreifen da eher 
Alibifunktion zu haben. Wenn wir es 
nicht erreichen, dass jeder Versuch, rech-

Guido Siegel, 
Lehrkraft in Pankow

»Es wäre bestenfalls  
naiv, den Kampf gegen 
Rechts an Polizei oder 

Geheimdienste zu 
delegieren, das bleibt eine 

gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe.«

»Linke Politik läuft immer 
Gefahr, mit staatlicher 

Repression beantwortet zu 
werden.«

In den 70er Jahren führte der sogenannte Radikalenerlass dazu, dass 11.000 Berufsverbots-
verfahren eingeleitet wurden – davon fünf wegen des Verdachts auf Rechtsextremismus, die 
übrigen gegen linke Kolleg*innen.
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Von deutschen Medien wurden die er-
neuten Angriffe des türkischen Mili-

tärs auf das Autonomiegebiet Nord- und 
Ostsyrien kaum beachtet. Während der 
türkische Präsident Erdogan heuchlerisch 
ein Ende des Bombardements auf Gaza 
forderte, ließ er selber über 200 Angriffe 
auf die Kurd*innen in Syrien fliegen. Dabei 
wurden gezielt Schulen, Krankenhäuser 
und Wasserversorgung attackiert. 48 
Schulen wurden so stark beschädigt, dass 
für über 8.000 Schüler*innen kein Unter-
richt mehr stattfinden kann. Unter elf 
Todesopfern waren auch zwei Grund-
schüler*innen.

 David Edwards, der Generalsekretär 
der Bildungsinternationale, die rund 400 
Bildungsgewerkschaften in 170 Ländern 
vertritt, forderte die sofortige Einstellung 
der Angriffe durch die Türkei und ver-
wies auf die Genfer Konvention, der zu-
folge bei kriegerischen Handlungen die 
Zivilbevölkerung zu schützen sei. Die 
GEW-Vorsitzende Maike Finnern wandte 
sich in einem Solidaritätsschreiben an die 
Co-Vorsitzende der Bildungsgewerkschaft 
Yekîtiya Mamosteyên in Nord- und Ostsy-
rien, Nesrîn Reşik.

Zugang zu Bildung bedroht

Bei einem Online-Austausch mit GEW-Mit-
gliedern beschrieben die Kolleg*innen 
mehrerer Regionalbüros unserer Partner-
gewerkschaft die katastrophalen Auswir-
kungen der türkischen Angriffe. Durch 
die gezielte Zerstörung wesentlicher Inf-
rastruktur wie Trinkwasser-, Strom- und 
Gesundheitsversorgung sowie Bildungs-
einrichtungen wurden der Bevölkerung 
Grundlagen für ein normales Leben ge-
nommen. Durch den Einsatz von bewaff-
neten Drohnen werden immer wieder Zivi-
list*innen getötet und schwer verletzt. 

Bevölkerung floh in das Gebiet von Shehba, 
das bis heute gemäß dem Gesellschafts-
vertrag von der demokratischen Födera-
tion Nordsyrien verwaltet wird. Auch die 
Erziehung erfolgt nach dessen Grundsät-
zen (siehe bbz 9/10 2023). Shehba ist von 
seiner Lage her eine Enklave, begrenzt 
von dem syrischen Staatsgebiet und dem 
türkischen Besatzungsgebiet. 

Alle Güter können nur über von der sy-
rischen Regierung kontrollierte Check-
points nach Shehba gelangen. Die Einfuhr 
der von der Selbstverwaltung erstellten 
zweisprachigen arabisch-kurdischen Lehr-
werke wird unterbunden. In den fünf 
Camps, in denen die geflüchteten Familien 
leben, ist zwar UNICEF vertreten, bietet 
aber nur Material in Arabisch an. Der Zu-
gang zu Lehrwerken erfolgt deswegen 
weitgehend über elektronische Geräte, 
was das Unterrichten enorm erschwert. 
Gedrucktes selbst herzustellen, ist bisher 
nur bedingt möglich. 

Auch von unserem Landesverband aus kann Unter-
stützung geleistet werden, zum Beispiel durch eine 
Mitarbeit in der Koordinierungsgruppe, in der sich 
GEW-Mitglieder verschiedener Landesverbände  
zusammengeschlossen haben. Kontakt über LAMA/ 
Internationales: sigrid.masuch@extern.gew-berlin.de

In der Bevölkerung herrscht große Angst, 
weswegen Eltern ihre Kinder nicht regel-
mäßig zum Unterricht schicken.

Die Kolleg*innen unternehmen jede 
mögliche Anstrengung, um den Zugang 
zu Bildung trotz der massiven Einschrän-
kungen zu ermöglichen. Sie suchen Fami-
lien auf, versuchen sie zu ermutigen, ihre 
Kinder zum Unterricht zu schicken. In 
den Gesprächen versuchen sie ihnen Mut 
zu machen, sich durch die türkischen An-
griffe nicht vertreiben oder in die Emigra-
tion zwingen zu lassen. Denn gerade in 
den Städten und Dörfern, die in den 
Grenzgebieten zur Türkei liegen, besteht 
die Gefahr einer erneuten türkischen In-
vasion. 

Die Lehrkräfte sehen sich mit total über-
füllten Klassenräumen, traumatisierten 
Kindern und Jugendlichen sowie deren 
Eltern konfrontiert. Normaler Unterricht 
ist unter diesen Umständen kaum noch 
möglich. Wie auch nach dem Erdbeben 
im Februar 2023 müssen ständig Planun-
gen umgestellt oder Projekte ganz aufge-
geben werden.

Syrisches Regime unterdrückt  
kurdische Sprache

Eine Kollegin aus der Region Afrin/Shehba 
berichtete über die zusätzlichen Belas-
tungen, denen Kolleg*innen ihrer Region 
tagtäglich ausgesetzt sind. 2018 erfolgte 
die völkerrechtswidrige Besetzung von 
Afrin. Die dominant kurdischsprachige 

Erneute�Angriffe�erschweren�
die�Bildungsarbeit

Die Attacken der Türkei auf das Autonomiegebiet Nord-  
und Ostsyrien verstoßen gegen internationales Recht. Die GEW 

bekundet ihre Solidarität mit ihrer Partnergewerkschaft 

von Sigrid Masuch 

Sigrid Masuch, Koordinierungsgruppe 
Nord- und Ostsyrien in der GEW 

»Die Lehrkräfte sehen sich mit traumatisierten Kindern 
und Jugendlichen konfrontiert, normaler Unterricht ist  

unter diesen Umständen kaum noch möglich.«
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Den 1. November haben Menschen in 
und aus Kurdistan als Welt-Kobanê-

Tag begangen. Als die Stadt Kobanê im 
September 2014 von der Terrororganisa-
tion IS eingekesselt worden war, gab es 
weltweit Solidarität mit der Stadt und 
seinen Bewohner*innen. Es gelang in den 
folgenden Monaten, Kobanê und das Ge-
biet des heutigen Nord- und Ostsyrien von 
der Besatzung durch den IS zu befreien. 
2016 wurde die Föderation Nordsyrien 
als autonome Verwal-
tung gegründet – ein 
Zusammenschluss von 
Gruppen verschiedener 
Zugehörigkeiten und 
Religionen, vorrangig 
von kurdischen, assyri-
schen, arabischen und 
turkmenischen Bevöl-
kerungsgruppen. Doch 
bis heute ist die Selbstverwaltung in 
Nord- und Ostsyrien international nicht 
anerkannt. 

In diesem Klima hat die Türkei im Jahr 
2018 Afrin und 2019 Serekaniyê und Girê 
Spî besetzt und in der Folge einen Bevöl-
kerungsaustausch in den genannten Ge-
bieten durchgeführt. Kontinuierlich gibt 
es Angriffe auf kurdische Regionen in der 
Türkei, dem Irak und vor allem auf das 
Gebiet der Föderation Nord- und Ostsyrien. 
Zuletzt hat die Türkei ab dem 5. Oktober 
2023 eine großangelegte Offensive ge-
startet und dabei die lebensnotwendige 
Infrastruktur der Region erheblich be-
schädigt. 

Kriegserfahrung in Berlin präsent

Auch kurdische Familien in Deutschland 
sind von diesen Angriffen betroffen, denn 
häufig gibt es Verwandte oder Freund*in-
nen, die sich in den angegriffenen Regio-
nen befinden. Diese Familien stehen un-
ter Stress, der sich auch auf die Kinder 
auswirkt. Die Erinnerungen an Krieg, Zer-

die oft den Alltag in unseren Schulen be-
stimmt. Kurdische Schüler*innen und ihre 
Eltern geben deshalb die eigene Identität 
im Rahmen der Schule häufig nicht zu 
erkennen, sondern stimmen stillschwei-
gend zu, wenn sie nach wie vor als »Tür-
kisch«, »Arabisch« oder »Persisch« be-
zeichnet werden. Sie haben Angst, dass 
sich Konflikte einstellen, sobald ihre 
Identität sichtbar wird und die Schüler-
*innen nicht geschützt werden können. 

Leider gibt die Realität 
in den Schulen diesen 
Schüler*innen und ihren 
Familien allzu häufig 
recht. Es gibt Berichte von 
Anfeindungen und Diskri-
minierungen kurdischer 
Schüler*innen, zum Bei-
spiel im Zuge des Erst-
sprachenunterrichts. 

Auch Konflikte zwischen Schüler*innen 
werden von Lehrer*innen oft nicht als 
das erkannt, was sie sind: Konflikte auf-
grund der Identität oder der Religion, 
denn ebenso wenig, wie kurdische 
Schüler *innen in den Schulen sichtbar 
sind, wird auch der Grund für solche 
Konflikte sichtbar. Leider muss insgesamt 
festgestellt werden, dass Schule kein Ort 
für kurdische Schüler*innen ist, ihre 
Emotionen, ihre individuellen Erfahrun-
gen und ihre Ängste zu zeigen. Hiervon 
gibt es natürlich Ausnahmen und es 
bleibt zu hoffen, dass diese Ausnahmen 
irgendwann die Regel werden. 

störung und Vertreibung werden erneut 
wach, die Sorge um die Angehörigen ist 
allgegenwärtig. So wachsen auch Kinder 
in Deutschland mit Erfahrungen von 
Krieg und Zerstörung auf. Doch auch 
Schüler*innen aus Familien, die aus den 
anderen Regionen Kurdistans stammen, 
beschäftigen sich mit dem aktuellen An-
griffskrieg der Türkei, denn abgesehen 
von der hohen Zahl der zivilen Opfer ist 
dieser Krieg für viele Kurd*innen ein 

Krieg gegen kurdische Menschen und die 
kurdische Identität generell. Die Ausein-
andersetzung damit ist hochemotional 
und betrifft die kurdische Community in 
Berlin insgesamt.

In den Schulen gibt es aber keine Mög-
lichkeit für Kinder, über ihre Erfahrungen 
zu berichten. Schulen verfügen über zu 
wenige Möglichkeiten und Kompetenzen, 
die emotionalen Bedürfnisse von Schüler-
*innen aufzugreifen und ihre Erfahrungs-
welten zu bearbeiten. Häufig fehlt auch 
den Lehrer*innen oder Sozialarbeiter*in-
nen das Wissen über aktuelle Konflikte 
oder Kriegshandlungen, von denen ihre 
Schüler*innen möglicherweise betroffen 
sein könnten. 

Kurdische Identität wird marginalisiert 

Erschwerend wirkt hierbei die fehlende 
Anerkennung für die kurdische Identität. 
Die Marginalisierung des Kurdischen und 
die Dominanz, unter anderem durch die 
türkische Community, ist eine Erscheinung, 

»Die�Sorge�um�Angehörige�ist�
allgegenwärtig«

Unter den türkischen Angriffen auf das Autonomiegebiet  
Nord- und Ostsyrien leiden auch kurdische Schüler*innen in Berlin 

von Cornelia Rasulis

»Schulen verfügen über zu wenige Möglichkeiten 
und Kompetenzen, die emotionalen Bedürfnisse 

von Schüler*innen aufzugreifen und ihre  
Erfahrungswelten zu bearbeiten.«

Cornelia Rasulis,  
Yekmal e.V.,  

Verein der Eltern aus  
Kurdistan in Deutschland
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Zum Artikel »Die Sache mit der  
Verbeamtung« von Ilse Schaad  
bbz November/Dezember 2023

Ilse Schaad beginnt ihren Artikel mit ei-
ner berechtigten Kritik an der Berliner 

Schaukelpolitik, im Lehrerbereich mal zu 
verbeamten, mal im bundesdeutschen 
Alleingang darauf zu verzichten, und sie 
behauptet, das Streben nach Verbeam-
tung habe meist nur finanzielle Gründe. 
Aber geht es nicht auch um einen siche-
ren Arbeitsplatz, den man eigentlich al-
len Beschäftigten wünschen würde? Sie 
bezichtigt mich dann der Falschdarstel-
lung, weil ich in meinem Artikel vom 
Sommer die Problematik der Verbeam-
tung hervorhob und dabei die Überein-
stimmung der NS-Formulierung (im Be-
amtengesetz von 1933) mit den Nach-
kriegsformulierungen im Beamtenrecht 
hervorhob und schrieb: »Das Beamtentun 
hat in Deutschland eine unheilige Tradi-
tion.« Dabei orientierte ich als Mitglied 
der AG Berufsverbote auf die zunehmen-
de juristische Absicherung von Diszipli-
nierungsparagrafen. Dass das Beamten-
recht erst durch die Nazis eingeführt 
wurde (liebe Ilse, nicht nur die Juden 
waren betroffen, sondern jede demokra-
tische Gesinnung wurde verfolgt), habe 
ich nie behauptet, ich hätte auch die Göt-
tinger 7 Professoren nennen können, die 
1837 entlassen wurden, oder die Sozial-
demokratInnen, die infolge des Sozialis-
tengesetzes von 1878 nicht nur mit Be-
rufsverbot entlassen wurden, sondern 
z.T. auch mit Haft und Verbannung rech-
nen mussten. Du feierst das Beamtentum 
als Träger des Fortschrittes, im Rundum-
schlag von den alten Ägyptern bis heute. 
Ist es dagegen nicht eher ein Instrument, 
mit dem die jeweils Herrschenden durch 
eine Gruppe von hochbezahlten, treu er-
gebenen »Staatsdienern« ihre Interessen 
durchsetzten? Von Imhotep im alten 
Ägypten (der wohl nicht, wie Du meinst, 
die Stufenpyramide erbaute, sondern tau-
sende von Untertanen dafür knechtete), 
über die Chinesen, bei denen auch der 
Henker ein Beamter war, über Preußen bis 
heute. Dem Neuköllner Kollegen Rainer 
Rowald wurde in seinem Berufsverbots-
prozess in den 70-ern übrigens vorgehal-
ten, mit Jugendlichen das Brecht-Gedicht: 
»Wer baute das siebentorige Theben« be-
handelt zu haben, man sollte es mal wie-
der lesen! Liebe Ilse, ich kenne Dich seit 
Jahrzehnten als aktive Gewerkschafterin, 
im Kampf der GEW für bessere Arbeitsbe-

wurde, hieß das: Die Schule als Polis. Was 
angesichts dieser Erinnerungen auch auf-
fallen muss: In keinem der bbz-Artikel 
zum Rahmenthema ein Zitat, ein Verweis, 
eine Fußnote zu dem damals viel beach-
teten Buch. Woran mag das liegen? Veral-
tet ist es mit Sicherheit nicht, siehe oben. 
Vielleicht könnte das redaktionelle Ver-
ständnis von Aktualität und Praxisnähe 
den generellen Verzicht auf Literaturhin-
weise nahegelegt haben. Aber auch ein 
anderer Grund ist möglich: Das Buch von 
1993 kennt niemand mehr. 30 Jahre sind 
die Spanne einer Generation – wer liest 
schon noch 30 Jahre alte Bücher?! Ich ha-
be Hentigs Buch in den 90er Jahren in 
den Seminaren der Gewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit (gba) bekanntgemacht und 
viel positive Resonanz erfahren. Auch 
diese bbz-Ausgabe möge das neue Den-
ken beflügeln! Rüdiger Schmidt

Zur bbz November/Dezember 2023

Vier Wochen nach dem Hamas-Massa-
ker kommt die bbz ins Haus – kein 

Kommentar dazu. Drei Wochen nach Kon-
flikten mit Schülern palästinensischer 
Herkunft auf Berliner Schulhöfen – kein 
Kommentar dazu. Keine Stellungnahme 
des GEW-Vorstandes, kein Wort aus der 
Redaktion. Früher hätte ich protestiert, 
heute bin ich nur traurig. Von meinen 
Kolleginnen und Kollegen hätte ich Soli-
darität mit dem angegriffenen Israel er-
wartet, Solidarität mit den Juden in 
Deutschland und eine entschiedene Posi-
tion gegen Antisemitismus sowie die For-
derung nach angemessener Beachtung 
dieser Themen im Rahmen der politi-
schen Bildung.  Wilfried Seiring

dingungen. Als Du auf der Sommer-LDV 
2023 die KandidatInnen nach ihrer Partei-
zugehörigkeit fragtest, konnte ich mir 
das nicht erklären, bist Du doch immer 
so sensibel in puncto Persönlichkeits-
schutz. Nach Deiner Verteidigung des 
Beamtentums habe ich den Eindruck, 
dass Dir vielleicht nicht ganz klar ist, wie 
leicht solche Informationen zur Denunzi-
ation missbraucht werden können, siehe 
auch das neue »Hinweisgeberschutzge-
setz« der Bundesregierung.  Lore Nareyek

Zum Titel »Schule neu denken«  
bbz November/Dezember 2023

Ein Thema, das offenbar schon länger 
aktuell ist, sonst wäre mir nicht sofort 

ein Buch eingefallen, das (fast) den glei-
chen Titel trägt: Die Schule neu denken, 
erschienen 1993, vor exakt 30 Jahren, im 
Carl Hanser Verlag, Autor: Hartmut von 
Hentig. Warum mir diese Reminiszenz 
bemerkenswert erscheint? Wie sich die 
Bilder gleichen! Nicht nur der Titel, eben-
so die Analyse der jeweils aktuellen Situ-
ation kommt dem Leser beklemmend 
aktuell vor. Auffallend, aber weniger über-
raschend: Auch die Folgerungen für die 
Schule, die »neu gedacht« werden muss, 
sind sehr ähnlich. Da geht es um Klassen-
frequenzen, Individualisierung, Aufbre-
chen des starren Stundenplans und des 
Fachunterrichts, Öffnen der Schule in die 
Lebenswelt der Erwachsenen, Ermutigung 
der Einzelnen, Aushalten von Widersprü-
chen, Kompromisse bei strittigen Fragen 
– insgesamt dann auch: Einüben in Demo-
kratie. Bei Hentig, dem gelernten Altphi-
lologen, bevor er Pädagogikprofessor und 
in Bielefeld praktischer Schulreformer 

Am 22. November 2023 streikten die Beschäftigten der Arno-Fuchs-Schule gemeinsam 
mit 10.000 Menschen für eine Gehaltserhöhung für die Tarifbeschäftigten im Geltungs-
bereich des TV-L und erhöhten somit den Druck auf die Arbeitgeber. FOTO: GEW BERLIN
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Zwischen Mariupol und Berlin

Vier Freund*innen feiern ihr Wie-
dersehen. Kennengelernt haben 
sie sich 2014 in Mariupol, als die 
beiden Deutschen für eine For-
schungsarbeit vor Ort recherchier-
ten. Gemeinsam erlebten sie im 
gleichen Jahr den Beginn des 
Krieges und flüchteten miteinan-
der aus der Stadt. Sie blieben in 
Kontakt, schrieben und besuchten 
einander. Den erneuten Angriff 
auf Mariupol 2022 erlebten sie an 
verschiedenen Orten: Maria als 
Gymnasiallehrerin in Berlin, Lukas 
in Chile während der Dreharbeiten 
zu seinem neuen Dokumentarfilm, 
Anastasiia an der Juristischen 
Fakultät in Kyiv und Orest bei den 
Vorbereitungen zu einem Festival 
in Mariupol. Im letzten Zug vor 
der Umzingelung verlässt er die 
Stadt. Nun versammeln sich die 
vier in einer geräumigen Altbau-
wohnung in Berlin und erinnern 
sich an ihre Studienzeit. Lukas hat 
gekocht, Maria und Orest sind 
endlich ein Paar und Anastasiia 
vermisst ihren Mann, der nicht 
erzählen darf, wo er gegenwärtig 
kämpft. Sie sind keine Studieren-
den mehr. Wie soll man sich an-
gesichts des Krieges verhalten? 
Welches Leid, aber auch welche 
neuen Lebenswege verursacht der 
Krieg? Wie kann Widerstand gegen 
Unrecht geübt werden? »Postkarten 
aus dem Osten« unter der Regie 
von Stas Zhyrkov feiert am 30. Ja-
nuar an der Schaubühne Premiere. 
www.schaubuehne.de

B Ü C H E R
ZUM BLACK HISTORY MONTH

Warum Feminismus mehr  
als Geschlechtergerechtigkeit 
fordern muss

Viel zu oft neigen weiße Frauen 
dazu, Feminismus eindimensional 
und Unterdrückung singulär zu 
begreifen. Was fehlt, ist das Ver-
ständnis, dass Schwarze Frauen 
und Women of Color unterschied-
lichen Formen von Unterdrückung 
gleichzeitig ausgesetzt sind. In 
ihrem Buch »Schwarz. Deutsch. 
Weiblich.« zeigt Natasha A. Kelly, 
wie Elitedenken und rassistische 
Vorurteile seit Langem den west-
lichen feministischen Diskurs 

bestimmen und so einen für alle 
offenen Feminismus verhindern. 
Um das zu ändern, erzählt sie an-
hand von persönlichen und kol-
lektiven Erfahrungen und histo-
rischen Schlaglichtern vom Schwar-
zen Feminismus in Deutschland.

Die Geschichte einer Bewegung

Gestützt auf eine Vielzahl von 
Quellen zeichnet die afrokaribisch-
amerikanische Historikerin Tiffany 
N. Florvil in »Black Germany« die 
Entstehung und Entwicklung der 
modernen Schwarzen Bewegung 
in Deutschland von den 1980er 
bis in die 2000er Jahre nach. Von 
zentraler Bedeutung waren dabei 
Protagonistinnen des Schwarzen 

deutschen Feminismus: May Ayim, 
Katharina Oguntoye, Jasmin Eding, 
Ria Cheatom und viele andere. Sie 
machten Schwarzsein in Deutsch-
land sichtbar, kämpften gegen Ras-
sismus und für eine selbstbestimm-
te Identität als Schwarze Deutsche.

 
Schwarzes Wissen verankern

Die Black Lives Matter-Bewegung 
hat die Gesellschaft aufgerüttelt 
und Veränderungen ins Rollen 
gebracht. Auch in Deutschland. 
Doch Schwarze FLINTA*-Personen, 
die in Deutschland leben, finden 
sich selbst und ihre eigenen Ge-
schichten oft nicht wieder. Wie 
ihre Lebensrealität hierzulande 
aussieht und welche Ziele und 
Zukunftsvisionen sie sich erträu-
men, erzählen intim und scho-
nungslos 20 Schwarze FLINTA*. 
In ihren Texten brechen sie mit 
Stereotypen, fordern zum Umden-
ken auf und erschaffen einen Raum 
für eigene Identitäten. Mit Illust-
rationen von Sharonda Quainoo. 

M AT E R I A L I E N 
ZUM BLACK HISTORY MONTH

Schwarz und deutsch

Deutschland blickt auf eine jahr-
hundertelange Schwarze Geschich-
te zurück. Doch die bereits vor 
dem Ersten Weltkrieg bestehende 
Schwarze Community wurde im 
Zuge rassistischer Propaganda 
und Verfolgung bis 1945 weitge-
hend ausgelöscht – die Erinnerung 

an sie und eine breite Auseinan-
dersetzung mit Anti-Schwarzem 
Rassismus in Deutschland blieb 
lange aus. In den vergangenen 
Jahren ist etwas aufgebrochen: 
Die Aufarbeitung deutscher Ko-
lonialverbrechen wird mittlerwei-
le vehementer gefordert, ebenso 
die Beschäftigung mit den Lebens-
realitäten Schwarzer Menschen. 
In der Ausgabe »Schwarz und 
deutsch« der Zeitschrift der Bun-
deszentrale für politische Bildung 
»Aus Politik und Zeitgeschichte« 
sprechen Autor*innen über den 
Afrozensus, Identität, antirassis-
tische Diskurse und die Entstehung 
der Schwarzen Community in 
Deutschland. Das Pdf ist kostenlos 
downloadbar: www.bpb.de/shop/
zeitschriften/apuz/schwarz-und-
deutsch-2022

Zukunftsperspektiven von 
Schwarzen Menschen in 
Deutschland

Seit mehr als 400 Jahren leben 
Schwarze Menschen in Deutsch-
land. In der öffentlichen, politi-
schen und akademischen Wahr-
nehmung bleiben sie jedoch weit-
gehend unsichtbar. Entwicklungen 
im Zuge der Black Lives Matter 
Bewegung aus den USA trugen 
auch in Deutschland kurzfristig 
dazu bei, einen gesamtgesellschaft-
lichen Diskurs über die Lebensre-
alitäten der rund eine Million Men-
schen afrikanischer Abstammung 
und über strukturellen Rassismus 
hierzulande zu führen. Ansonsten 
ist das Thema kaum präsent, was 
sich auch im fehlenden Bewusst-
sein für die deutsche Kolonialge-
schichte spiegelt. Die Schwarze 
Community ist in Deutschland 
seit Jahrzehnten organisiert. Das 
Dossier »Schwarz in Deutschland« 
fragt, was sich seit der Veröffent-
lichung des ersten Heimatkunde-
Dossiers »Schwarze Community 
in Deutschland« 2006 an gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen 
für Schwarze, afrikanische und 
afrodiasporische Menschen in 
Deutschland gewandelt hat. Wie 
haben sich ihre Lebensrealitäten 
verändert und welche politischen 
und gesellschaftlichen Verände-
rungen braucht es darüber hinaus, 
um die uneingeschränkte politi-
sche, soziale und ökonomische 
Gleichberechtigung Schwarzer 
Menschen sicherzustellen? Das 
Dossier umfasst zahlreiche Bei-
träge Schwarzer Autor*innen, 
Aktivist*innen und Wissen schaftler-

 k Tiffany N. Florvil übersetzt von 
Stephan Pauli (2023): »BLACK 
GERMANY«, Christoph Links Verlag, 
416 Seiten, 26 Euro

 k Natasha A. Kelly (2023): 
»Schwarz. Deutsch. Weiblich«, PIPER, 
304 Seiten, 22 Euro

 k Evein Obulor in Zusammen ar beit 
mit RosaM ag (2021): »Schwarz 
wird großgeschrieben«, &Töchter 
Verlag, 240 Seiten, 22 Euro
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EACH ONE TEACH ONE

EOTOs Bibliothek ist ein Ort für 
Recherche zu afrodiasporischer 
Literatur, Philosophie und Kultur 
und bietet mit dem Sankofa BRD/
Sankofa DDR Archiv eine einma-
lige Sammlung von Primärquellen 
zu Schwarzer Deutscher Geschich-
te zur Wendezeit. Die Bibliothek 
stellt die aus EOTOs Antidiskri-
minierungs-Projekt EACH ONE 
gewonnenen Inhalte zu Anti-
Schwarzem Rassismus in Deutsch-

*innen, die nach Antworten auf 
diese Fragen suchen und sich der 
Geschichte, den Lebensrealitäten, 
Kämpfen und Zukunftsperspek-
tiven der vielfältigen Schwarzen 
Community in Deutschland wid-
men. Das Dossier der Heinrich-
Böll-Stiftung wurde von Mehret 
Haile-Mariam kuratiert sowie von 
Djamilia Prange de Oliveira lek-
toriert und ist online lesbar: https://
heimatkunde.boell.de/de/schwarz-
in-deutschland

land und Europa bereit und er-
möglicht Betroffenen, Fachleuten 
aus Politik, Medien und Kultur, 
sich über Rassismus- und Diskri-
minierungsprävention zu infor-
mieren. Sie bietet Schreibsalons, 
in denen junge von erfahrenen 
Schwarzen Autor*innen lernen, 
sie ist Treffpunkt unterschiedlicher 
afrodiasporischer Communities 
und Initiativen und ein Ort, an 
dem ein Literatur-Lifestyle gelebt 
wird, der Prosa, Film, Aktivismus, 
Mode, Poetry, Politik, Musik, Spo-
ken Word, Wissenschaftlichkeit 
und lockeres Beisammensein ver-
bindet. Der Bestand der Bibliothek 
umfasst etwa 7000 Bücher und 
die Bibliothek ist zum Zentrum 
der zahlreichen Aktivitäten von 
EOTO geworden, in dem Schwar-
ze, Afrikanische und Afrodiaspo-
rische Menschen den Diskurs um 
Literatur und Kultur gestalten. 
Kontakt: bibliothek@eoto-archiv.de
www.eoto-archiv.de/literatur/ 
#bibliothek 

A K T I V I TÄT E N 
Heilpädagogischer Fachdienst: 
Unterstützung für Kitas

Ratsuchende Familien und Fach-
kräfte aus der Kindertagesbetreu-
ung können sich unkompliziert 
und kostenlos vom Heilpädago-

gischen Fachdienst »Berliner Kie-
bitze« beraten lassen. Die Expert-
*innen des niedrigschwelligen 
Angebots sind an 16 Standorten 
berlinweit vertreten. Bei Sorgen 
um die Entwicklung eines Kindes 
stehen die Kiebitze den Eltern und 
auch den pädagogischen Fachkräf-
ten in den Kitas zur Seite. In der 
Kita-AG am 15. Februar 2024 von 
18 bis 20 Uhr in der GEW-Ge-
schäftsstelle stellen die Kolleg-
*innen die Arbeit des Heilpäda-
gogischen Fachdienstes »Berliner 
Kiebitze« vor. Es wird Raum zum 
Austausch über dieses spezielle 
Unterstützungsangebot geben und 
es werden Wege aufgezeigt, wie 
dieses auch gewinnbringend in 
anderen Kitas genutzt werden kann.

Fachtag für Mitglieder in Schul­
leitungsteams der Vereinigung 
Berliner Schulleiter*innen

Am Mittwoch, den 24. April 2024 
findet von 9 bis 15.30 Uhr im GEW-
Haus der Fachtag für Mitglieder 
in Schulleitungsteams der Verei-
nigung Berliner Schulleiter*innen 
statt. Über das Thema »Die eigen-
ständige Schule zwischen An-
spruch und Wirklichkeit« spricht 
Gastreferent Thomas Duveneck, 
Leiter der Abteilung II der SenBJF 
(Grundsatzangelegenheiten).

Wettbewerb »Die Gelbe Hand« 
2023/2024 

Der Verein »Mach' meinen Kumpel 
nicht an! – für Gleichbehandlung, 
gegen Rassismus« sucht bis zum 
14. Januar 2024 Wettbewerbsbei-
träge, die ein kreatives Zeichen 
gegen Rassismus, Ausgrenzung 
und für ein solidarisches Mitein-
ander setzen. Sie müssen im Jahr 

Willkommen in Berlins
Beamtenlaufbahn!
Endlich privat krankenversichern.

Per Klick
HUK.de/verbeamtung
Info@HUK-COBURG.de

Informieren Sie sich jetzt bei der HUK-COBURG

Persönlich
Geschäftsstelle Berlin
Marburger Straße 10
10789 Berlin                                                                                     

A N Z E I G E

THE COMMUNICATION ACADEMY BERLIN
Vielfalt als Ressource & Vielfalt als Chance

Fortbildungen 2024
•  Theatermethoden für Sprech- und Stimmtraining
• Umgang mit unfairer Argumentation
• Das Puppenspiel in der pädagogischen und  
 sozialen Arbeit
• Lampenfieber als Herausforderung
Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski, M. A. 
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin, Tel. 030-23 63 91 77

www.communication-academy.org

A N Z E I G E N

Tel. 030 - 94 41 81 24, www.gymnasium-panketal.de
Spreestr. 2, 16341 Panketal, S2 Richtung Bernau, Haltestelle Zepernick

Freie Stadtrandschule im Grünen
Gymnasium Panketal

Kleine Klassen?  Haben wir !
Lehrer werden am Gymnasium Panketal.



JANUAR/FEBRUAR 2024 | bbz  SERVICE 53

2022 und 2023 entstanden und 
bei keinem Wettbewerb prämiert 
wurden sein. Erlaubt sind alle 
Projektarten, Darstellungsformen 
und Medien. Teilnehmen können 
Gewerkschaftsjugend, Auszubil-
dende, Schüler*innen an Berufs-
schulen/-kollegs und alle Jugend-
lichen, die sich derzeit in einer 
beruflichen Ausbildung befinden 
– aus dem ganzen Bundesgebiet. 
Detailierte Informationen gibt es 
unter: www.gelbehand.de/setz-ein-
zeichen/wettbewerb-aktuell 

S E N I O R*I N N E N
Die Veranstaltungen der Senior*innen 
sind offen für alle GEW-Mitglieder 
und Gäste! Eintrittsgelder müssen 
selbst getragen werden. Wenn nicht 
anders angegeben, ist eine Anmeldung 
nicht erforderlich. Wenn du über die 
Angebote für GEW-Senior*innen auf 
dem Laufenden sein möchtest, schicke 
eine Mail an: seniorinnen-team@gew- 
berlin.de. Außerdem finden sich alle 
Termine im Veranstaltungskalender auf 
der GEW-Website: www.gew-berlin.
de/veranstaltungskalender/events/list. 
Das Leitungsteam der Senior *innen or-
ganisiert am 3. Mittwoch jeden Monats 
ein Treffen mit Vorträgen zu politischen 
und sozialpolitischen Themen mit 
anschließender Diskussion, Berichten 
aus dem Gewerkschaftsleben sowie 
einer aktuellen Viertelstunde.
 Euer Senior*innen-Team 
 
 
Senior*innen/Junge Alte
Mittwoch, 17. Januar | 14.30 Uhr
»Der Alterungsprozess/das Sterben 
zwischen Medikalisierung, Verjün­
gungsindustrie und Sterbehilfe« 
Präsentation und Diskussion mit 
Dr. Christian Meyer

Mittwoch, 21. Februar | 14.30 Uhr
»Immer im Ausnahmezustand« 
Zum Thema »Erlebter Kolonialis-
mus« berichtet Dr. Eva König-
Werner. Aus der Perspektive der 
Kolonialisierten spricht sie über 
einen Java-chinesischen Jungen 
im kolonialen Schulsystem »Nie-
derländisch-Ostindiens« (Indone-
sien) der 1930 Jahre. 
 
 
Senior*innen Lichtenberg/
Mahrzahn­Hellersdorf

Donnerstag, 18. Januar I 10.45 Uhr
Führung in der Gedenkstätte »Deut­
scher Widerstand« Am historischen 
Ort des Umsturzversuchs bietet 

DAS GEW-HAUS IM JANUAR UND FEBRUAR 2024 

08. JAN 16.30 UHR Vereinigung Berliner Schulleiterinnen und Schulleiter

08. JAN 17.00 UHR Betriebsgruppe Kindergärten NordOst

09. JAN 18.30 UHR Fachgruppe Gymnasien

09. JAN 17.00 UHR Betriebsgruppe Unionhilfswerk

09. JAN 18.00 UHR Leitung Abteilung Kinder­, Jugendhilfe und Sozialarbeit

10. JAN 17.00 UHR Betriebsgruppe Humboldt­Universität 

14. JAN 11.00 UHR Sprecherinnenrat Neujahrstreffen

15. JAN 17.00 UHR LA für Migration, Diversität und Antidiskriminierung

16. JAN 17.00 UHR AG Medienbildung

16. JAN 18.30 UHR Abteilung Berufsbildende und zentral verwaltete Schulen

17. JAN 14.30 UHR  Senior*innen/Junge Alte, Thema: »Der Alterungsprozess/
das Sterben zwischen Medikalisierung, Verjüngungsindus-
trie und Sterbehilfe«

17. JAN 18.30 UHR LGBTQIA* AG queer­inklusive Pädagog*innen

18. JAN 18.00 UHR Kita AG

19. JAN 18.00 UHR Fachgruppe Erwachsenenbildung

22. JAN 17.00 UHR LA für Migration, Diversität und Antidiskriminierung

23. JAN 17.00 UHR Frauen

23. JAN 17.00 UHR AG Quereinstieg

25. JAN 15.00 UHR AG Jugendliteratur und Medien

30. JAN 17.00 UHR  Online­Info­Veranstaltung »Berufseinstieg Berliner Schule 
Juli 2024«

30. JAN 19.00 UHR  AG Schwule Lehrer

05. FEB 16.30 UHR Vereinigung Berliner Schulleiterinnen und Schulleiter

05. FEB 17.00 UHR Betriebsgruppe Kindergärten NordOst

13. FEB 18.00 UHR Leitung Abteilung Kinder­, Jugendhilfe und Sozialarbeit

14. FEB 17.00 UHR Betriebsgruppe Humboldt­Universität

15. FEB 18.00 UHR  Kita AG, Thema: Heilpädagogischer Fachdienst –  
Unterstützung für Kitas

19. FEB 17.00 UHR LA für Migration, Diversität und Antidiskriminierung

20. FEB 17.00 UHR AG Medienbildung

20. FEB 17.00 UHR  Online­Info­Veranstaltung »Quereinstieg als Lehrer*in 
und berufsbegleitende Ausbildung in Berlin«

20. FEB 18.30 UHR Abteilung Berufsbildende und zentral verwaltete Schulen

21. FEB 14.30 UHR Senior*innen/Junge Alte, Thema: »Erlebter Kolonialismus«

21. FEB 18.30 UHR Fachgruppe Gymnasien

21. FEB 18.30 UHR LGBTQIA* AG queer­inklusive Pädagog*innen

27. FEB 17.30 UHR AG Inklusion

27. FEB 17.00 UHR Frauen

28. FEB 17.00 UHR  Online­Info­Veranstaltung »Verbeamtung nach dem 
Referendariat«

29. FEB 15.00 UHR AG Jugendliteratur und Medien

01. MÄR 18.00 UHR Fachgruppe Erwachsenenbildung

Eine ausführliche Übersicht aller kommenden Veranstaltungen  
findest du auf unserer Webseite: www.gew-berlin.de/ 
veranstaltungskalender

Kinderbetreuung
Wir möchten die Vereinbarkeit von Gewerkschaft und Familie 
fördern, deswegen übernehmen wir einen Teil deiner Betreuungs-
kosten in Höhe von 15 Euro pro Stunde.
kinderbetreuung@gew-berlin.de
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Ndie Dauerausstellung einen gefä-

cherten Überblick über den gesam-
ten Widerstand gegen den Natio-
nalsozialismus über alle Bevölke-
rungsschichten hinweg. Treffpunkt: 
10.45 Uhr vor dem Eingang der 
Gedenkstätte in der Stauffenbergstr. 
13-14, 10785 Berlin- Mitte, 11 Uhr 
Beginn der Führung; Fahrverbin-
dung: Bus M29, Haltestelle Gedenk-
stätte »Deutscher Widerstand«, 
Bus 200, Haltestelle Tiergarten-
straße; Bus M48 – Kulturforum; 
Kontakt: Sigrun Döring 033439/ 
536 73
 

Senior*innen Pankow

Dienstag, 23. Januar 2024 | 11 Uhr
Besichtigung und Führung im Anna­
Seghers­Museum Treffpunkt: 10.45 
Uhr vor dem Hauseingang Anna-
Seghers-Straße 81, 12489 Berlin 
Adlershof, Kosten: 2 Euro; verant-
wortlich: R. Lange

Dienstag, 6. Februar 2024 | 10 Uhr
Besuch des Dokumentationszentrums 
NS­Zwangsarbeit Treffpunkt: 09.45 
Uhr vor dem Eingang in Schöne-
weide, Britzer Straße 5, 12439 
Berlin; Kosten: keine; verantwort-
lich: R. Lange
 
 
Chor

3. Januar GEW-Haus, 17. + 31. Ja-
nuar, 21. Februar um 16.45 Uhr, 
Lette Verein, Raum A 480, Victoria-
Luise-Platz 6, 10777 Berlin; Kon-
takt: Peter Sperling und Christine 
Naumann, Tel. 030/28 43 25 01

Singkreis   

10. + 24. Januar, 7. Februar (Ferien 
Raum N009) und 14. + 28. Februar 
16.30 Uhr, Lette Verein, Raum A 
480, 25. Oktober 13.45 Uhr Raum 
N009, Lette-Verein, Victoria-Luise-
Platz 6, 10777 Berlin; Kontakt: 
Luis von Simons, Tel. 0170/544 
60 76 und Ulfert Krahé, Tel. 030/ 
833 33 63

Geburtstagsstammtisch  
GEW Ruheständler*innen 

24. Januar und 28. Februar um 
14.30 Uhr im Café Ulrichs, schräg 
gegenüber dem GEW-Haus, Kon-
takt: Monika Rebitzki, Tel. 030/ 
471 61 74  
 
 



GEWusst wo
Neue Impulse für den fachübergreifenden  
und fächerverbindenden Unterricht auf einen Blick

Telefon: (030) 21 99 93-0 | Mail: info@gew-berlin.de | www.gew-berlin.de 

Mit der GEW BERLIN bleibst du am Puls der Zeit.  
Wir haben unsere Sammlung fachübergreifender und fächerverbindender 
Materialien für den Schulalltag aktualisiert und besser strukturiert – mit Links 
zu Unterrichtsmaterialien, Handreichungen, Workshops und Anlaufstellen.

www.gew­berlin.de/ 

materialien­fuer­den­ 

schulalltag

Mehr Information:




